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(Beginn: 14.05 Uhr)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Verehrte
Kolleginnen und Kollegen! Ich bitte Sie, die Plätze ein-
zunehmen. - Ich eröffne die 106. Vollsitzung des Bay-
erischen Landtags. Presse, Funk und Fernsehen
sowie Fotografen haben um Aufnahmegenehmigung
gebeten. Die Genehmigung wurde erteilt.

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, möchte ich
noch einige Geburtstagsglückwünsche aussprechen.
Am 9. Juli feierten Herr Kollege Dr. Hans Jürgen Fahn
und Herr Kollege Oliver Jörg einen runden Geburts-
tag. Am 12. Juli feierte der Kollege und ehemalige
Staatsminister Josef Miller einen halbrunden Geburts-
tag, und heute hat Herr Kollege Walter Nadler Ge-
burtstag.

(Allgemeiner Beifall)

Ich wünsche Ihnen im Namen des gesamten Hauses
und persönlich alles Gute und weiterhin viel Erfolg für
Ihre parlamentarische Arbeit.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 1 auf:

Aktuelle Stunde gem. § 65 GeschO auf Vorschlag
der Fraktion FREIE WÄHLER
"Gleichwertige Lebensbedingungen in Bayern -
eine Fata Morgana der Staatsregierung?
Konzepte? Ziele? Ergebnisse?"

In der Aktuellen Stunde dürfen die einzelnen Redner
grundsätzlich nicht länger als fünf Minuten sprechen.
Auf Wunsch einer Fraktion erhält einer ihrer Redner
bis zu zehn Minuten Redezeit. Dies wird auf die An-
zahl der Redner der jeweiligen Fraktion angerechnet.
Ergreift ein Mitglied der Staatsregierung das Wort für
mehr als zehn Minuten, erhält auf Antrag einer Frak-
tion eines ihrer Mitglieder Gelegenheit, fünf Minuten
ohne Anrechnung auf die Zahl der Redner dieser
Fraktion zu sprechen. Die Regeln sind also bekannt.

Erster Redner ist Herr Kollege Alexander Muthmann
für die FREIEN WÄHLER. Bitte schön, Herr Kollege.

Alexander Muthmann (FREIE WÄHLER): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen!
"Gleichwertige Lebensbedingungen in und für ganz
Bayern" ist das zentrale Thema, mit dem wir 2008 im
Landtag angetreten sind und für das wir bis heute
kämpfen. Deswegen ist es nur konsequent, dass wir
in der letzten Sitzungswoche vor der Sommerpause
dieses Thema benennen, in der Woche, ab der sich
die Staatsregierung dieser Aufgabe ein weiteres Jahr
widmen und dafür stark eintreten kann. Wir wollen
nach Konzepten, Zielen und Ergebnissen fragen. Ich
will gerne erklären, wie wir auf den Begriff "Fata Mor-

gana" kommen. Eine Fata Morgana ist mehr Schein
als Sein und hat mit heißer Luft zu tun. Leider haben
wir in der Vergangenheit gerade beim Thema der
gleichwertigen Lebensbedingungen immer wieder sol-
che Naturerscheinungen erleben müssen.

Wie ist denn die Situation in Bayern? - Ich will Ihnen
nur zwei Indikatoren nennen, als ersten die demogra-
fische Entwicklung und die Wanderungsbewegungen,
und zwar nicht mit dem Blick voraus - diese Zahlen
kennen wir natürlich auch -, sondern mit dem Blick zu-
rück in die Jahre 2001 bis 2010. Auf der einen Seite
haben wir in der Stadt München in diesem Zeitraum
einen Einwohnerzuwachs von 10,2 % zu verzeichnen,
auf der anderen Seite im Landkreis Regen ein Minus
von 4,5 % und im Landkreis Wunsiedel ein Minus von
9,9 % bei der Einwohnerzahl. Das ist keine Prognose,
sondern Realität.

Der zweite Indikator ist das Bruttoinlandsprodukt pro
Einwohner in den jeweiligen Regionen. In der Region
Donau-Wald beträgt das Bruttoinlandsprodukt pro
Einwohner im Jahr 2010 28.049 Euro, in Westmittelf-
ranken 26.465 Euro und in der Region München
47.154 Euro. Auch diese Daten verweisen auf die je-
weilige Wirtschaftskraft mit den damit verbundenen
Sogwirkungen und machen deutlich, dass von gleich-
wertigen Lebensbedingungen und -chancen noch
nicht die Rede sein kann.

In der Kürze der Zeit und angesichts der Herkulesauf-
gabe, für gleichwertige Lebensbedingungen zu sor-
gen, kann ich nur einige, aber nicht alle Tätigkeitsfel-
der aufzählen, wo die Staatsregierung zwar eine
Reihe von Ankündigungen hat verlauten lassen, aber
nicht ausreichend tätig geworden ist.

Als ersten Punkt nenne ich die Verfassungsänderung.
Der Ministerpräsident hat beim Politischen Ascher-
mittwoch 2011 angekündigt, es sei beabsichtigt, das
Ziel der gleichwertigen Lebensbedingungen in die
Bayerische Verfassung aufzunehmen. Das ist übri-
gens ein Ziel, das wir hier auch schon zur Sprache
gebracht und beantragt haben. Seit dieser Ankündi-
gung vom Februar 2011 haben wir aber weiter nichts
erlebt. Würde diese Aufgabe angepackt, wäre das ein
deutliches Signal dafür, dass man dieses Thema
ernst nimmt.

Als zweiten Punkt nenne ich das Landesentwicklungs-
programm. Die Gesamtfortschreibung des Landesent-
wicklungsprogramms als wesentlichstes und wichtigs-
tes Werk, um die Zukunft Bayerns überfachlich und
über die Ministerien hinweg gemeinsam zu gestalten,
ist bereits im Jahre 2009 beschlossen worden. Liebe
Kolleginnen und Kollegen, am 3. August 2010 hat der
Wirtschaftsminister einen Zwischenbericht im Minis-
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terrat gegeben. Der Ministerrat hat den Entwurf dann
bis zum März 2011 erbeten. Tatsächlich haben wir
jetzt erlebt, dass der Ministerrat den Entwurf des Lan-
desentwicklungsprogramms im Mai 2012 beschlossen
hat. Auch daraus wird der fehlende Steuerungswille
deutlich.

Der Herr Ministerpräsident hat angekündigt, Bayern
bis zum Jahr 2030 schuldenfrei machen zu wollen.
Prinzipiell kann niemand dagegen sein, dass man
Schulden abbaut. Dies darf jedoch nicht allein unter
fiskalpolitischen Gesichtspunkten gesehen werden.
Wir müssen auch andere Fragen beantworten, wie wir
uns Bayern im Jahr 2030 vorstellen. Das wäre durch-
aus eine Aufgabe des Landesentwicklungspro-
gramms.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN - Thomas
Hacker (FDP): Schuldenfreiheit ist schon mehr,
als die anderen Länder zu bieten haben!)

- Herr Kollege Hacker, es ist richtig, dass wir im Län-
dervergleich durchaus gut dastehen. Wir haben je-
doch in Bayern Binnenprobleme. Wir müssen uns
deshalb Gedanken darüber machen, wie wir diese
Herausforderungen bei dieser vergleichsweise guten
Ausgangslage im Ländervergleich noch besser als
bisher bewältigen können.

Damit komme ich zum dritten Punkt, der Infrastruktur.
Herr Ministerpräsident, Schuldenabbau sollte nicht
nur im Haushalt, sondern auch auf Bayerns Staats-
straßen betrieben werden. Hier ist in den letzten Jah-
ren viel geschludert worden.

(Josef Miller (CSU): Es ist viel gemacht worden! -
Harald Güller (SPD): Herr Kollege Miller, einfach
rechnen: 700 Millionen Euro fehlen!)

- Lieber Kollege Miller, ich empfehle Ihnen einen Blick
in den Bericht des Bayerischen Obersten Rechnungs-
hofs, der meine Aussagen belegt. Die Lücken, die bei
den Staatsstraßen nicht geschlossen worden sind,
sind keine Erfindung der Opposition. Der Nachholbe-
darf in diesem Bereich beläuft sich auf 700 Millionen
Euro. Das ist auch eine Form von Schulden, die wir
abbauen wollen. Gerade in Regionen, wo viel gefah-
ren werden muss und wo Mobilität gefragt ist - nicht
nur beim MVV, sondern auch bei den Straßen -, ist
das ein besonders wichtiger Aspekt.

Mein nächster Punkt ist die Breitbandversorgung.
Auch bei diesem Thema haben wir kein Programm. In
welcher Region werden die Nachteile am spürbars-
ten? Natürlich nicht in den Ballungsräumen. Dort tre-
ten keine zeitlichen Verzögerungen ein.

(Thomas Hacker (FDP): Dafür wird eine Milliarde
Euro in den nächsten fünf Jahren zur Verfügung
gestellt!)

Probleme gibt es im ländlichen Raum, in den wirt-
schaftsschwachen Regionen und in den dünner be-
siedelten Regionen. In diesen Regionen ist das ein
großes Problem.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN - Thomas
Hacker (FDP): Eine Milliarde Euro in den nächs-
ten fünf Jahren!)

Ein weiteres Thema, das ich ansprechen muss, ist die
Entwicklung der Fachhochschultöchter, der Filialen in
den ländlichen Räumen. Wir begrüßen die Segnun-
gen und Impulse sehr, die diese Filialen gebracht
haben. Problematisch ist jedoch, dass zwischen den
Hauptstandorten und den Standorten der Fachhoch-
schultöchter mit zweierlei Maß gemessen wird. Wer
sind hier die Leidtragenden und Benachteiligten? -
Das sind wieder die ländlichen Räume. Weder in Deg-
gendorf noch in Regensburg oder einer anderen
Hochschulstadt wird gefordert, dass die Kommunen
die Gebäude errichten müssen. Mit wem macht man
so etwas? - Mit denjenigen, die solche Angebote aus
verständlichen politischen Gründen nicht ablehnen
können. Den Kommunen wird gesagt: Wenn ihr die
Filialen haben wollt, dann zahlt auch. Die Kommunen
müssen das nolens volens tun, weil dies politisch not-
wendig ist. Ein solches Vorgehen ist indiskutabel.
Beim Ausbau der wissenschaftlichen Standorte in den
Regionen wird mit zweierlei Maß gemessen.

Mit Blick auf die Uhr möchte ich nur noch drei kurze
Aspekte ansprechen. Für die regionale Wirtschaftsför-
derung wurde bereits im Demografie-Plan angekün-
digt, Fördergrenzen abzusenken, um kleineren und
kleinen Betrieben eher eine Unterstützung zukommen
lassen zu können. Bislang ist hier Fehlanzeige. Diese
Ankündigung ist noch nicht in die Tat umgesetzt wor-
den. Die Zahlen, die "Invest in Bavaria" vorgelegt hat,
sind ein Signal für die Sogwirkung und die ungleichen
Bedingungen. Diese Zahlen konzentrieren sich auf in-
und ausländische Unternehmen in und um München.
Änderungen oder eine Lösung dieses Problems sind
nicht erkennbar.

Zwei weitere Aspekte möchte ich nur schlaglichtartig
beleuchten. Bis 2030 sollte ein Plan entworfen wer-
den, wie man sich die Behördenverteilung in Bayern
vorstellt, um Bayern auf diese Weise weiterzuentwi-
ckeln.

Uns ist besonders wichtig, dass die Schulen in allen
Regionen erhalten bleiben. Kurze Wege, kurze Bil-
dungswege, regionale Entwicklung und individuelle
Förderung sind Themen, auf die wir auch in der Zu-
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kunft größten Wert legen werden. Wir haben noch ein
Jahr Zeit, an diesen Themen zu arbeiten. Packen Sie
es an. Wir begleiten Sie gerne.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Als Näch-
ster hat Herr Erwin Huber von der Christlich-Sozialen
Union das Wort.

Erwin Huber (CSU): Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Am heutigen Thema der Aktuellen Stun-
de und an der Begründung durch Herrn Kollegen
Muthmann war weder etwas neu noch aktuell.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Das von Ihnen behauptete Wohlstands- und Wohl-
fahrtsgefälle in Bayern gibt es nicht. Es gibt allenfalls
eine Wahrnehmungslücke bei den FREIEN WÄH-
LERN.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Zum Thema demografischer Wandel ist zu sagen,
dass es in Bayern in der Tat einige Landkreise gibt,
wo eine Abwanderung erfolgt. Die Staatsregierung
und der Ministerpräsident haben bereits im Dezember
letzten Jahres ein Programm beschlossen, das Sie of-
fenbar innerhalb eines halben Jahres noch nicht ein-
mal gelesen haben. Dieses Programm wird Wirkung
zeigen und wurde vom Landtag mit finanziellen Mit-
teln ausgestattet.

Zum Wohlstandsgefälle ist zu sagen, dass es diesen
Pro-Kopf-Unterschied zwar gibt. Herr Kollege Muth-
mann, dieser Unterschied ist aber nur nominell.
Sehen wir uns einmal die hohen Preise und die hohen
Mieten in der Landeshauptstadt München an. Viele
Bürger in Niederbayern und der Oberpfalz sind im
Hinblick auf die Kaufkraft wesentlich besser dran als
die Münchner. Darauf kommt es an.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Ich habe mir ein paar Zahlen vom Arbeitsamt herge-
nommen. Die Frage lautet doch: Wie entwickeln sich
die strukturschwachen Räume und die Städte? Neh-
men wir uns einmal die letzten Zahlen von Ende
Juni 2012 vor. Oberfranken hat eine Arbeitslosigkeit
von 3,9 %. Dieser Regierungsbezirk ist durch Struk-
turwandel und die Grenzlandlage geprägt. So niedrig
war die Arbeitslosigkeit dort noch nie. Die niedrigste
Arbeitslosigkeit gibt es natürlich in Niederbayern mit
2,9 %. Sie müssen sehen: Die Lücke zwischen den
besten Regierungsbezirken und Oberfranken liegt ge-
rade einmal bei 1 %. Die Schere ist so klein wie nie

zuvor. Meine sehr verehrten Damen und Herren, das
sind die Fakten.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Hinsichtlich der Arbeitsmarktzahlen sind Niederbayern
und die Oberpfalz die besten Regierungsbezirke. Sie
waren jahrzehntelang durch die Grenzlandlage, durch
den Eisernen Vorhang und die Marktferne geprägt.
Sie haben heute die besten Arbeitsmarktzahlen. Ich
greife nun einige Städte heraus. Wunsiedel im Fichtel-
gebirge befindet sich mit Sicherheit in einer schwieri-
gen Lage. Wunsiedel hat eine Arbeitslosenquote von
4,8 %.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Weil die
anderen schon in München sind, Herr Huber! Die
sind alle abgewandert!)

Natürlich kann ich sagen, dass diese Zahl zu hoch ist.
- Ich greife das Stichwort München gerne auf. Mün-
chen hat eine Arbeitslosenquote von genau 4,8 %.
Wunsiedel und München haben also die gleichen Ar-
beitsmarktzahlen. Wer hätte das jemals für möglich
gehalten, meine Damen und Herren?

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Sie nennen München. Ich blicke auf die Zahlen aus
dem Armutsbericht. Gerade was Kinderarmut angeht,
was Altersarmut angeht, hat die reiche Landeshaupt-
stadt München wesentlich schlechtere Zahlen als die
ländlichen Räume. Das sind die Fakten, meine
Damen und Herren. Das heißt also: Der ländliche
Raum hat nicht erst seit wenigen Jahren in einem
Maße aufgeholt, wie wir es selbst nicht für möglich
gehalten hätten. Das ist das Ergebnis der jahrzehnte-
langen Politik meiner Partei. Ganz Bayern ist heute in
ganz Europa ein Vorzeigeland, meine sehr verehrten
Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Ich nenne noch die Arbeitsmarktzahlen für Hof. Hof
befindet sich sicherlich auch in einer schwierigen
Lage. Die Arbeitslosenquote beträgt 6,3 %. Dazu
muss ich sagen: Das ist zu hoch. Zum Vergleich ziehe
ich die Stadt Augsburg heran; sie hat auch eine Ar-
beitslosenquote von 6,3 %. Es hätte doch kaum je-
mand für möglich gehalten, dass sich jetzt Hof auf
dem Arbeitsmarkt in einer Situation befindet, die so
gut ist wie jene von Augsburg. Herr Muthmann, jetzt
nenne ich unsere niederbayerische Heimat. Freyung-
Grafenau, die Region, aus der Sie kommen, hat eine
Arbeitslosenquote von 2,8 %, Regen von 2,6 %,
Cham von 2,4 %. Das sind Superzahlen, mit denen
wir uns überall sehen lassen können, meine Damen
und Herren.
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(Beifall bei der CSU und der FDP)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Herr Kolle-
ge Huber, lassen Sie eine Zwischenfrage zu?

Erwin Huber (CSU): Nein.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Dann brau-
chen wir die Verfassungsänderung gar nicht
mehr!)

Deshalb sage ich: Die Aufholjagd gerade auf dem Ar-
beitsmarkt ist keine Frage der Statistik. Sie schafft Si-
cherheit, Einkommen und Arbeitsplätze für die Men-
schen. Dadurch hat die junge Generation Chancen.
Die Menschen in den ländlichen Räumen hatten noch
nie so viel Lebensqualität wie heute. Das ist das Er-
gebnis unserer Politik, und das werden Sie nie klein-
reden können, meine Damen und Herren von der Op-
position.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Ich nenne noch ein paar andere Fakten zu Stadt und
Land. Man wird mir wohl glauben, dass ich lieber in
Reisbach als im Hasenbergl oder in Neuperlach lebe,
obwohl diese Viertel Teile der wunderbaren Stadt
München sind, da der ländliche Raum Lebensqualität
hat. Es geht nicht nur um die Naturnähe. Warum bre-
chen denn jedes Wochenende Tausende aus den
Städten ins Land aus? - Weil sie Natur erleben wol-
len, weil sie Lebensqualität im ländlichen Raum erfah-
ren wollen. Ich glaube, das spricht Bände.

Ich möchte noch einen Punkt herausgreifen, weil ich
glaube, dass sich gerade die ländlichen Räume durch
mehr Menschlichkeit und mehr Mitmenschlichkeit aus-
zeichnen, die es in der Anonymität der Großstadt viel-
leicht gar nicht geben kann. Ich nenne als Beispiel
das Ehrenamt. Ich habe mir von der Feuerwehr Zah-
len geben lassen. Bei der Freiwilligen Feuerwehr
München, in einer Stadt mit 1,1 Millionen Einwohnern,
sind 800 Männer und Frauen ehrenamtlich tätig.
800 Männer und Frauen aus der gesamten Landes-
hauptstadt München gehören also der Freiwilligen
Feuerwehr an. In Niederbayern sind es rund 50.000,
in Oberfranken sind es 40.000.

(Beifall des Abgeordneten Dietrich Freiherr von
Gumppenberg (FDP))

Da sehe ich ehrenamtliches Engagement. Das ist Mit-
menschlichkeit. Da schauen Sie alt aus, Herr Aiwan-
ger, nicht nur bei diesem Thema.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Zur Frage der Verfassungsänderung. - Das steht im
Grundgesetz; das steht im Grunde in jeder bayerisch-
en Regelung. Das Inkrafttreten des LEP war in der
Tat früher geplant.

(Unruhe - Glocke des Präsidenten)

Ich möchte aber den Wirtschaftsminister ausdrücklich
in Schutz nehmen. Wir haben es vorgezogen, ein ei-
genes Landesplanungsgesetz zu machen. Es ist in
einer der letzten Sitzungen verabschiedet worden. Auf
dieser neuen Rechtsgrundlage erstellen wir dann das
LEP. Das LEP liegt im Entwurf vor und befindet sich
jetzt in der Anhörung; es wird noch in dieser Legisla-
turperiode verabschiedet. Auch daraus werden Sie
nächstes Jahr keinen Wahlkampfschlager machen.
Wenn Sie nur auf diese Themen setzen, stehen Sie
nächstes Jahr so blank da, wie Sie als politische Al-
ternative auch sind.

(Beifall bei der CSU und der FDP - Hubert Aiwan-
ger (FREIE WÄHLER): Herr Huber, da schätzen
Sie die Lage wieder einmal falsch ein! Sie haben
beim Transrapid auch gewettet, dass er kommt!)

Ich möchte nun in aller Kürze die zehn Punkte he-
rausgreifen, die aus meiner Sicht die bedeutendsten
sind: Regionalförderung, selbstverständlich Fortset-
zung der Gemeinschaftsaufgabe und eine entspre-
chende Schwerpunktbildung beim EFRE-Programm.
Herr Minister, diesbezüglich befinden wir uns noch in
der Diskussion.

Ich nenne als Nächstes den Straßenbau. Im Entwurf
des Haushalts sind mehr als 200 Millionen Euro für
Staatsstraßen enthalten. Ich glaube, dass der Schub
aus der CSU-Fraktion auch gewirkt hat. Wenn ich
hierzu einen Zwischenruf von der SPD höre, dass
dies lächerlich sei, muss ich darauf hinweisen, dass
Sie auf Ihrem Parteitag am Wochenende beschlossen
haben, kein Geld mehr in die Staatsstraßen zu ste-
cken. Meine Damen und Herren, ich muss wirklich
sagen:

(Harald Güller (SPD): Das Gegenteil haben wir
beschlossen! Sie sind nicht einmal in der Lage zu
lesen!)

In Sachen Infrastruktur sind Sie einfach die Neinsa-
ger, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Natürlich muss der Schienenausbau vorangebracht
werden. Ich nenne die Strecken Hof - Regensburg,
München - Lindau sowie den Regionalverkehr.

Ich nenne die Breitbandförderung.
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(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Umschiffen
Sie dieses Thema, Herr Huber! Diesen Tipp
würde ich Ihnen geben!)

Im Haushalt sind hierfür heuer 130 Millionen Euro ein-
gestellt, im nächsten Jahr 200 Millionen Euro. Das
war eine Anregung aus der CSU.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Fünf Jahre
zu spät!)

Bei der Verabschiedung des Nachtragshaushalts
2012 hat die Fraktion der FREIEN WÄHLER gegen
die Mittel zur Breitbandförderung gestimmt.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Er lebt in
einer Traumwelt!)

Das sagen wir allen Bürgermeistern im Lande, meine
Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Ich nenne die Kinderkrippen. Das ist ebenfalls ein
hochaktuelles Thema. Dazu muss ich sagen: Meine
Damen und Herren, die Bedarfslücke bei den Kinder-
krippen ist in München und in Nürnberg am allergröß-
ten. Dort, wo SPD-Oberbürgermeister im Amt sind,
besteht die größte Bedarfslücke. Die letzte nieder-
bayerische Landgemeinde wird im nächsten Jahr eine
bedarfsgerechte Zahl an Krippenplätzen haben, Mün-
chen aber nicht, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Ich möchte mich beim Kultusminister für die kinder-
und landfreundliche Regelung bedanken, dass es bei
den Grundschulen auch gemeinsame Klassen und
wohnortnahe Schulen gibt. Ministerin Haderthauer
und Kollege Spaenle sind beides Großstadtpflanzen.
Dass sie so viel Herz für den ländlichen Raum haben,
dafür bekommen sie von mir den Pour le Mérite. Gut
gemacht!

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Zur Hochschule wird Kollege Taubeneder etwas
sagen. Die Hochschulpolitik ist ein Glanzpunkt der ge-
samten Nachkriegspolitik. Wir haben Fachhochschu-
len in jeder Region. Dadurch ist wohnortnahes Studie-
ren möglich. Beim Finanzausgleich gibt es neue
Rekordzahlen. Herr Ministerpräsident, die neue Wei-
chenstellung mit dem Strukturprogramm stimmt. In
den nächsten Jahren werden wir weitermachen. Na-
türlich ist die Grundausrichtung richtig.

Meine Damen und Herren, bei der Städtebauförde-
rung und der Dorferneuerung haben wir im Grenz-

landbereich einen höheren Fördersatz. Bei der Ener-
giewende sind die ländlichen Räume sowieso vorne.

Ich ziehe Bilanz: Die ländlichen Räume haben sich
glänzend entwickelt. Die Gleichwertigkeit der Lebens-
verhältnisse ist in einem Maße hergestellt wie nie
zuvor. Bayern glänzt in Deutschland und in Europa.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Als Nächste
hat Frau Kollegin Annette Karl von der SPD das Wort.
Bitte schön, Frau Kollegin.

Annette Karl (SPD): Herr Präsident, Herr Ministerprä-
sident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Die durch-
schnittliche Lebenserwartung der Bevölkerung im
Landkreis Wunsiedel liegt drei Jahre unter der durch-
schnittlichen Lebenserwartung der Einwohnerinnen
und Einwohner von Starnberg. Die Übertrittsquote an
das Gymnasium beträgt im Landkreis Neustadt 30 %
eines Jahrganges, im Landkreis Starnberg mehr als
70 %. Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn wir nicht
davon ausgehen, dass sich alle intelligenten und ge-
sunden Menschen im Landkreis Starnberg versam-
meln, ist das ein Beispiel für die Größe der Herausfor-
derung zur Schaffung gleichwertiger
Lebensverhältnisse in ganz Bayern.

(Beifall bei der SPD)

Die ehemaligen Grenzregionen wie Niederbayern, die
Oberpfalz oder Oberfranken haben in den letzten Jah-
ren große Fortschritte gemacht. Sie haben die Proble-
me gemeinsam angepackt und sich weiterentwickelt.
Wir haben nicht ohne Grund in der letzten Woche im
Wirtschaftsausschuss eine Debatte über die größte
Aufsteigerregion in Bayern geführt. Wir wollen jedoch
nicht nur aufsteigen, sondern irgendwann einmal
oben ankommen. Die Schaffung gleichwertiger Le-
bensverhältnisse verhält sich ähnlich wie die Bestei-
gung eines Berges: Die einen fangen unten an, die
anderen fahren mit der Seilbahn zur Mittelstation und
starten von dort aus. Die Regionen sollen nicht nur
aufsteigen, sondern gemeinsam oben ankommen.
Dafür brauchen wir weder Mitleid noch Krücken, son-
dern das, was uns zusteht. Den Rest erledigen wir in
unseren Regionen schon alleine.

(Beifall bei der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Staatsregierung
ist bei der Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnis-
se in 55 Jahren Regierungsverantwortung nicht ent-
scheidend vorangekommen. Im Gegenteil, das Pro-
blem der Abwanderung erhöht sich weiter und weiter.
Damit verstärkt sich auch der Zuwanderungsdruck auf
die Metropolen mit all den Problemen, die sich dort er-
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geben. Gleichwertige Lebensbedingungen bedeuten
nicht nur wohnortnahe Schulen in ländlichen Regio-
nen und eine gute ärztliche Versorgung in dünn besie-
delten Regionen. Die Schaffung gleichwertiger Le-
bensbedingungen bedeutet ebenfalls, bezahlbaren
Wohnraum und erträgliche Lebenshaltungskosten in
den Metropolen zu ermöglichen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, deshalb ist es Zeit
für ganzheitliche Konzeptionen, die alle Regionen
Bayerns in den Blick nehmen, für Planungen und
sinnvolle Zielsetzungen. Anstatt die Verantwortung für
die Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse an-
zunehmen, trägt die Staatsregierung diesen Begriff
wie eine Monstranz vor sich her. Viel Wortgeklingel
ersetzt aber keine aktive Politik.

(Beifall bei der SPD)

Ein Beispiel ist der Entwurf des Landesentwicklungs-
programms. Dieses Landesentwicklungsprogramm
wäre eine Chance für einen ganzheitlichen Ansatz zur
Organisation des Ausgleichs zwischen Stadt und
Land gewesen. Wenn man sich den Entwurf ansieht,
stellt man jedoch fest, dass nach wortreichen Be-
kenntnissen zu gleichwertigen Lebensverhältnissen
nichts folgt. Noch schlimmer: Es folgt weniger als
nichts. Jeder planerische Ansatz wird auf dem Altar
der Entbürokratisierung geopfert, als wären die Länge
bzw. die Kürze eines Programms, Herr Staatsminister
Zeil, Maßstab für den Erfolg und nicht die Inhalte
sowie die Zielsetzungen.

(Beifall bei der SPD)

Im Zusammenhang mit dem Landesentwicklungspro-
gramm stellt sich noch die Frage, ob die Staatsregie-
rung nicht will oder nicht kann. Für das Thema Breit-
band ist die Frage schon seit Langem beantwortet:
Sie kann es einfach nicht.

(Maria Noichl (SPD): Genau! - Beifall bei der
SPD)

Nachdem vom damaligen Wirtschaftsminister jahre-
lang jede Notwendigkeit staatlicher Verantwortung ge-
leugnet worden ist, wurde immerhin halbherzig und
überbürokratisch ein Programm aufgelegt.

(Dietrich Freiherr von Gumppenberg (FDP): Ein
gutes Programm!)

Wiederum hat man die Realität trotz großen Drängens
der Opposition und aller Verbände nicht zur Kenntnis
genommen. Ein notwendiges Anschlussprogramm
wurde verpennt mit der Folge, dass wir seit dem
1. Januar eine förderfreie Zeit haben. Das ist eine Zeit
der Unsicherheit für die Kommunen und eine ver-

schenkte Zeit für den Aufbau einer vernünftigen Breit-
bandversorgung in Bayern. Das angekündigte Pro-
gramm liegt immer noch bei der EU rum. Um von
dieser beschämenden Tatsache etwas abzulenken,
wird immerhin - das haben wir positiv zur Kenntnis ge-
nommen - im Haushalt eine große Summe Geld ein-
geplant. Liebe Kolleginnen und Kollegen, die größte
Summe im Doppelhaushalt nutzt aber nichts, wenn
die rechtliche Grundlage fehlt, um dieses Geld an die
Kommunen, die das Geld dringend brauchen, zu ver-
teilen.

(Dietrich Freiherr von Gumppenberg (FDP): Die
kommt aber!)

Da diese Ablenkung vom eigenen Unvermögen immer
noch nicht reicht, werden die verbalen Visionen eines
digitalen Bayerns immer größer. Die neueste Version
heißt: Digitales Bayern 3.0. Dort werden beispielswei-
se Smartboards für alle Klassenzimmer gefordert.
Das ist eine schöne Vision, da sie kostengünstig für
den Freistaat ist. Das wird nämlich von den Kommu-
nen bezahlt. Selbst für das schönste Smartboard
braucht man jedoch einen Internetanschluss an der
Schule, da es ansonsten sehr schwarz auf dem Bild-
schirm aussieht.

(Beifall bei der SPD)

Die nächste sensationelle Vision lautet, dass das
nächste Facebook weiß-blau sein muss. Ich möchte
die Kollegen bitten, einmal Facebook anzuklicken und
sich die Farbgebung anzusehen. Dieses Thema ist
schon durch.

Ein weiterer Punkt ist der Ausbau der Telemedizin.
Auch in diesem Zusammenhang möchte ich nicht zum
hundertsten Mal sagen, dass Telemedizin ohne Inter-
net nicht funktioniert. Liebe Kolleginnen und Kollegen,
bringen wir ganz Bayern weg vom Analogen und hin
zum Digitalen. Machen Sie endlich ernst mit einem
vernünftigen Breitbandausbau.

(Beifall bei der SPD)

Eine der wichtigsten Grundvoraussetzungen für
gleichwertige Lebensverhältnisse ist eine gute Infra-
struktur. Es darf nicht abhängig sein von der Gnade
der richtigen Geburt, ob ich mit öffentlichen Verkehrs-
mitteln einen guten Arbeitsplatz oder Ausbildungs-
platz erreiche. Das heutige Selbstlob zu den stagnier-
enden ÖPNV-Zuweisungen ist in diesem
Zusammenhang nicht angebracht. Die Herausforde-
rungen an den ÖPNV insbesondere in dünn besiedel-
ten Regionen werden nämlich immer größer und die
Kosten für die Kommunen immer höher. Der Ausbau
eines barrierefreien Bahnhofes darf nicht abhängig
sein von der Größe des Ortes, in dem ich wohne.
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Eine gute Kinderbetreuung in Kindergärten und Kitas
darf ebenfalls nicht von meinem Wohnort abhängig
sein und darf nicht auf Sparmodelle wie Großpflege-
stellen umgestellt werden. Das wird uns vom Aktions-
programm "Bayerns ländlicher Raum" nachhaltig an-
gepriesen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es darf nicht von
meinem Wohnort abhängen, ob ich in den Schlaglö-
chern der Staatsstraße in meinem Wohnort ganze
Blumentöpfe versenken kann. Es ist schon gesagt
worden: Auch das ist Verschuldung. Vor allen Dingen
ist das extrem gefährlich für Motorradfahrer.

(Beifall bei der SPD)

Das Beispiel der ehemaligen DDR sollte uns zeigen,
wie teuer es werden kann, wenn man eine marode In-
frastruktur wieder aufbauen muss. Noch einmal: Wir
wollen keine Sonntagsreden. Wir wollen konkretes
Handeln.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von den FREIEN
WÄHLERN, es ehrt Sie, dass Sie sich immer an den
Konzepten der Staatsregierung abarbeiten. Sie haben
das selige Vertrauen, dass, wenn Sie nur oft genug
einen vernünftigen Plan fordern, auch einer kommt,
der Ihnen die Mühe erspart, eigene Vorschläge vorzu-
legen. Deshalb zu unser aller Inspiration einige kon-
krete Vorschläge zum Abschluss: Wir müssen die
Breitbandversorgung endlich in staatliche Verantwor-
tung geben. Sie ist Teil der Daseinsvorsorge und darf
nicht auf die Kommunen abgeschoben werden.

(Beifall bei der SPD)

Außerdem brauchen wir ein Entschuldungsprogramm
für notleidende Kommunen statt Wahlgeschenke im
nächsten Doppelhaushalt.

(Beifall bei der SPD)

Wir brauchen eine regionale Wirtschaftspolitik, die
endlich vom Gängelband aus München gelöst wird.
Mit Regionalbudgets können örtliche Kompetenzträ-
ger sicher viel Sinnvolles anfangen. Wir brauchen ein
bayerisches Sonderprogramm für barrierefreie Bahn-
höfe. Alle Menschen mit Behinderungen, mit Rollato-
ren, mit Kinderwägen und mit Fahrrädern werden uns
dafür unendlich dankbar sein.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke
schön, Frau Kollegin Karl. - Als Nächster hat Herr Kol-

lege Thomas Mütze von den GRÜNEN das Wort.
Bitte schön, Herr Kollege.

Thomas Mütze (GRÜNE): Herr Präsident, meine
Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen!
Man kann es natürlich so wie der Herr Vorsitzende
Huber machen: Man hält die Nullachtfünfzehn-Rede,
die man immer hält - "Bayern vorn" -, nennt immer nur
die Zahlen, die man braucht, und heraus kommt
immer, alles sei in Ordnung. Damit negieren Sie je-
doch die Probleme, Herr Huber, und gehen sie nicht
wirklich an. So kann man es machen, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, aber so wollen wir es nicht ma-
chen.

(Beifall bei den GRÜNEN und den FREIEN WÄH-
LERN)

Ich habe durchaus Verständnis für die Kolleginnen
und Kollegen von den FREIEN WÄHLERN: Es liegt
eine schöne Studie von Professor Magel vor, die man
immer wieder herausziehen muss und über die man
diskutieren will. Inhaltlich kann ich das nachvollzie-
hen, lieber Kollege Muthmann, aber ich weiß nicht, ob
es die richtige Art ist, darüber im Rahmen einer Aktu-
ellen Stunde zu beraten, in der man über die Themen
nur "drüberreitet" und darauf hofft, die richtigen
Schwerpunkte zu setzen.

Vielleicht brauchen wir wieder eine Anhörung, um
über das Ziel der Gleichwertigkeit der Lebensverhält-
nisse reden zu können. Denn schauen Sie sich die
Wissenschaft an: Diese negiert, dass die Gleichwer-
tigkeit der Lebensverhältnisse erreichbar sei. Dabei
nimmt sie zwar auf ganz Deutschland Bezug, vor
allen Dingen auf den Osten Deutschlands. Dort ist
das tatsächlich so. Bei uns in Bayern mag das anders
sein.

Ich will auf die einzelnen Punkte eingehen, die Sie ge-
nannt haben: Soll das Ziel der Gleichwertigkeit der
Lebensbedingungen in die Verfassung aufgenommen
werden? Braucht es das? Es steht im Grundgesetz
und in der Folge auch im Raumordnungsgesetz. Das
ist dieselbe Debatte wie die zu der Frage, ob wir die
Schuldenbremse noch in die Landesverfassung auf-
nehmen sollten. Das braucht es eigentlich nicht. Bun-
desrecht gilt auch in Bayern - wirklich!

Was den LEP-Entwurf angeht, so kann man sich da-
rüber streiten, ob sich die Staatsregierung zu viel Zeit
gelassen hat. Aber sie hat ja so viele andere "wichti-
ge" Dinge zu tun. Jedenfalls ist die Gleichwertigkeit
der Lebensbedingungen im LEP-Entwurf enthalten.

Hinsichtlich des Punktes "Infrastruktur" bin ich ein
bisschen enttäuscht, lieber Kollege Muthmann, weil
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Infrastruktur bei Ihnen nur aus Staatsstraßen zu be-
stehen scheint.

(Zuruf von den FREIEN WÄHLERN: Breitband!)

- Möglicherweise noch Breitband. Aber die Debatte
entzündet sich immer an den Staatsstraßen. Kollege
Huber greift diesen Punkt sofort auf und greift die
SPD an, was ich nicht verstehen kann.

Aber Infrastruktur ist doch mehr als Staatsstraßen. Ich
habe den Eindruck, dass sich alles darauf fokussiert.
Zum Glück hat die Kollegin Karl noch die Bahnhöfe
und die Schienenwege genannt. Zur Infrastruktur ge-
hört nämlich viel mehr als Staatsstraßen; dazu gehört
auch die Versorgung mit Strom, Gas und Wasser.

Lieber Herr Huber, ich habe von Ihnen keine Antwort
gehört auf die Fragen, die die Kommunen haben, wel-
che ihre Wasserversorgung zurückbauen wollen. Sie
haben kein Wort dazu gesagt, dass sie vielleicht eine
Förderung brauchen, weil sie es über die Beiträge
nicht finanziert bekommen.

Kollege Huber hat also alle Probleme negiert; das
habe ich schon gesagt. Aber lieber Kollege Huber,
wenn alles so toll ist, wie Sie es beschrieben haben -
Sie haben übrigens nur den Arbeitsmarkt hergenom-
men, um Ihre Argumentation zu unterfüttern -, warum
gibt es dann den Staatssekretärsausschuss zur De-
mografie? Warum gibt es den "Aktionsplan Demogra-
fischer Wandel"? Den Vorsitz hat sogar der Herr Mi-
nisterpräsident übernommen - also ganz wichtig!
Warum gibt es die regionale Wirtschaftsförderung, die
Disparitäten ausgleichen soll? Warum gibt es die Ab-
wanderung? Deren Entwicklung in den vergangenen
zehn Jahren hat Kollege Muthmann aufgezeigt.
Warum gehen die Menschen aus den ländlichen Räu-
men weg? - Weil sie für sich keine Chancengerechtig-
keit sehen. Warum gibt es in Bayern zahlreiche Ge-
meinden - die genaue Zahl liegt mir momentan nicht
vor; die Kollegen können sie bestimmt nachreichen -,
die ihren Haushalt aus eigenen Mitteln nicht ausglei-
chen können?

Lieber Kollege Huber, schließlich haben Sie den infa-
men Vorwurf erhoben, die Menschen im Großraum
München seien dem Ehrenamt nicht so zugeneigt;
das haben Sie an der Freiwilligen Feuerwehr festge-
macht. Eine Stadt wie Aschaffenburg, die eine Berufs-
feuerwehr hat, hat natürlich auch Freiwillige Feuer-
wehren. Auch in einer Stadt wie München - ebenfalls
mit Berufsfeuerwehr - arbeiten Menschen ehrenamt-
lich, aber auf anderen Feldern. Kollege Huber, das
war wirklich ein bitterer Vorwurf; Sie sollten ihn über-
denken.

(Beifall bei den GRÜNEN und Abgeordneten der
SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir können morgen
weiterreden; denn die FREIEN WÄHLER haben dan-
kenswerterweise dasselbe Thema noch einmal auf
die Tagesordnung gesetzt.

Lieber Kollege Huber, Sie sagten, beim Krippenaus-
bau sei Bayern vorn. Vor wenigen Jahren behaupte-
ten Sie hier im Plenum, das seien sozialistische Ver-
wahranstalten. Heute stellen Sie sich an die Spitze
der Bewegung. Liebe Kolleginnen und Kollegen, bitte
achten Sie darauf, wer Überbringer dieser Nachricht
ist! Betreuungsgeld auf der einen Seite, Krippenaus-
bau auf der anderen Seite - das passt nicht zusam-
men.

(Beifall bei den GRÜNEN - Zurufe von der CSU:
Doch! - Sehr wohl!)

- Ja, ihr habt zu viel Geld. Ihr könnt alles machen.

Die Frage lautet: Was ist die Realität, und was sind
die Pläne? Für die Realität nur ein Beispiel - Herr Prä-
sident, ich weiß, ich bin schon über der Zeit -: In dem
Plan zur demografischen Entwicklung des Landes
heißt es, alle Grundschulen mit mindestens 26 Schü-
lerinnen und Schülern sollten erhalten bleiben. Wir
haben in der letzten Woche die Petition der Grund-
schule Hausen, Landkreis Miltenberg, erhalten. Es
geht darum, die 1. Grundschulklasse einzurichten
oder zumindest die Chance zu eröffnen, zwei Jahre
zu überbrücken, bis die Schülerzahlen wieder stim-
men. Die Staatsregierung aber sagt: "Njet!". Soweit
zur Realität Ihrer Pläne. Pläne sind immer nur so viel
wert, wie sie in der Wirklichkeit umgesetzt werden
können.

(Beifall bei den GRÜNEN, den FREIEN WÄH-
LERN und Abgeordneten der SPD)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke
schön, Herr Kollege Mütze. - Als Nächster hat Herr
Kollege Freiherr von Gumppenberg von der FDP das
Wort. Bitte schön, Herr Kollege.

Dietrich Freiherr von Gumppenberg (FDP): Herr
Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen, "Mia san
mia". Lieber Herr Muthmann, auch ich bin Niederbay-
er. Ich wäre der Erste, der schreien würde, wenn es
nicht gut liefe. Aber allen Ernstes, lieber Herr Muth-
mann: Was treibt Sie an, in dieser Form zu behaup-
ten, dass wir in unserem wunderschönen Bayern, in
unserem wunderschönen Niederbayern - -

(Zuruf von den GRÜNEN)
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- Sie kriegen nicht die Prosa.

Was treibt Sie an zu behaupten, es gebe Regionen,
die unterentwickelt seien, denen es schlechter gehe?

(Unruhe - Glocke des Präsidenten)

Ich lese Ihnen Zahlen aus dem Landkreis Freyung-
Grafenau vor: Im Juni 2011 lag die Arbeitslosenquote
bei 3,1 %, heute liegt sie bei 2,8 %. Sie werden doch
nicht behaupten wollen, das sei Ergebnis einer erhöh-
ten Sterblichkeit oder von Abwanderung? Das sind
reale Zahlen, die auf der Basis der dort vorhandenen
Wirtschaft entstanden sind.

(Beifall bei der FDP)

Ich lese Ihnen noch etwas vor, lieber Herr Muthmann:
In den vergangenen zehn Jahren wurden im Land-
kreis Freyung-Grafenau Zuwendungen in einer Ge-
samthöhe von 50 Millionen Euro bewilligt. Damit wur-
den 232 Vorhaben gefördert - damals waren Sie noch
Landrat! - und Investitionen in einer Gesamthöhe von
292 Millionen angeschoben. 727 neue Arbeitsplätze
wurden geschaffen. Das ist doch nicht zu ignorieren.
Angesichts dieser Zahlen können Sie doch nicht
sagen, uns in Niederbayern gehe es schlechter. Uns
geht es nicht schlechter, uns geht es hervorragend!

Wenn man aber von Gleichwertigkeit spricht, dann
muss man definieren, was man darunter versteht. Sie
leben in einer Stadt, ich lebe auf dem Dorf. Bayerbach
hat 1.700 Einwohner. Wir haben eine Schule, einen
Kindergarten, einen Hort, einen Metzger, einen Bä-
cker - uns geht es gut. Keiner von uns in Bayerbach
möchte gern in München wohnen. Aber der Münchner
würde sicherlich furchtbar gern bei uns wohnen.
Warum? - Weil es bei uns schön ist, weil wir etwas
haben, was andere nicht haben: Qualität, Lebensqua-
lität - darum geht es. Herr Muthmann, wir wollen nicht
zulassen, dass Sie das Land verteufeln.

(Beifall bei der FDP und der CSU)

Wir wollen nicht zulassen, dass Sie das Land nach
dem Motto verteufeln: Das passt uns FREIEN WÄH-
LERN gerade gut ins Konzept. Jetzt reden wir ein
bisschen davon, dass wir benachteiligt wären; dann
werden die Leute schon verstehen, dass dem so ist.
Aus diesem Grund bekommen wir dann Stimmen. -
Nein, deswegen bekommen Sie keine Stimme. Das
brauchen Sie gar nicht zu probieren!

Lassen Sie uns doch einmal ganz konkret über das
Thema "Benachteiligung und Gleichwertigkeit der Le-
bensverhältnisse" reden. Ich halte das, was Sie ge-
sagt haben, für eine Infamie. Seien Sie mir nicht böse.
Infamie bedeutet Beleidigung. Ich empfinde es als Be-

leidigung, die Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse
in Bayern als Fata Morgana, also als eine Luftspiege-
lung, zu bezeichnen, wie Sie es getan haben.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Eine Zu-
kunftsvision!)

Ich empfinde das als Infamie, und es ist nicht korrekt,
was Sie da machen; denn Sie charakterisieren damit
Teile dieses Landes als minderwertiger als andere
Teile. Sie betreiben Gleichmacherei, was ich für nicht
statthaft halte. Sie können nicht alles gleichmachen.
Das funktioniert nicht.

Nennen Sie mir doch die Nachteile, die wir in Nieder-
bayern angeblich haben. Sagen Sie mir doch bitte die
Vorteile, die Oberbayern angeblich hat. Unsere Kolle-
gin sprach davon, dass die Menschen in Gunzenhau-
sen früher als im Landkreis Starnberg sterben. Das
kann man möglicherweise den statistischen Erhebun-
gen entnehmen, aber ich könnte Ihnen auch das Ge-
genteil beweisen. Ich könnte Ihnen beweisen, dass
die Sterberate im niederbayerischen Ort Y niedriger
ist als in Perlach in München. Das ist so.

(Tobias Thalhammer (FDP): Neuperlach!)

Es gibt unterschiedliche Lebensverhältnisse, und es
gibt auch unterschiedliche Sterberaten.

Herr Muthmann, ich bin ein geduldiger Mensch, und
ich will Ihnen erklären, was wir konzeptionell alles auf
den Weg gebracht haben.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Sie sind noch
nicht so lange dabei!)

- Ja, aber das reicht schon. - Unser Land ist ein Land
der Vielfalt. Diese Vielfalt wird von unserer Staatsre-
gierung gefördert.

(Unruhe - Glocke des Präsidenten)

Wir haben eine funktionierende Wirtschaft. Bayern
steht ganz vorne. Herr Kollege Mütze hat das vorhin
etwas persifliert. Er hat Herrn Kollegen Huber ange-
griffen. Wir können doch stolz darauf sein, dass wir
eine funktionierende Wirtschaft haben, dass wir die
geringste Arbeitslosigkeit haben und dass wir Vorbild
in Deutschland sind. Das sind doch die Dinge, die
zählen. Nur eine funktionierende Wirtschaft, meine lie-
ben Kollegen von der Sozialdemokratie, ermöglicht,
dass wir überhaupt sozialpolitisch in der gegenwärti-
gen Form tätig sind.

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Herr Kolle-
ge, darf ich Sie an Ihre Redezeit erinnern?
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Dietrich Freiherr von Gumppenberg (FDP): Sie dür-
fen mich gern an meine Redezeit erinnern.

Ich will zum Schluss kommen.

(Beifall bei der SPD, den FREIEN WÄHLERN
und den GRÜNEN)

- Vielen Dank für den Applaus. - Lieber Herr Muth-
mann, versuchen Sie nicht, uns Niederbayern
schlechtzureden. Uns geht es gut, und wir fühlen uns
wohl. Wir sind stolz darauf, dass wir Niederbayern
sind.

(Beifall bei der FDP und der CSU)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke
schön, Herr Kollege. Als Nächster hat Herr Kollege
Martin Schöffel von der Christlich-Sozialen Union das
Wort. Bitte schön.

Martin Schöffel (CSU): Herr Präsident, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, sehr geehrter Herr Ministerprä-
sident! Wie sich das bisher anhört, wird das heute
eine Glanzstunde für die Staatsregierung, die gute Ar-
beit geleistet hat; denn eines muss man feststellen:
Wir haben die Probleme des ländlichen Raumes über
Jahre nicht nur beschrieben, sondern auch Lösungen
erarbeitet und diese umgesetzt.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Das gilt auch für Wunsiedel, das heute schon vielfach
als Kronzeuge angeführt wurde. Ich habe mir heute
schon überlegt, ob ich nicht zu alt ausschaue und wie
lange ich noch lebe. Wir haben Lösungen erarbeitet
und auch umgesetzt. Niemand sagt, dass alles schon
erledigt und fertig ist, aber wir können Erfolge vorwei-
sen. Das Problem der Opposition ist, dass sie die Pro-
bleme beschreibt, wie sie das schon seit Jahren und
Jahrzehnten tut. Aber sie merkt nicht, was sich alles
verändert hat. Das Schlimme ist: Sie von der Opposi-
tion haben in den letzten Jahren noch kein einziges
Konzept vorgelegt, das schlüssig gewesen wäre, das
man hätte umsetzen können und das ein Schritt in die
richtige Richtung gewesen wäre.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Lesen und
verstehen!)

- Lieber Kollege, vermutlich ist Ihnen bei diesem
Thema etwas entgangen; denn durch die Arbeit der
letzten Jahre hatte sich einiges in diesem Lande
getan.

Gleichwertige Lebensverhältnisse - das ist ein Thema,
bei dem viele Parameter zu vergleichen sind. Ich
freue mich, dass sich Frau Kollegin Karl schon um die

Lebensverhältnisse in den Ballungszentren sorgt. Ich
möchte auf Folgendes hinweisen: Dem Ballungsraum
auf der einen Seite entspricht der Entfaltungsraum auf
der anderen Seite. Das ist der ländliche Raum, in dem
man große Vorteile genießt.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Euphemis-
mus!)

Das betrifft besonders Familien, die den Freiraum in
der Natur, gesunde Lebensbedingungen und das ge-
sellschaftliche Miteinander zu schätzen wissen. Das
Ehrenamt wurde in diesem Zusammenhang bereits
angesprochen. Hinzufügen muss man top aufgestell-
te, familiengeführte Unternehmen, die beste Berufs-
chancen bieten.

Klar ist, dass der Markt dort, wo die Bevölkerungs-
dichte geringer ist, teilweise nicht das anbietet, was er
im Ballungsraum anbietet. Eine geringere Nachfrage
und ein geringeres Angebot erfordern staatliches
Handeln. Das ist völlig klar. Es gibt auch vielfältige
Programme, um das Leben im ländlichen Raum le-
benswert zu erhalten und der Überhitzung der Bal-
lungsräume entgegenzuwirken. In diesem Zusam-
menhang muss man in besonderer Weise auf die
Gebiete schauen, die in den 1990er-Jahren einen dra-
matischen Strukturwandel durchgemacht haben und
in denen sich die Entwicklung dramatisch beschleu-
nigt hat.

Ich möchte einige dieser Entwicklungen aufzählen.
Kommen wir zunächst zur Breitbandversorgung. Ich
weiß nicht, wie oft Sie noch sagen wollen, es gebe
diesbezüglich kein Programm in diesem Lande. Es
gibt ein Programm, und Sie werden merken, wie
schnell das umgesetzt wird.

(Lachen bei der SPD)

Kein Land tut mehr in dieser Hinsicht als Bayern. Es
ist ein Unterschied, ob man 200 Millionen Euro ein-
setzt oder nur 5 Millionen Euro wie Baden-Württem-
berg.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Vor fünf Jah-
ren war das noch nicht einmal Staatsaufgabe,
Herr Kollege!)

Dort stehen nur 5 Millionen Euro im Einzelplan "Länd-
licher Raum" für die Breitbandversorgung zur Verfü-
gung. Von unserem Programm werden auch die
Schulen profitieren. Dass Sie, liebe Frau Kollegin
Karl, bei der Entwicklung nicht mehr mitkommen,
zeigt die Tatsache, dass Sie bei unserem Programm
"Offensive Bayern 3.0" Google und Facebook ver-
wechseln. Dass Facebook weiß-blau ist, wissen auch
wir, wir haben aber über Google gesprochen. Dass
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Sie Tablet-PCs mit Smartboards verwechseln, wollen
wir Ihnen nachsehen. Wir sind kräftig eingestiegen
und wollen die Entwicklung in der Zukunft voranbrin-
gen.

Die regionale Wirtschaftsförderung wurde schon an-
gesprochen. 75 % der Mittel fließen in den struktur-
schwachen Raum. Im nächsten und im übernächsten
Jahr werden die Mittel noch einmal deutlich aufge-
stockt. Es ist sehr wichtig, dass die mittelständischen
Unternehmen in der Region bleiben und an ihren je-
weiligen Standorten in zukunftsfähige Arbeitsplätze in-
vestieren. Dafür kann man nicht genug tun.

Lassen Sie mich noch ein Thema ansprechen, die In-
dustriebrachen. Natürlich werden in Ballungsräumen
leerstehende Immobilien sofort von einem Investor
übernommen, während das in strukturschwachen Ge-
bieten nicht der Fall ist. Die Bayerische Staatsregie-
rung und der Bayerische Landtag haben im Bereich
der Städtebauförderung ein Programm in Höhe von
14,5 Millionen Euro aufgelegt, um Altlasten zu beseiti-
gen, städtebauliche Probleme zu lösen, Neuinvestitio-
nen zu ermöglichen, Arbeitsplätze anzusiedeln und
den Flächenverbrauch zu reduzieren. Die Mittel waren
sofort vergriffen. Ich gehe davon aus, dass dieses
Programm auch im neuen Haushalt kraftvoll weiterge-
führt wird, weil dies für den ländlichen Raum sehr
wichtig ist.

Ich sehe, dass meine Redezeit um ist. Ich könnte
aber noch viel erzählen,

(Allgemeine Heiterkeit)

was sich alles zum Positiven entwickelt hat, aber das
wird Herr Kollege Taubeneder weiterführen.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke
schön, Herr Kollege Schöffel. Sie waren der Erste, der
selber gemerkt hat, dass er seine Zeit überzogen hat.

Als Nächster hat Herr Kollege Walter Taubeneder von
der CSU das Wort. Bitte schön, Herr Kollege.

Walter Taubeneder (CSU): Herr Präsident, Herr Mi-
nisterpräsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Die
Entwicklung Bayerns ist einzigartig, sie ist beispiel-
haft. Damit meine ich die Entwicklung in ganz Bayern.
Sie ist eigentlich grandios. Man muss immer wieder
betonen, von wo wir ausgegangen sind. Wo waren wir
denn vor 40 oder 50 Jahren? Heute haben wir beste
Voraussetzungen und beste Lebensbedingungen im
ganzen Land. Das ist das Ergebnis der herausragen-
den Politik der Bayerischen Staatsregierungen - und
das über ein halbes Jahrhundert.

(Beifall bei der CSU)

Auf das, was wir in Bayern geschaffen haben, können
wir alle stolz sein. Immer wieder gibt es neue Heraus-
forderungen, die zu bewältigen sind. Es sind wichtige
Maßnahmen zu ergreifen. Ich denke nur an den ost-
bayerischen Raum. Früher hatte dieser - das ist noch
gar nicht so lange her - mit der Grenzlage zu kämp-
fen. Heute bringt der demografische Wandel große
Herausforderungen mit sich. Ich bin der Staatsregie-
rung außerordentlich dankbar, dass diese Herausfor-
derungen so aktiv angegangen werden. Ganz beson-
ders danke ich dem Ministerpräsidenten, der das zur
Chefsache gemacht hat.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Im Zuge von "Aufbruch Bayern" wurde im Ministerrat
im November 2011 der Aktionsplan "Demografischer
Wandel" erstellt. Dabei ist der Einstieg bei den Hoch-
schulen im Doppelhaushalt 2011/2012 erreicht wor-
den. Dieser Ansatz wird im nächsten Doppelhaushalt
mit 110 Millionen Euro fortgeführt werden.

Einer der wichtigsten Punkte im Aktionsplan "Demo-
grafischer Wandel" ist, die Wissens-, Forschungs- und
Technologiekompetenz in den Regionen zu fördern
und zu stärken. Attraktive Hochschulen und technolo-
gieorientierte Arbeitsplätze haben, wie wir wissen,
Magnetwirkung auf junge Menschen. Sie sind beson-
ders wirksame Hebel für Vitalität, Attraktivität und
Wirtschaftlichkeit der Regionen. Deshalb werden in
Bayern innovative Wissenschaft und innovative Wirt-
schaft vernetzt. So entstehen zukunftsträchtige Ar-
beitsplätze vor Ort. Das erzeugt die Nachhaltigkeit,
von der wir immer reden.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Beispielhaft hat hierbei die Hochschule in Deggendorf
gewirkt. In Freyung, Teisnach und Cham wurden
Technologiezentren eingerichtet, die sich bestens ent-
wickelt und bewährt haben. Jetzt kommt auch noch
Spiegelau-Riedlhütte dazu. Das ist eine erfreuliche
Entwicklung. Der Bayerische Wald erlebt gerade
einen Imagewandel hin zum Hightech-Standort. Aus-
drücklich danke ich unserem Staatsminister Wolfgang
Heubisch, der sich gewaltig dafür eingesetzt hat, dass
diese Technologiezentren entstanden sind.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Man muss wissen: Technologiezentren sind immer
das Ergebnis eines harmonischen Dreiklangs: Hoch-
schulen, Unternehmen und Kommunen müssen zu-
sammenarbeiten, damit diese entstehen können.
Auch was diesbezüglich in Bayern geschieht, kann
sich sehen lassen. Ich nenne einige Beispiele der
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Hochschulentwicklung in den Regionen: Im Technolo-
giezentrum Ruhstorf der Hochschule für angewandte
Wissenschaften Landshut werden 5 Millionen inves-
tiert; Technologienetzwerke Allgäu für 7 Millionen; Lei-
tungselektronik erneuerbare Energien in Memmingen,
Kaufbeuren und Kempten; das Technologiezentrum
Aschaffenburg, WEBIS in Obernburg mit 10 Millionen
an Investitionssumme; das Technologiezentrum Bad
Neustadt an der Saale, Schwerpunkt Elektromobilität:
4,5 Millionen; Hochschule in Coburg, Entwicklung für
mikroakustische Aktoren: 2,3 Millionen, TZ Amberg,
Energieeffizienz, und Weiden, Medizintechnik: 2,5 Mil-
lionen Investitionssumme, und letztlich das Netzwerk
für Technologieallianz Oberfranken. Das alles sind
Beispiele, wie Technologiezentren in ländlichen Re-
gionen umgesetzt werden.

Ich nenne noch das Projekt Technik plus an der Uni-
versität Passau. Bereits jetzt sind dort 23 neue Plan-
stellen ausgewiesen und 7 davon bereits ausge-
schrieben. Als erstes einschlägiges neues
technologieorientiertes Studienangebot soll dort im
Wintersemester 2012/2013 ein Bachelor-Studiengang
für mobile eingebettete Systeme anlaufen. Ich nenne
Straubing: Dort wird die TU München zusammen mit
der Hochschule Weihenstephan-Triesdorf sechs neue
Professuren für nachwachsende Rohstoffe errichten.
Nach der Aufbauphase werden dort 500 neue Studi-
enplätze errichtet, und ab 2017 sind weitere 500 an-
gedacht. Das erfordert ein Investitionsvolumen von
36,8 Millionen Euro.

Außerdem haben wir erst vor Kurzem im neuen Hoch-
schulgesetz festgelegt, dass von den Hochschulen für
angewandte Wissenschaften auch künftig der Titel
"Technische Hochschule" geführt werden kann. Es
läuft jetzt ein Auswahlverfahren, und daran werden
sich auch die Hochschulen im ländlichen Raum betei-
ligen. Vor Kurzem - das ist schon wieder einige Zeit
her - hat eine Zeitung geschrieben: Deutschland geht
es gut, Bayern geht es besser. Es geht ganz Bayern
besser, und das ist Faktum.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Als Letzter
hat nun Herr Staatsminister Thomas Kreuzer das
Wort.

Staatsminister Thomas Kreuzer (Staatskanzlei):
Herr Präsident, Herr Ministerpräsident, Hohes Haus!
Bayern steht hervorragend da. Bayern ist Chancen-
land Nummer 1 in Deutschland. Wir haben eine Ar-
beitslosenrate von 3,4 % und somit fast Vollbeschäfti-
gung. In mehr als der Hälfte unserer Kreise und
Städte liegt die Arbeitslosenrate unter 3 %. Dabei ist
der Abstand zwischen den besten und den schlecht-

esten Regierungsbezirken mit 1,5 % historisch nied-
rig. Das beweist: In Bayern werden die Unterschiede
nicht größer, sondern immer kleiner. Bayern bietet
beste Chancen im ganzen Land. Die Bayerische
Staatsregierung setzt alles daran, dass dies auch in
Zukunft so bleibt. Ich frage mich, wann bei einer sol-
chen Lage die FREIEN WÄHLER endlich begreifen,
dass es politisch nichts bringt, Teile des Landes
schlechtzureden.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Dies sind nicht nur politische Rohrkrepierer, sondern
sie schaden damit diesen Teilen des Landes, weil sie
sie unnötig herabsetzen und Probleme aufzeigen,
während sie gleichzeitig vergessen, die entsprechen-
den Chancen darzustellen. Damit dienen sie nieman-
dem.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Wir haben in Sankt Quirin 2013 und 2014 einen Dop-
pelhaushalt ohne Neuverschuldung vorgelegt. Wir
werden insgesamt 46,5 Milliarden im Jahr 2013 und
48 Milliarden im Jahr 2014 ausgeben - weitere Bau-
steine unserer Zukunftsstrategie "Aufbruch Bayern".

Mit dauerhaft hohen Investitionen meistern wir die He-
rausforderungen der Zukunft. Die Investitionsausga-
ben steigen gegenüber 2012 insgesamt auf über
11 Milliarden Euro. Unsere Investitionsquote liegt
auch im nächsten Jahr bei über 12 % und damit weit
über dem Durchschnitt der Flächenländer in Deutsch-
land. Wir in Bayern verbinden Schuldentilgung,
Wachstumsimpulse, Stabilität und Zukunftsinvestitio-
nen miteinander. Bei uns in Bayern gilt: beste Chan-
cen in Stadt und Land. Wir stehen für gleichwertige
Lebensverhältnisse im gesamten Freistaat. Dieses
Ziel ist der Bayerischen Staatsregierung ein Herzens-
anliegen. Deshalb wollen wir es in der Bayerischen
Verfassung verankern.

Herr Kollege Mütze, ein paar Anmerkungen zu der
rechtspolitischen Geisterbahnfahrt, die Sie in Bezug
auf das Grundgesetz abgeliefert haben: Im Grundge-
setz ist in Artikel 72 geregelt, dass der Bund eine Ge-
setzgebungszuständigkeit erhält, um gleichwertige
Lebensverhältnisse im ganzen Land herbeizuführen.
Das ist ein völlig anderer Fall als das, was wir in der
Bayerischen Verfassung regeln wollen. Wer in Bezug
auf das Verhältnis von Bayerischer Verfassung und
Grundgesetz so spricht, der stellt die gesamte Bayeri-
sche Verfassung infrage. Man muss sich dann auch
fragen, ob wir noch Grundrechte in der Bayerischen
Verfassung verankern müssen, weil diese im Grund-
gesetz geregelt sind.
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Eine Aufnahme in die Bayerische Verfassung ist ein
direkter Auftrag des bayerischen Volkes an den baye-
rischen Gesetzgeber, weil dies durch eine Volksab-
stimmung zustande kommt, an welche dieser gebun-
den ist. Schließlich ist die Formulierung auch ein
Maßstab für den Bayerischen Verfassungsgerichtshof
in Bezug auf dessen Entscheidungen. Darum ist es
unbedingt notwendig, dass wir dieses Projekt ange-
hen. Es wird die gleichwertigen Lebensverhältnisse in
diesem Land befördern.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Abschließend noch einige Beispiele, was im Moment
alles getan wird:

Erstens. Mit "Aufbruch Bayern - Aktionsplan demogra-
fischer Wandel" hat die Staatsregierung ihre Politik für
gleichwertige Lebensverhältnisse festgelegt. Bis 2016
investieren wir 1 Milliarde Euro in den ländlichen
Raum.

Zweitens. Wir zahlen 7,7 Milliarden Euro in den kom-
munalen Finanzausgleich - so viel wie nie. Das ist
eine Steigerung von 6,3 % und somit weit höher als
der Gesamthaushalt. Diese Mittel kommen gerade
den Gemeinden im ländlichen Raum zugute. Wir
haben finanzschwachen Gemeinden noch Sonderzu-
wendungen eingeräumt, damit sie aus ihrer Finanzkri-
se herauskommen können. Kein Land ist so kommu-
nalfreundlich wie Bayern.

Drittens. Für Verkehrsinfrastrukturmaßnahmen, vor
allem Staatsstraßen, sowie für die Verbesserung der
Mobilität im ländlichen Raum sind 215 Millionen Euro
- ein ungeheuer großer Betrag - vorgesehen, mit
denen wir sowohl die Erhaltungsmaßnahmen als auch
notwendige neue Maßnahmen, auch zum Lärm- und
Verkehrsschutz der Bürger, durchführen können.

Natürlich, Frau Kollegin Karl, ist auch in den Bahnhö-
fen viel in Richtung Behindertengerechtigkeit und
Ausbau geschehen. Schauen Sie sich doch um, wie
die Bahnhöfe vor einigen Jahren waren und wie sie
heute in Bayern weitgehend sind. Wir müssen dies al-
lerdings fortsetzen; aber man soll nicht den Eindruck
erwecken, als sei nichts passiert.

(Beifall bei der CSU)

Viertens. Wir erhöhen die erst in diesem Jahr aufge-
stockte Regionalförderung nochmals um 50 Millionen
auf insgesamt 280 Millionen Euro. Dies ist ein Beitrag
zur Entwicklung dieses Landes, wie wir alle wissen.
Gerade in Ostbayern ist ungeheuer viel passiert, und
wir stehen heute nur deshalb so da, weil wir diese Mit-
tel zielgerichtet und zweckgebunden eingesetzt
haben.

Fünftens. Außerdem stellen wir für Konversionsmaß-
nahmen, Städtebauförderung, Dorferneuerung und
den Ausbau der medizinischen Versorgung zusätzlich
56 Millionen Euro bereit.

Sechstens. Mit einem massiven Ausbau bei den Kin-
derkrippen und dem Betreuungsgeld garantieren wir
den Eltern echte Wahlfreiheit bei der Kinderbetreu-
ung. Wir stärken die Vereinbarkeit von Familie und
Beruf in allen Landesteilen. Bayern ist das einzige
Land mit einer Krippenausbaugarantie für alle seine
Bürgermeister. Kein einziger Krippenplatz in Bayern
scheitert an mangelnder Unterstützung durch den
Freistaat, und deswegen, Herr Kollege Mütze, sage
ich ganz klar: Kein Euro für das Betreuungsgeld geht
in Bayern zulasten der Krippenfinanzierung. Diese
Behauptung ist falsch!

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Wenn es die Landeshauptstadt München bis heute
noch nicht geschafft hat, die nötigen Kindergartenplät-
ze zur Verfügung zu stellen - von Kinderkrippenplät-
zen wollen wir gar nicht reden -, dann liegt das nicht
an der Bayerischen Staatsregierung.

(Margit Wild (SPD): Sondern?)

Der Münchner Oberbürgermeister und sein Stadtrat
müssen die Mittel, die zur Verfügung stehen, nur ab-
rufen. Sie müssen sich planerisch auf den Weg ma-
chen, damit sie in ihrer Stadt vorankommen, meine
Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Siebtens. Der wichtigste Schwerpunkt im Staatshaus-
halt sind und bleiben unsere Investitionen in die Bil-
dung. Auch in den kommenden beiden Jahren fließt
mit über 33 Milliarden Euro jeweils mehr als ein Drittel
der gesamten Staatsausgaben in die Bildung. Wir
stellen zum Schuljahr 2012/2013 3.500 neue Lehrer
ein und 2013/2014 nochmals 1.300. Das sind insge-
samt 8.200 neue Lehrerstellen seit 2008. Wie das bei
Grün-Rot aussieht, sehen wir in Baden-Württemberg -
trotz aller Wahlversprechen. Baden-Württemberg
plant drei Milliarden neue Schulden und streicht
gleichzeitig über 12.000 Lehrerstellen, meine Damen
und Herren. 12.000 Lehrerstellen, das ist die Praxis
grün-roter Bildungspolitik, die wir so nicht mitmachen.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Achtens. Wir reduzieren den Unterrichtsausfall, schaf-
fen kleinere Klassen, und wir haben das Programm
"Kurze Beine - kurze Wege", zu dem ich in ganz
Deutschland kein vergleichbares Programm kenne.
Wir garantieren die Grundschulen bis zu einer Größe
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von zwei kleinen Kombiklassen. Woanders werden
Grundschulen reihenweise dichtgemacht. Wir werden
das in Bayern nicht tun, und dafür nehmen wir eben-
falls Geld in die Hand. Dies ist genau ein Programm
für die Lebensqualität im ländlichen Raum.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

An den Fachhochschulen hat sich die Zahl der Stu-
denten seit 2000 von 50.000 auf 100.000 nahezu ver-
doppelt. Das ist Zukunftskraft für den ländlichen
Raum. Die Technologiezentren, die überall gut laufen
und für die Wirtschaft im ländlichen Raum enorm
wichtig sind, möchte ich nur der Vollständigkeit halber
erwähnen.

Neuntens. Wir investieren in Innovationen und digitale
Infrastruktur. Digitales Know-how ist eine Schlüssel-
qualifikation im 21. Jahrhundert. Wir haben deshalb,
obwohl das Land dafür keine rechtliche Zuständigkeit
hat, insgesamt 200 Millionen Euro im Jahr bewilligt -
das sind 400 Millionen Euro im Doppelhaushalt -, um
die Breitbandinfrastruktur auszubauen. Das ist einma-
lig in Deutschland, das gibt es nirgendwo anders.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Rot-Grün orientiert sich hierbei an Baden-Württem-
berg mit fünf Millionen Euro pro Jahr.

(Zuruf des Abgeordneten Bernhard Pohl
(FREIE WÄHLER) - Zuruf von den GRÜNEN)

Zehntens. Schließlich möchte ich die ärztliche Versor-
gung im ländlichen Raum erwähnen, zu der heute
Staatsminister Dr. Huber im Kabinett ein neues Kon-
zept vorgestellt hat. Auch dafür nehmen wir Geld in
die Hand, um die Zukunft der ärztlichen Versorgung
im ländlichen Raum zu sichern, meine Damen und
Herren.

Sie sehen also: Zehn Punkte - und es gäbe noch viel
mehr. Wer behauptet, dass im ländlichen Raum nichts
geschehe, der sagt den Menschen die Unwahrheit,
und wer den Eindruck erweckt, als hätten sich in den
letzten Jahren die Lebensverhältnisse in Bayern aus-
einanderentwickelt, der sagt den Menschen ebenfalls
die Unwahrheit; denn die Abstände sind kleiner ge-
worden.

(Beifall bei der CSU und der FDP - Bernhard Pohl
(FREIE WÄHLER): Sagen Sie das den Men-
schen draußen!)

Dies ist die Politik der Bayerischen Staatsregierung.
Wir werden diese konsequent fortsetzen. Jeder, der
sich Bayern und andere Bundesländer in dieser Re-
publik ansieht, weiß, dass wir auf diesem Weg unge-

heuer erfolgreich sind. Aber wir wissen auch, dass
dies jeden Tag neu erkämpft werden muss und wir
diesen Weg weitergehen müssen. Dies werden wir
gemeinsam tun, meine Damen und Herren, und wir
bitten Sie um Ihre Unterstützung.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke
schön, Herr Staatsminister. - Weitere Redner sehe ich
nicht. Damit ist die Aktuelle Stunde beendet.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 a auf:

Gesetzentwurf der Abgeordneten Margarete
Bause, Dr. Martin Runge, Ulrike Gote u. a. und
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
zur Änderung der Bayerischen Bauordnung
Klimaschutz und Energieeinsparung in der BayBO
(Drs. 16/12946)
- Erste Lesung -

Der Gesetzentwurf wird vonseiten der Antragsteller
begründet. Erste Rednerin ist Frau Kollegin Christine
Kamm. Damit ist die Aussprache eröffnet. Frau Kolle-
gin, Sie haben das Wort.

Christine Kamm (GRÜNE): (Von der Rednerin nicht
autorisiert) Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte
Kolleginnen und Kollegen! Der Klimaschutz ist eine
unserer wichtigsten Herausforderungen. Er ist exis-
tenziell für die Zukunft unserer Kinder sowie unseres
Landes, und er ist leider in vielen Bereichen noch eine
ungelöste Aufgabe. Es ist noch viel zu tun; auf allen
Ebenen muss noch viel mehr getan werden.

Wir haben daher unter dieser Zielsetzung die Bayeri-
sche Bauordnung unter die Lupe genommen und uns
mit Vertretern der Architektenkammer, der Ingenieur-
kammer, von Haus & Grund, von jungen Baugemein-
schaften, der Initiative "Autofreies Wohnen" und Mie-
terverbänden zusammengetan, um zu prüfen: Was
muss getan werden? Was muss in der Bayerischen
Bauordnung anders geregelt werden? Wir haben
auch einen Blick in die anderen Bundesländer gewor-
fen, die sich bereits mit dieser Fragestellung ausei-
nandergesetzt haben, was hier leider noch nicht der
Fall war.

Welche Neuregelungen schlagen wir Ihnen aufgrund
der Gespräche vor? - Wir wollen zum einen, dass sich
die Bayerische Bauordnung an nachhaltigen Zielset-
zungen orientiert und Hemmnisse für Energiesanie-
rung und Wärmedämmung durch Erweiterungen der
Ausnahmeregelung beseitigt werden. Es gibt nach
wie vor immer noch Gebäude, die beispielsweise nur
an drei und nicht an vier Seiten gedämmt werden. Wir
schlagen Ihnen vor, verbrauchssenkende Gebäude-
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anordnungen und -gestaltungen festzulegen und die
Bauordnung für umweltfreundlichen Verkehr umzu-
schreiben.

Wenn wir unsere Verkehre endlich hin zu umwelt-
freundlichen Verkehren umorganisieren, dann werden
wir weniger teure Autostellplätze brauchen und müs-
sen nicht mehr jungen Familien, die innovativ wohnen
wollen, oder finanzschwachen Haushalten bzw. auch
Seniorenwohnanlagen sehr viel Geld für teure Stell-
plätze abverlangen. Diese brauchen sie meist ohne-
hin nicht, da sie nur zu einem geringen Teil über
Autos verfügen. Natürlich brauchen wir aber einige
Fahrradstellplätze mehr, wenn wir wirklich verhindern
wollen, dass es so ähnlich aussieht, wie es zeitweise
neben unserer Eingangspforte aussah.

Wir bitten Sie daher um Zustimmung zu den von uns
vorgeschlagenen Umorientierungen der Bayerischen
Bauordnung, um hier endlich die richtigen Weichen-
stellungen für den Klimaschutz vornehmen zu kön-
nen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke
schön, Frau Kollegin Kamm. - Als Nächster hat Kolle-
ge Dr. Otmar Bernhard das Wort. Bitte schön, Herr
Kollege.

Dr. Otmar Bernhard (CSU): Herr Präsident, Kollegin-
nen und Kollegen! Die GRÜNEN haben einen Gesetz-
entwurf vorgelegt, der zwar gut gemeint ist, der aber
leider in einer ganzen Reihe von Punkten überflüssig
ist, weil es schon entsprechende Regelungen und
Möglichkeiten zur Erreichung dieser Ziele gibt. Sie
können regulieren, was Sie wollen; wenn der Bund
zuständig ist, reicht die Kompetenz Bayerns nicht aus.
Das gilt zum Beispiel für Fahrradstellplätze, wobei der
Grund, warum man bei Pkws Stellplätze verlangt, der
ist, dass der öffentliche Verkehrsraum geschont wer-
den soll. Das trifft für die Fahrräder aber nicht zu.
Trotzdem kann man sich überlegen, ob man so etwas
macht.

Sie sprachen von Sonderbauten. Bei diesen sind oh-
nehin bauaufsichtliche Einzelanordnungen zu beach-
ten. Das müsste nach Ihrem Vorschlag landesweit
einheitlich ohne Berücksichtigung örtlicher Besonder-
heiten gemacht werden. Das ist aber nicht zweckmä-
ßig und auch nicht notwendig.

Ich komme zum sparsamen Umgang mit Boden, mit
Wasser und mit Energie. Hier ist es auch so, dass
Bauordnungsrecht Sicherheitsrecht ist. Dafür ist die
Bauordnung von der Systematik her zunächst einmal
nicht der richtige Ansatzpunkt. Das ist aber auch nicht
notwendig, weil es entsprechende Regelungen gibt.

Ich will jetzt nicht auf einzelne Regelungen eingehen,
sondern nur das Wasserhaushaltsgesetz des Bundes
oder die Energieeinsparverordnung nennen. Das alles
ist bundesrechtlich geregelt. Das brauchen wir in der
Bayerischen Bauordnung nicht noch einmal zu regu-
lieren.

Ähnlich ist es bei der Vermeidung und Verwertung
von Bauabfällen und Bodenaushub. Wir haben, wie
wir alle miteinander wissen, das Kreislaufwirtschafts-
gesetz, in dem diese Dinge geregelt sind und bei dem
im Einzelfall darum gerungen wird, was richtig ist.
Aber immerhin, es ist Bundesrecht und somit bundes-
rechtlich geregelt. Insofern ist es auch hier nicht er-
sichtlich, warum Sie das Ganze nochmals in der Bay-
erischen Bauordnung unterbringen wollen.

Zu den Abstandsflächen von Außendämmungen:
Diesbezüglich haben Sie vor nicht allzu langer Zeit
schon einmal einen Gesetzentwurf eingebracht, den
wir damals bereits abgelehnt haben. In der Praxis hat
sich gezeigt, dass es keinen Regelungsbedarf gibt
und sich die Dinge erfahrungsgemäß in aller Regel
nachbarschaftlich regeln lassen. Außerdem haben wir
den § 248 des Baugesetzbuchs - BauGB. Auch dort
ist eine Regelung für zulässige Abweichungen hin-
sichtlich des Maßes baulicher Nutzung, der Bauweise
und der überbaubaren Grundstücksflächen getroffen
worden. Warum sollen wir es jetzt noch einmal re-
geln?

Die Anordnung von Gebäuden betrifft eine ähnliche
Problematik. Das ist Planungsrecht und Bundesrecht.
Das können wir nicht in der Bauordnung regeln. Im
Übrigen gibt es jede Menge Möglichkeiten im Pla-
nungsrecht zur Anordnung von Gebäuden, auch was
energetische Aspekte anbelangt.

Die Stellplatzablöse wollen Sie um die investiven
Maßnahmen des Fahrradverkehrs erweitern. Auch
das ist überflüssig, weil nach geltendem Recht die
Stellplatzablöse für sonstige Maßnahmen zur Entlas-
tung der Straßen von ruhendem Verkehr einschließ-
lich investiver Maßnahmen des öffentlichen Perso-
nennahverkehrs verwendet werden kann. Das können
auch investive Maßnahmen des Fahrradverkehrs
sein. Auch das ist möglich.

Dann haben Sie das autofreie Wohnen angespro-
chen. Auch diese Ergänzung ist aus unserer Sicht
nicht erforderlich, weil man das über Artikel 63 regeln
kann. Sie haben sich vorher wahrscheinlich nicht
genau angeschaut, was alles schon möglich ist, und
haben sich dann die Mühe gemacht, einen Gesetzent-
wurf zu schreiben.

Das Resümee ist: Es sind richtige Intentionen, die Sie
verfolgen und die wir auch teilen. Aber Sie müssen
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noch einmal genau nachschauen, was nach der Bau-
ordnung möglich, was mit bayerischem Recht über-
haupt regelbar und was nach Bundesrecht in letzter
Zeit schon alles Schönes geregelt worden ist.

Ich denke, wir können Ihren Vorschlägen nicht näher-
treten.

(Beifall bei der CSU und der FDP - Zuruf der Ab-
geordneten Christine Kamm (GRÜNE))

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke
schön, Herr Kollege Dr. Bernhard. - Frau Kollegin
Kamm fragt, ob sie noch etwas sagen darf. Dann mel-
den Sie sich bitte für eine Zwischenbemerkung zu
Wort. Dann erhalten Sie von mir das Wort.

(Christine Kamm (GRÜNE): Ich melde mich beim
Schlusswort zu Wort!)

- Dann hat sich das erledigt. - Jetzt hat Kollege Lud-
wig Wörner von der SPD das Wort. Bitte schön.

Ludwig Wörner (SPD): Herr Präsident, Kolleginnen
und Kollegen! Natürlich ist es interessant, sich wieder
einmal ins Bewusstsein zu rufen, was gestern durch
die Auseinandersetzung geschehen ist, dass Klima-
politik ein wichtiges und interessantes Thema ist. Wir
müssen alle Hebel in Bewegung setzen, um die Ziele,
die wir uns selbst gesetzt haben, zu erreichen. Darü-
ber sind wir uns einig.

Ob dazu allerdings dieser Gesetzentwurf zielführend
ist, müssen wir in einer vertieften Diskussion in den
Ausschüssen klären. Ich habe mit ein paar Punkten
auch Probleme. Liebe Frau Kollegin Kamm, in einem
hochverdichteten Raum wie München sollen die
Hausbesitzer verpflichtet werden, in den engen Innen-
höfen jetzt plötzlich Radlständer aufzustellen, die in
der Regel im Interesse der Hausgemeinschaft schon
vorhanden sind. Dazu braucht man doch keinen Ge-
setzgeber, sondern das kann man selbst machen.
Aber das soll freiwillig geschehen; denn die letzte
Grünfläche möchte ich auch nicht mit Radlständern
zupappen - in den Innenhöfen wohlgemerkt.

Ich bin bei Ihnen, wenn es darum geht - was man in
München ohne Gesetz, aber mit Verordnung längst
macht -, einen Autoparkplatz im öffentlichen Raum
abzuschaffen und diesen zur Radstellplatzfläche um-
zuwidmen. Darüber können wir gern reden.

Was eine Dachaußendämmung sein soll, wie Sie sie
ins Gesetz schreiben wollen, erschließt sich mir nicht
ganz. Das müssen Sie mir einmal in aller Ruhe erklä-
ren. Eine Innendämmung kenne ich, aber eine Au-
ßendämmung kenne ich nicht. Vielleicht haben Sie

diesbezüglich etwas verdreht. Das müssen wir dann
im Gesetzestext ändern.

Für die Wärmedämmung selbst gibt es die Energie-
einsparverordnung - EnEV. Dass diese dem einen
oder anderen in der Form, in der sie jetzt kommen
wird, nicht gefällt, mag sein. Man muss die Balance
zwischen bezahlbar und leistbar finden, also zwischen
dem, wer es macht, und wer es sich leisten kann, das
über die Miete zu finanzieren. Ich glaube, diesbezüg-
lich sind wir auf einem guten Weg.

Herr Kollege Bernhard, an einer Stelle kann ich Ihnen
nicht ganz recht geben. Das betrifft die Abstandsflä-
chen. Die Nachbarschaftsstreitigkeiten haben wir in-
zwischen häufig vor Gericht, nämlich dann, wenn der
Nachbar sagt: Es kommt überhaupt nicht infrage,
dass du zu mir herüberdämmst. Im öffentlichen Raum
- da gebe ich Ihnen recht - ist es inzwischen in Ord-
nung. Dort funktioniert die Absprache mit den Kom-
munen und Städten. Aber in der Nachbarschaftsprob-
lematik sind wir noch nicht so weit. Wir sollten, wie
gesagt, darüber nachdenken.

Wir werden über den Antrag im Umweltausschuss be-
raten und schauen, was man davon übrig lässt, was
notwendig ist und was man als bereits geregelt erken-
nen kann.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke
schön, Herr Kollege Wörner. - Als Nächster hat Kolle-
ge Thorsten Glauber von den FREIEN WÄHLERN
das Wort. Bitte schön.

Thorsten Glauber (FREIE WÄHLER): Herr Präsi-
dent, verehrtes Präsidium, liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Mit dem Antrag der GRÜNEN zur Bayerischen
Bauordnung versuchen Sie, liebe Kollegin Kamm, den
Klimaschutz und die Energieeinsparung in die Bayeri-
sche Bauordnung zu bringen.

Gestatten Sie mir, dass ich das sage: Sie präsentie-
ren uns heute ein Sammelsurium, angefangen mit
den Fahrradstellplätzen. Diesbezüglich gilt für uns klar
die Subsidiarität der Kommunen. Ich denke, auf dem
Land spielt es keine Rolle, was Sie hier beantragen,
und in den Städten gibt es bereits Regelungen. Die
Städte sollen doch bitte schön selbst regeln, wie viele
Fahrradstellplätze sie möchten. Sie können es selbst
regeln, und von daher brauchen wir das in der Baye-
rischen Bauordnung nicht zu tun.

(Beifall des Abgeordneten Bernhard Pohl (FREIE
WÄHLER))
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Ein weiterer Punkt: Sie sprechen das Dämmen von
Gebäuden und den Umgang mit Energie an. Dafür ist
die Bayerische Bauordnung der völlig falsche Platz.
Wenn Sie das irgendwo hineinschreiben wollen,
müssten Sie an die Energieeinsparverordnung heran-
gehen, nicht an die Bayerische Bauordnung. Wir kön-
nen die Ziele viel leichter und besser über die Ener-
gieeinsparverordnung erreichen als über die
Bayerische Bauordnung.

Es ist angesprochen worden, dass Fragen der Ge-
bäudeanordnung das Bauplanungsrecht betreffen und
nicht in die Bayerische Bauordnung gehören.

Sie haben Erwägungen darüber angestellt, wie die
Gebäudestellung sein soll, damit Energie eingespart
werden kann. Da muss ich mich schon fragen, ob Sie
den Architekten und Bauingenieuren etwa nicht zu-
trauen, im Jahr 2012 Gebäude so zu planen, dass es
zu einer Energieeinsparung allein über die Energie-
einsparverordnung kommt. Wir werden doch wohl
immer dafür sorgen, dass sich unsere Bauherren in
ihren Häusern wohlfühlen. Von daher braucht man
keine Regelung in der Bauordnung, wie man Gebäu-
de zu stellen hat. Dies lernt man im Studium und
muss man nicht über die Bayerische Bauordnung re-
geln. Wir werden mit den Bauherren reden. Dann wird
das, was sein muss, gelingen. Den Ansatz, den Sie
dazu gebracht haben, verstehe ich überhaupt nicht.

Ich bin gespannt, was Sie zum rationellen Umgang
mit Energie und Wasser im Zusammenhang mit der
örtlichen Satzung zu sagen haben. Das werden Sie
uns im Wirtschafts- oder Umweltausschuss - je nach-
dem, welchem Ausschuss der Gesetzentwurf zuge-
wiesen wird - präsentieren. Ich verstehe jedenfalls
nicht, was Sie mit dem Gesetzentwurf wollen.

Ich verstehe wohl, dass Sie den Klima- und den Um-
weltschutz über die Bauordnung regeln wollen. Dabei
sind viele Ansätze aber der falsche Weg. Sie führen
zu mehr Bürokratie. Das wollen wir nicht. Das Weitere
werden die Beratungen ergeben.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Als Näch-
ster hat Herr Kollege Tobias Thalhammer von der
FDP das Wort.

Tobias Thalhammer (FDP): Herr Präsident, liebe
Kolleginnen und Kollegen! Ich kann weitgehend auf
die Ausführungen des Kollegen Dr. Bernhard von der
CSU verweisen. Ich bin beeindruckt, wie sachlich er
sich dem Vorschlag gewidmet hat. Mir würde das
nicht ganz so leichtfallen, wie ich offen zugebe.

Ich bin - wie vermutlich auch viele Eigentümer in un-
serem Bayernland - nicht sicher, ob die Bayerische
Bauordnung, gerade wenn ich an die Abstandsrege-
lungen und an den § 35, der den Außenbereich be-
trifft, denke, zu wenig Regelungen hat oder zu lax ist.

Vieles ist ausreichend und doppelt geregelt. Sie
haben vom Umgang mit Wasser und Boden gespro-
chen. Da verweise ich auf die diversen Umweltgesetz-
bücher. Dass Sie von den GRÜNEN davon nichts
kennen, verwundert mich, schützt Sie aber leider Got-
tes auch nicht davor, dass wir Ihnen keinen Beifall
spenden werden.

Sie sind vor allem sehr regelungswütig. Regelungswut
ist aber nicht immer gut. Dafür greife ich zwei Beispie-
le heraus, die ich bemerkenswert finde.

Zum einen erwähne ich die Stellplatzpflicht für Fahr-
räder. Sie wollen bezüglich des Abstellplatzes das
Auto mit einem Fahrrad gleichsetzen. Ich weiß nicht,
wie es Ihnen, Frau Kamm, geht. Ich war beispielswei-
se in Pasing bei den Genossenschaftswohnungen un-
terwegs. Dabei hatte ich - dies schon diverse Male in
meinem Leben - Probleme, einen Parkplatz für das
Auto zu finden. Mit dem Fahrrad ist mir das nicht so
häufig passiert. Ich glaube, dass Sie auf diesem Ge-
biet keine Probleme lösen, sondern solche müßig
konstruieren.

Mein Lieblingsthema, das Sie hier angesprochen
haben, ist das autofreie Wohnen. Ich kann es gar
nicht in Worte fassen, was Sie da vorhaben. Deswe-
gen zitiere ich einfach aus Ihrer Begründung. Beim
autofreien Wohnen geht es darum, dass auf die

… zu errichtenden Stellplätze dann verzichtet
werden kann, wenn sich die Bewohner verpflich-
ten, auf ein Auto zu verzichten. Die meist knap-
pen vorhandenen Freiflächen können als Grünflä-
chen oder Spielflächen genutzt werden.

Jetzt kommt’s:

Sollte sich ein Mieter- oder Eigentümerwechsel
ergeben oder ein Auto angeschafft werden, sind
die Stellplätze nachzurüsten.

Ich versuche einmal, das ein bisschen in die Realität
umzudenken. Leute, die vorher dort gewohnt haben,
wollten vielleicht kein Auto haben. Das war ihre freie
Entscheidung. Aber nun gibt es deshalb zu wenige
Parkplätze für Autos. Statt des Parkplatzes wird z. B.
ein Kinderspielplatz angelegt. Wenn in einer solchen
Situation zwei Jahre später eine Entscheidung über
einen Autokauf fällt, muss ein Stellplatz vorhanden
sein und nachträglich gebaut werden. Dann muss der
Sandkasten einem Autostellplatz weichen. Für die De-
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batte, die hierüber zu führen ist, wünsche ich Ihnen
viel Spaß.

Ich glaube, der Vorschlag des autofreien Wohnens
macht deutlich, worum es bei diesem Gesetzentwurf
geht. Nach meiner Einschätzung - Sie mögen es mir
nachsehen - handelt es sich eher um ein ideologi-
sches Kampfblatt als um einen konstruktiven Gesetz-
entwurf. Jedenfalls viel Spaß bei den Beratungen!

(Beifall bei der FDP und der CSU)

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde: Als nächster
Rednerin erteile ich Frau Kamm von den GRÜNEN
das Wort.

Christine Kamm (GRÜNE): (Von der Rednerin nicht
autorisiert) Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte
Kollegen Vorredner! Dass Sie sich mit dem Thema so
ignorant auseinandersetzen, hätte ich nicht vermutet.
Ich bedauere, dass sich hier im Wesentlichen schon
ein Vorwahlkampf zeigt. Es geht offensichtlich nicht
darum, eine sachliche Debatte darüber zu führen, wie
man Probleme besser lösen kann.

Es ist an der Zeit, darüber nachzudenken, dass der
Klimaschutz in die Bayerische Bauordnung kommt. Es
geht nicht an, Herr Kollege Bernhard, zu sagen, die
Bauordnung sei nur für die Sicherheit da. Dieses Ar-
gument lässt sich überhaupt nicht aufrechterhalten. In
anderen Bundesländern sind die Landesbauordnun-
gen sehr wohl auch für den Klimaschutz geschaffen
worden. Aber Bayern ist in dieser Hinsicht Schluss-
licht.

Dann zu dem Thema Fahrräder. Sie haben ganz
große Sorge, dass Furchtbares auf Sie niederkommt.
In dem Papier steht, dass Fahrradabstellplätze in sol-
cher Zahl und Größe einzurichten sind, dass sie die
zu erwartende Zahl von Fahrrädern aufnehmen kön-
nen. Jetzt frage ich Sie, wo es denn eine überborden-
de Regelung gibt, wenn es hier schlicht und einfach
heißt, es sollten so viele Fahrradstellplätze errichtet
werden, wie sie benötigt werden. Dies ist doch nicht
zu viel verlangt. Gucken Sie es sich doch an, wie es
ausschaut, wenn es nicht so gemacht würde. In der
Tat gibt es viele Gegenden, wo es nicht so gemacht
wird. Die Kollegin, die hier zum Landtag radelt, muss
schon darum kämpfen, ihr Fahrrad ordentlich unterzu-
bringen. Aber das darf doch nicht sein.

Dann zu dem Thema Abstandsflächen und Energie-
sanierung. Natürlich wird bundesrechtlich geregelt,
wie Energiesanierungen durchzuführen sind. Herr
Kollege Wörner, der in dieser Sache oft unterwegs ist,
hat schon feststellen müssen, dass es an vielen Stel-
len nicht möglich ist, Außendämmungen an Wänden
und Dächern anzubringen.

(Tobias Thalhammer (FDP): Ist das eine Fläche
nach außen?)

- Man kann sich verwundert fragen, was eine Dachau-
ßendämmung ist. Es ist einfach so, dass man zwi-
schen den Ziegeln und dem Dach eine Dämmmaß-
nahme vornimmt. Offenbar haben Sie Ihr Dach noch
nicht saniert. Normalerweise nimmt man dazu die Zie-
gel ab. Dann bringt man eine Dämmschichtkonstrukti-
on und eine neue Lattenkonstruktion auf. Danach
kommen die Ziegel darauf. - Offenbar sind Sie kein
Bauherr.

(Tobias Thalhammer (FDP): Und Sie sind keine
Baufrau!)

Leider ist es so, dass angedachte Maßnahmen immer
wieder daran scheitern, dass ihnen Abstandsflächen-
regelungen entgegenstehen. Dabei geht das gar nicht
so einfach, wie Sie es vermuten, Herr Kollege Bern-
hard, indem man sagt, der Nachbar werde das Pro-
blem lösen. Der Nachbar ist ja gebunden. Wenn er
nämlich sein eigenes Haus dämmen möchte, möchte
er dies tun, ohne auf gewisse Abstände achten zu
müssen. Solche Fälle gibt es in der Realität.

Dann zur Bürokratie: Eine besonders schlimme Büro-
kratie verursacht momentan die Stellplatzregelung.
Sie ist furchtbar und belastet Bauprojekte, insbeson-
dere Bauprojekte für Menschen, die kein Auto haben,
oder Bauprojekte, bei denen nur wenige Bewohner
ein Auto haben. Als Beispiel habe ich einmal ein Bau-
projekt für Senioren erlebt, bei dem nur eine der neun
Parteien ein Auto hatte. Das nutzte alles nichts, es
mussten neun Stellplätze im Hof ausgewiesen wer-
den. Die Anlage eines Stellplatzes kostet zusammen
mit der Fläche, die dafür notwendig ist, in der Regel
5.000 Euro. Darauf kann man verzichten. Bei einem
Bauvorhaben kommt es oft auf jeden Euro an, sodass
sparsam gewirtschaftet werden muss. Deshalb ist es
ärgerlich, wenn man zu völlig nutzlosen Investitionen
getrieben wird. Das ist Ihnen, Herr Kollege Thalham-
mer, zwar egal, mir aber nicht. Darin unterscheiden
wir uns, und darin werden wir uns auch weiterhin un-
terscheiden.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde: Für die Bayeri-
sche Staatsregierung hat nun Herr Staatssekretär
Gerhard Eck das Wort.

Staatssekretär Gerhard Eck (Innenministerium):
Herr Präsident, verehrte Kolleginnen und Kollegen!
Ich will nur ganz kurz einige Punkte klarstellen. Liebe
Frau Kollegin Kamm, zunächst einmal muss ich
sagen, dass keine politische Gruppierung bei diesem
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Thema ignorant war, sondern alle haben sachlich dis-
kutiert. Das sollten wir feststellen.

Zweitens hat Herr Kollege Dr. Bernhard nicht gesagt,
dass die Bayerische Bauordnung nur sicherheitsrecht-
liche Regelungen enthält. Das haben Sie missver-
standen. Das hat Kollege Bernhard so nicht zum Aus-
druck gebracht.

Es ist hier viel geredet worden. Mir ist es wichtig,
deutlich zu machen, dass die Probleme gelöst sind,
liebe Frau Kollegin Kamm. Über die Stellplätze für
Fahrräder brauchen wir nicht weiter zu diskutieren.
Jeder Kommune ist es jetzt schon möglich, für Fahr-
radstellplätze Regelungen zu schaffen. Wenn in Ihrer
Heimatstadt oder Ihrer Heimatgemeinde das Abstel-
len von Fahrrädern unschöne Züge annimmt, kann
die Kommune jetzt schon handeln. Dafür brauchen
wir keine Änderungen am Gesetz.

Die Forderung nach einem sparsamen Umgang mit
Boden, Wasser und Energie ist im Ansatz richtig und
kann voll und ganz unterstützt werden. Ihrem Antrag
kann man aber nicht zustimmen, weil er nicht präzise
genug ist. Es wird nichts darüber ausgesagt, wo, wie
und wann gespart werden kann. Formulieren Sie das
bitte im Detail.

Zum Dritten. Die Vermeidung und Verwertung von
Bauabfällen und Bodenaushub sind im Kreislaufwirt-
schaftsgesetz und im Baugesetzbuch geregelt.

Als nächsten Punkt haben Sie die Abstandsflächen
angesprochen. Darüber haben wir im letzten Jahr dis-
kutiert. Den Kollegen Wörner kann ich jetzt nicht
sehen, aber vielleicht kann man es ihm ausrichten.
Zurzeit sind keine Probleme bekannt. Anhängig sind
noch zivilgerichtliche Verfahren. Deswegen wurde das
Ausführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuch im
Hinblick auf das nachträgliche Anbringen von Wärme-
dämmung geändert. Seit dieses Gesetz besteht, hat
sich die Situation entschärft. Jetzt gibt es keine größe-
ren Probleme mehr. Auch dafür brauchen wir keine
Änderung.

Zuletzt haben Sie noch die Anordnung und Gestal-
tung von Gebäuden angesprochen. Das ist Planungs-
recht. In das Planungsrecht sollten wir als Staat nicht
eingreifen. Auch die Verwendung der Stellplatzablöse
ist bereits geregelt. Ich will nicht näher darauf einge-
hen. Eine geringere Anzahl von Stellplätzen bei Woh-
nungen mit weniger Autos ist jetzt schon möglich. Der
achte Punkt waren Satzungsermächtigungen. Dazu
sollten die Regelungen in einem Gesetzentwurf präzi-
siert werden. Das ist hier nicht der Fall.

Aufgrund dieser Aussagen, die ich noch einmal so
scharf formulieren wollte, kann diesem Gesetzentwurf
nicht zugestimmt werden.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde: Weitere Wort-
meldungen liegen mir nicht vor. Damit ist die Ausspra-
che geschlossen. Im Einvernehmen mit dem Ältesten-
rat schlage ich vor, den Gesetzentwurf dem
Ausschuss für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und
Technologie als federführendem Ausschuss zu über-
weisen. Besteht damit Einverständnis? - Dagegen gibt
es keinen Widerspruch. Dann ist es so beschlossen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 2 b:

Gesetzentwurf der Abgeordneten Margarete
Bause, Dr. Martin Runge, Ulrike Gote u. a. und
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
zur Umsetzung der Schuldenregelung des
Grundgesetzes in Bayern (Drs. 16/13206)
- Erste Lesung -

Der Gesetzentwurf wird vonseiten der Antragsteller
begründet. Es kommt Frau Claudia Stamm von den
GRÜNEN zum Mikrofon.

Claudia Stamm (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Habe
ich jetzt zehn Minuten?

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde: Für die Begrün-
dung und die Aussprache.

Claudia Stamm (GRÜNE): Gut, für Begründung und
Aussprache.

Die Verfassung ist zu wichtig, um sie mit unnöti-
ger Symbolgesetzgebung zu belasten. Es macht
daher

- und hier entfremde ich das Zitat minimal -

keinen Sinn, bundesrechtlich entschiedene oder
zu entscheidende Fragen auf der Ebene der Lan-
desverfassung zu verankern.

Lieber Kollege Schmid - jetzt ist er leider nicht da,
aber Sie können es ihm ausrichten, Herr Kollege
König -, das sind nicht etwa halbherzige Worte eines
GRÜNEN, wie Sie uns gestern betitelt haben, son-
dern dieses Zitat stammt von Professor Dr. Peter
Huber, seines Zeichens Verfassungsrichter. Er hat
diese Sätze anlässlich der Verleihung der Verfas-
sungsmedaille im letzten Jahr in München gesagt.
Das waren seine Worte im Allgemeinen. Jetzt könnten
Sie oder die selbsternannte Lokomotive FDP sagen,
die Schuldenbremse sei so wichtig, dass sie unbe-
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dingt in der Bayerischen Verfassung verankert wer-
den müsse. Dazu zitiere ich Professor Huber weiter:

Vor diesem Hintergrund sollte man sich gut über-
legen, ob man die grundgesetzliche Schulden-
bremse, die ja auch für die Länder bindend ist,
auf Landesebene noch einmal wiederholt.

Ich kürze das Zitat ab:

Was ist damit gewonnen und warum riskiert man,
dass Bundesverfassungsgericht und Landesver-
fassungsgerichte zu unterschiedlichen Beurtei-
lungen in dieser Sache kommen?

Eine Verankerung in der Bayerischen Verfassung ist
also nicht nur überflüssig, sondern es sprechen auch
gewichtige inhaltliche Gründe dagegen. Anders aus-
gedrückt: Das Grundgesetz gilt auch in Bayern, auch
wenn es manche nicht wahrhaben wollen.

(Beifall bei den GRÜNEN - Alexander König
(CSU): Blödsinn!)

Ich habe sowohl im Ausschuss als auch hier im Ple-
num betont: Es braucht klare Regeln für den Umgang
mit der Schuldenbremse, die im Grundgesetz veran-
kert ist. Nur so können die im Grundgesetz genannten
Ausnahmen von der Schuldenbremse sinnvoll ange-
wandt werden. Bayern hat dazu bisher noch nichts
gemacht. So viel zur Lokomotive FDP.

Sehr geehrter Herr Kollege Klein, ich habe lebhaft
versucht, Sie mir bildlich als Lokomotive vorzustellen.
In Ihrer Pressemitteilung von gestern hieß es, die
GRÜNEN sprängen viel zu spät auf einen bereits mit
Vollgas fahrenden Zug auf, dessen Lokomotive schon
lange die FDP ist. Fakt ist: Sie reden, wir haben ge-
handelt und einen Gesetzentwurf vorgelegt.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vor allem sieht man, wie wenig etwas vorangeht,
wenn die FDP Vollgas gibt. Andere Bundesländer
haben ihre Gesetzgebung in Sachen Schuldenbremse
längst abgeschlossen. In Bayern fährt die FDP Voll-
gas, aber es gibt noch nicht einmal einen Gesetzent-
wurf. Übrigens haben moderne Züge keine Lok mehr,
sondern einen auf alle Wagen verteilten Antrieb.

(Karsten Klein (FDP): Dann fahren Sie aber nur
selten mit dem Zug!)

Was beinhaltet unser Gesetzentwurf? - Mit unserem
Gesetzentwurf schreiben wir die im Grundgesetz ver-
ankerte Schuldenbremse in der Bayerischen Haus-
haltsordnung fest. Danach ist der Staatshaushalt ab
dem Jahr 2020 grundsätzlich ohne Neuverschuldung

auszugleichen. Ausnahmen kann es, wie im Grundge-
setz festgeschrieben, zum Ausgleich konjunktureller
Schwankungen und in außergewöhnlichen Notsituati-
onen geben. Genaueres regeln wir in Artikel 3 des
Ausführungsgesetzes zu Artikel 18 der Bayerischen
Haushaltsordnung. Dort können Sie es nachlesen.

Was sind die Ziele des Gesetzentwurfs? - Erstens
wollen wir einen dauerhaften Anstieg der Schulden
des Freistaats Bayern vermeiden. Die Schuldenbrem-
se sieht vor, dass neue Schulden konjunkturgerecht
getilgt werden müssen. Das gilt auch für Schulden,
die aufgrund einer Notlage gemacht wurden. Das
beste Beispiel hierfür sind die Schulden, die für die
Rettung der BayernLB im Jahre 2008 aufgenommen
wurden. Hätte die Schuldenbremse schon im
Jahr 2008 gegolten, dann könnte sich die Staatsregie-
rung nicht mehr um einen Tilgungsplan für die Schul-
den herumdrücken, wie sie das noch immer tut.

(Alexander König (CSU): Dann wären Landes-
bank und Sparkassen pleite gegangen!)

Zweitens: Wir wollen Schlupflöcher schließen. Die bis-
herige Regelung im Grundgesetz, dass die Neuver-
schuldung nicht höher sein darf als die Summe der In-
vestitionen, ist im Grunde nicht eingehalten worden.
Das heißt, die Ausnahme - Störung des gesamtwirt-
schaftlichen Gleichgewichts - wurde deutlich überstra-
paziert. Bestes Beispiel, oft zitiert, ist die Zuführung
zum Pensionsfonds. Da sticht das neuere Haushalts-
gesetz das alte. Es hat nicht gestimmt, dass eine Stö-
rung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts vor-
gelegen hat. Die Behauptung wurde aber als
Begründung benutzt, um den Pensionsfonds nicht
mehr zu bedienen.

(Volkmar Halbleib (SPD): Deshalb wäre eine Re-
gelung in der Verfassung nicht schlecht!)

Wann und wie kann die Schuldenbremse nur funktio-
nieren? - Fundamental für ihr Funktionieren ist ers-
tens eine Aufgabenkritik des Staates. Was ist die Auf-
gabe des Staates, und was soll dauerhaft finanziert
werden? - Zweitens kommt nach dieser Aufgabenkri-
tik eine darauf aufbauende bedarfsgerechte Personal-
planung und kein Geschacher, wie wir das bei der
Aufstellung des Haushaltes gerade wieder erlebt
haben, als es um die Personalstellen ging. Drittens ist
für ausreichende Einnahmen zu sorgen. Das ist aber
genau das Gegenteil von dem, was Schwarz-Gelb
hier und besonders in Berlin getan hat. Berlin ist
hauptsächlich für die Einnahmenseite zuständig, also
für die Steuergesetzgebung. Hier tut Schwarz-Gelb
aber genau das Gegenteil. Viertens wird eine Reform
des Länderfinanzausgleichs mit einem Konzept benö-
tigt, nicht die allwöchentlich in den Raum gestellte
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Drohung, so wie das jetzt der Fall ist, mit einer Klage
nach dem Motto: Wöchentlich grüßt das Murmeltier.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ich sage es noch einmal klar und deutlich zum
Schluss: Unser Ausführungsgesetz zeigt, dass wir
wieder einmal wie schon beim Länderfinanzausgleich
die einzige Fraktion sind, die ein Konzept vorgelegt
hat: Wir handeln, statt zu reden.

(Volkmar Halbleib (SPD): Bloß welches? - Zuruf
des Abgeordneten Karsten Klein (FDP))

- Haben Sie sich unser Gesetz schon einmal angese-
hen, Herr Kollege Klein?

(Karsten Klein (FDP): Vorgelegt wurde nichts!)

- Offenbar nicht. Eine Verankerung in der Bayerischen
Verfassung ist überflüssig. Unser Gesetz, das Ausfüh-
rungsgesetz, ist kein Blankoscheck fürs Schuldenma-
chen. Es enthält vielmehr den Zwang zum Zurückzah-
len von gemachten Schulden.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde: Nächster Red-
ner in der Debatte ist Alexander König für die CSU-
Fraktion. Bitte schön.

Alexander König (CSU): Herr Präsident, Kolleginnen
und Kollegen! Mit dem Gesetzentwurf zeigt die Frak-
tion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN wieder ein-
mal in vielerlei Hinsicht ihr wahres Gesicht.

(Lachen der Abgeordneten Margarete Bause
(GRÜNE))

- Frau Bause, es wird ganz deutlich, dass es wieder
einmal nicht um die Sache geht. Den GRÜNEN geht
es vielmehr um den schnellen schaustellerischen poli-
tischen Erfolg.

(Beifall bei der CSU)

Warum ist das so? - Nachdem wir uns mit unserem
Koalitionspartner unterhalten haben, wie und welche
Rechtsqualität die im Grundgesetz enthaltene Schul-
denbremse hat und ob sie in Bayern in der Verfas-
sung verankert werden soll, hat unser Fraktionsvorsit-
zender Georg Schmid vor zwei Wochen alle
Fraktionen des bayerischen Parlaments von unseren
Vorstellungen informiert, und zwar über mehrere nach
unserer Auffassung mögliche Verfassungsänderun-
gen - unter anderem auch darüber, dass wir es uns
gut vorstellen könnten - vorausgesetzt, es gäbe dafür
eine Mehrheit, denn wir brauchen dafür eine Zweidrit-
telmehrheit und dann die Zustimmung des Volkes -,

die Schuldenbremse des Grundgesetzes in einer ver-
schärften Form in Artikel 82 der Bayerischen Verfas-
sung einzufügen. Dieser Vorschlag wurde von uns
den anderen Fraktionen vorgetragen. Wie damit um-
gegangen wurde, ist ganz typisch. Frau Kollegin
Bause, was machen die GRÜNEN? - Wir hätten er-
wartet, dass wir eine Antwort bekommen, was Sie
sich dazu vorstellen könnten. Die GRÜNEN hätten
antworten können, so wie wir das auch von den ande-
ren Fraktion noch erwarten, ob sie dafür sind, und
wenn nicht, warum nicht. Doch das war nicht der Fall.
Vielmehr strebt man den schnellen, schaustelleri-
schen, politischen Erfolg an, indem man rasch einen
Gesetzentwurf strickt, da man absehen kann, dass
dieser, wie alle anderen Gesetzentwürfe der GRÜ-
NEN auch, die bislang in diesem Haus eingebracht
wurden, keine Mehrheit finden wird.

(Prof. Dr. Georg Barfuß (FDP): Genau!)

Das ist politische Schaustellerei und sonst nichts.

(Beifall bei der CSU und der FDP - Unruhe bei
den GRÜNEN)

Nun zu Ihrem Vorwurf - -

(Zurufe von den GRÜNEN)

- Ich habe Ihnen zugehört, und ich empfehle Ihnen bei
jeder Rede, auch erst einmal zuzuhören. Ich komme
zu Ihrem Vorwurf, es würde sich um eine Symbolge-
setzgebung handeln, wenn man die Schuldenbremse
des Grundgesetzes in die Bayerische Verfassung in
Artikel 82 hineinschreiben würde. Wir könnten uns
das vorstellen. Nun muss ich Sie schon fragen: Was
ist das anderes, wenn Sie genau dieselbe Schulden-
bremse - so steht es in Ihrem Gesetzentwurf - in Arti-
kel 18 der Bayerischen Haushaltsordnung schreiben
wollen? Ist das dann keine Symbolgesetzgebung?

(Claudia Stamm (GRÜNE): Haben Sie sich schon
einmal mit unserem Gesetzentwurf auseinander-
gesetzt? Das sollten Sie einmal tun!)

- Nein, Sie sollten sich damit einmal auseinanderset-
zen. Auch an diesem Beispiel wird wieder einmal
deutlich, dass Sie hier völlig falsch liegen und auf dem
falschen Dampfer sind.

Es wird auch wieder einmal deutlich, Frau Kollegin
Stamm, dass die Fraktion des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN im Allgemeinen und Sie im Besonde-
ren ein völlig anders Staatsverständnis haben als wir.
Sie haben ein völlig anderes Verständnis davon, was
uns der Freistaat Bayern als Staat, als Freistaat wert
ist, und wie wir damit umgehen. Aus unserer Sicht ist
die Bayerische Verfassung kein Märchenbuch, das
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überflüssig ist, so wie es mir in den Ohren klingt,
wenn ich Sie hier reden höre. Die Bayerische Verfas-
sung ist Ausdruck unserer bayerischen Staatlichkeit.
Es gehört deshalb selbstverständlich dazu, dass
Grundsätze wie beispielsweise der einer Schulden-
bremse in diese Bayerische Verfassung Eingang fin-
den sollten. Darum werben wir derzeit hier im Hause.
Wir haben dafür nicht die qualifizierte Mehrheit. Be-
kanntlich braucht man dafür eine Zweidrittelmehrheit.
Wir hätten uns wirklich sehr gewünscht, dass über
diese Frage zunächst einmal eine vernünftige, sach-
orientierte Diskussion geführt wird und das Thema
nicht von Anfang an von den GRÜNEN, von wem
auch sonst, durch einen Gesetzentwurf torpediert
wird, von dem man sehr wohl weiß, dass er keine
Mehrheit finden wird. Gleichzeitig will man mit diesem
Gesetzentwurf die anderen Fraktionen anstacheln.
Das ist keineswegs ein Weg, den man beschreiten
sollte.

Die Beratung in den Ausschüssen folgt wie immer.
Wir haben jetzt und hier die Erste Lesung. Das Ergeb-
nis dürfte aber schon feststehen. Was die Beratung
vielleicht erbringen könnte, ist - das würde ich mir
wünschen, und darum bitte ich Sie auch herzlich -,
dass Sie noch einmal in sich gehen und überlegen, ob
es nicht vielleicht doch sinnvoll sein könnte, entspre-
chend unserem Staatsverständnis, unserer Identität
und unserem Verhältnis zum Freistaat Bayern Dinge,
die wesentlich sind - wie die Schuldenbremse -, in die
Bayerische Verfassung hineinzuschreiben. Anschlie-
ßend könnten wir darüber diskutieren, ob es noch
eines Ausführungsgesetzes dazu bedarf oder nicht.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde: Für die SPD-
Fraktion hat jetzt Herr Kollege Volkmar Halbleib das
Wort. Bitte schön.

Volkmar Halbleib (SPD): Herr Präsident, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Ein gewisses emotionales Ver-
ständnis habe ich für den Gesetzentwurf der GRÜ-
NEN durchaus. Herr Kollege König, es ist schon so:
Eine Verfassungsänderung, die der Bayerische Minis-
terpräsident und CSU-Vorsitzende erstmals beim Poli-
tischen Aschermittwoch in Passau verkündet, ist so
eine Sache. Da müssen Sie sich in Fragen des
Staats- und Verfassungsverständnisses schon einmal
an die eigene Nase fassen.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Sie hätten durchaus einräumen können, dass es
keine gute Idee war, die Debatte dort beginnen zu las-
sen.

Der Verfassungstext, der von Ihnen vorgelegt wurde,
lässt viele Fragen offen. Ich denke, das werden wir
auch im Gespräch und der Antwort, die Sie avisiert
haben, noch zum Ausdruck bringen.

Ich kann mir die politische Bemerkung nicht ersparen:
Diejenigen, die für die größte Nettoneuverschuldung
im Freistaat Bayern in den letzten Jahren verantwort-
lich sind, stellen sich hier als Gralshüter der Schul-
denbremse hin. So geht das schon gleich gar nicht.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN - Alexan-
der König (CSU): Das ist Unsinn! Wollten Sie die
Sparkassen und die Landesbank pleite gehen
lassen? Wollten Sie das?)

Ich stelle fest, wir haben mit zehn Milliarden Nettoneu-
verschuldung die höchste Neuverschuldung in der
Geschichte des Freistaats Bayern. Das war unter die-
ser Staatsregierung; das ist eine nüchterne Feststel-
lung.

Nun zum Gesetzentwurf selbst. Es stellt sich die
Grundsatzfrage, wie die Schuldenbremse des Grund-
gesetzes im Freistaat Bayern umgesetzt wird. Dass
wir eine Umsetzungsregelung brauchen, ist unstrittig.
Die Frage ist nun: Brauchen wir eine verfassungs-
rechtliche Regelung? Ist es sinnvoll, eine solche zu
entwickeln? Welche einfache gesetzliche Regelung
brauchen wir? Ich glaube, dass die GRÜNEN bei nä-
herem Nachdenken die Chance noch einmal betrach-
ten sollten, und zwar in Gesprächen und Verhandlun-
gen mit der CSU-Fraktion und der FDP-Fraktion,
gemeinsam mit den Sozialdemokraten. Dazu gehören
auch drei Aspekte, die zwar von der CSU und der
FDP nicht in den Vordergrund gestellt werden, aber
ganz zentral sind, wenn es um die Umsetzung der
Schuldenbremse im Freistaat geht. Insbesondere
muss bei einer verfassungsrechtlichen Regelung end-
lich deutlich gemacht werden, dass der Freistaat und
seine Organe - der Landtag und die Staatsregierung
bei ihrer Beschlussfassung im Bundesrat - auch die
Verpflichtung haben - und der würde ich durchaus
verfassungsrechtlichen Rang zuweisen -, die Einnah-
men zu sichern, damit Schwarz-Gelb auf Bundesebe-
ne nicht mehr die Einnahmen der Bundesländer in
Frage stellt und, wie beim Wachstumsbeschleuni-
gungsgesetz, nach unten fährt. Da hätten wir ganz
konkret eine Chance, in Gesprächen mit der CSU und
der FDP darüber zu verhandeln, ob eine solche Rege-
lung in der Bayerischen Verfassung Sinn hätte.

Zweitens. Wir wollen auch keine Schuldenbremse -
das sagen wir ganz deutlich - in der Bayerischen Ver-
fassung zulasten der Kommunen in Bayern. Es wäre
eine relativ einfache Lösung, auf Landesebene klare
Grundsätze zu formulieren und finanzielle Lasten
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nach unten zu schieben. Nein, wir wollen die Angebo-
te der CSU und der FDP - wir nehmen Sie da beim
Wort - nutzen, um eine klare Regelung für die baye-
rischen Kommunen zu finden und für sie einen
Schutzschirm in der Bayerischen Verfassung aufzu-
spannen. Es würde sich lohnen, gemeinsam mit den
Kolleginnen und Kollegen der GRÜNEN dafür zu
kämpfen.

(Beifall bei der SPD)

Drittens. Wir haben in inhaltlicher Übereinstimmung
immer wieder darüber diskutiert, dass im Freistaat
Bayern eine versteckte Verschuldung dadurch ent-
steht, dass wir zu wenig in die Substanzerhaltung der
Straßen und der staatlichen Gebäude investieren.
Meine Fraktion möchte mit einer Verfassungsände-
rung auch endlich einmal regeln, dass der Erhalt des
Grundstockvermögens eng mit der Schuldenbremse
verknüpft wird; denn wir wollen nicht nur keine offene,
sondern auch keine versteckte Verschuldung. Hier
sehen wir eine Chance, so etwas in Gesprächen
durchzusetzen. Wir sollten uns zumindest gemeinsam
diese Chance geben. Wir werden uns das Ergebnis
sehr genau anschauen und dann entscheiden, ob un-
sere Vorstellungen - Einnahmeverantwortung, Absi-
cherung der Kommunen und Erhalt des Grundstock-
vermögens - ausreichend berücksichtigt sind. Dann
werden wir unsere Entscheidung treffen. Das ist ein
vernünftiger Weg, um an diese Verfassungsänderung
und dieses Thema heranzugehen.

Der Gesetzentwurf kann erst dann vernünftig beraten
werden, wenn die Grundfrage zur Verfassungsände-
rung zwischen den Landtagsfraktionen geklärt ist. Ich
hoffe, dass das auch unter Beteiligung der GRÜNEN
geschieht. Der Gesetzentwurf ist handwerklich auf
den ersten Blick durchaus brauchbar, wenn die
Grundsatzfrage geklärt ist. Er dürfte sich allerdings-
auch das ist ein Punkt, über den man nachdenken
sollte - wenig vom Entwurf eines derartigen Gesetzes
aus dem Finanzministerium unterscheiden. Daher
weiß ich nicht, wo die politische Aussage ist, vielleicht
sind mir aber manche Subtilitäten entgangen.

In Artikel 18 Absatz 3 Satz 2 der Bayerischen Haus-
haltsordnung wollen die GRÜNEN durch ihren Ge-
setzentwurf hineinschreiben, dass ein solcher Be-
schluss - nämlich Abkehr von der Nullverschuldung -
einer Zweidrittelmehrheit der Mitgliederzahl des
Landtags bedarf. Das ist genau die Mehrheit, die für
eine Verfassungsänderung erforderlich ist. Spannend
ist der Aspekt, dass ein solches Beschlusserfordernis
durch die Zweidrittelmehrheit dann mit einfacher
Mehrheit durch den Gesetzgeber wieder geändert
werden kann. Das sind schon Grundsatz- und Detail-

fragen, über die auch die GRÜNEN nachdenken
könnten.

Wir werden mit Sicherheit auf den Gesetzentwurf zu-
rückkommen, aber zunächst muss die Frage einer
vernünftigen Regelung in der Bayerischen Verfassung
geklärt werden. Wir sind dazu bereit, wenn CSU und
FDP auch den vernünftigen Belangen der Kommu-
nen, der Einnahmesicherung und der Verantwortung
für das Grundstockvermögen gerecht werden.

(Beifall bei der SPD)

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde: Vielen Dank,
Herr Kollege. Für die FREIEN WÄHLER hat nun Kol-
lege Mannfred Pointner das Wort, bitte schön.

Mannfred Pointner (FREIE WÄHLER): Herr Präsi-
dent, liebe Kolleginnen und Kollegen! An der Notwen-
digkeit einer Regelung, ob nun einfachgesetzlich oder
in der Verfassung, besteht wohl kein Zweifel, weil wir
Spielräume zur Aufnahme von Krediten in Rezessio-
nen oder bei außergewöhnlichen Notsituationen brau-
chen, damit wir den Staat handlungsfähig erhalten.
Ohne eine Neuregelung in diesem Sinne würde für
Bayern ab 2020 ein absolutes Nettoneuverschul-
dungsverbot nach Artikel 109 Absatz 3 des Grundge-
setzes gelten. Wir müssen von der Ausnahmemög-
lichkeit in Artikel 109 Absatz 3 Satz 5 Gebrauch
machen; die Frage ist nur, ob das durch eine einfach-
gesetzliche Regelung oder durch eine Verfassungs-
änderung geschehen soll. Der bisherige Artikel 82
Satz 2 der Bayerischen Verfassung wird dann nicht
mehr anwendbar sein. Er ist schon gar nicht mehr an-
wendbar, weil Artikel 109 des Grundgesetzes vorgeht.
Diese Ausführungsbestimmung muss aber nicht un-
bedingt per Verfassungsänderung erlassen werden,
sondern das ist sicher auch durch eine einfachgesetz-
liche Regelung möglich. In der Bayerischen Verfas-
sung gibt es verschiedene Artikel, die durch Bundes-
recht verdrängt worden sind. Wir müssten die einmal
bereinigen und die Verfassung daraufhin genau an-
schauen.

Wir von den FREIEN WÄHLERN verschließen uns
einer Verfassungsregelung zur Schuldenbremse
nicht. Allerdings wollen wir, ähnlich wie die SPD, ver-
schiedene Dinge mit geregelt haben. Wir sind uns
einig bei der Schaffung von gleichwertigen Lebensbe-
dingungen. Ebenso wie Kollege Halbleib möchte ich
die Situation der Kommunen hier einbeziehen, weil
die Kommunen in der Frage, wie sie finanziert werden
können, vom Bund und von den Ländern abhängig
sind. In meinen Augen wird man, auch wenn das in
der Verfassung steht, wohl ein Ausführungsgesetz
brauchen, ähnlich dem jetzigen Ausführungsgesetz
zum Artikel 115 des Grundgesetzes, weil die Verfas-
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sung sonst mit Detailregelungen überfrachtet würde.
Deshalb sollte man sich jetzt schon über mögliche
Regelungen in diesem Ausführungsgesetz unterhal-
ten.

Der Gesetzentwurf der GRÜNEN enthält einige Punk-
te, über die man durchaus diskutieren könnte, zum
Beispiel den Hinweis auf Public-Private-Partnership-
Projekte. Wir begrüßen es, wenn das angemessen er-
fasst wird. Dies dient einer weiteren Einschränkung
der Gestaltungsräume.

Die erforderliche Zweidrittelmehrheit wurde schon an-
gesprochen. Auch das sehen wir natürlich sehr kri-
tisch. Wir erkennen keinen Sinn darin, eine Zweidrit-
telmehrheit ins Gesetz zu schreiben, wenn das
Haushaltsgesetz mit einfacher Mehrheit geändert wer-
den kann.

Als weiteren Punkt nenne ich das Verfahren zur Er-
mittlung der konjunkturellen Normallage. Das soll ir-
gendwie durch Verordnung geregelt und wissen-
schaftlich begleitet werden. Uns wäre sehr wichtig,
dass diese Regelung anwendbar und nicht zu auf-
wendig ist. Man sollte sich hier an Regelungen des
Bundes und anderer Länder anlehnen.

Die Bestimmung zum Inkrafttreten hat mich auch
etwas überrascht. Sie sagen, das Gesetz soll gleich in
Kraft treten, aber die bisherige Regelung soll bis 2020
gelten. Meines Erachtens ist kaum einzusehen,
warum in der Zwischenzeit von der Neuregelung ab-
gewichen werden darf, nachdem Bayerns Haushalt
jetzt strukturell weitgehend ausgeglichen ist. Das
stimmt zwar in einigen Punkten nicht so ganz - ich
denke dabei an die Einrechnung des Bau- und Stra-
ßenunterhalts -, aber er sollte auf jeden Fall 2020
nach wie vor strukturell ausgeglichen sein.

Wir werden das Gesetz im Ausschuss diskutieren.
Wenn wir uns darauf einigen können, dass wir die
Verfassung bei Berücksichtigung der verschiedenen
Unterpunkte ändern, dann ist der Gesetzentwurf hin-
fällig. Wir werden uns dann bei einem eventuell not-
wendig werdenden Ausführungsgesetz wieder über
das Thema unterhalten.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde: Vielen Dank,
Herr Kollege. Für die FDP-Fraktion hat nun Kollege
Karsten Klein das Wort, bitte schön.

Karsten Klein (FDP): Sehr geehrter Herr Präsident,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Lokomotive ist
am Redepult.

(Beifall bei der FDP - Florian Streibl (FREIE
WÄHLER): Das Zugpferd!)

Ich will das Verbindende an den Anfang stellen. Frau
Kollegin Stamm, wir sind uns im inhaltlichen Anliegen
einig. Das ist schon mal etwas Positives, und das soll-
te man gerade kurz vor der Sommerpause herausstel-
len. Wir sind aber dezidiert der Meinung, dass der
Weg, den Sie vorschlagen, völlig falsch ist. Für uns
muss dieses Thema in der Verfassung geregelt sein.
Dort gehört das Thema Schuldenbremse hin, an kei-
nen anderen Ort. Deshalb springt Ihr Vorschlag einer
Gesetzesänderung viel zu kurz.

Wir stehen mit dieser Auffassung übrigens nicht allei-
ne. Sie haben auch jemanden zitiert, der Ihre Mei-
nung unterstützt. Ich darf Sie aber darauf hinweisen,
dass der Bund der Steuerzahler fordert, dass dieses
Thema in die Bayerische Verfassung kommt. Auch
der Oberste Rechnungshof fordert in jedem Jahresbe-
richt eine Verfassungsänderung, nicht nur ein einfa-
ches Gesetz. Ihre Kollegen in Baden-Württemberg
haben den gleichen Weg eingeschlagen. Sie haben
ein Gutachten in Auftrag gegeben. Dieses Gutachten
vom 31. Mai 2011 - also hochaktuell - kommt zu dem
Schluss, dass hier eine Verfassungsänderung erfol-
gen und nicht nur ein einfacher Gesetzentwurf vorge-
legt werden sollte.

Sie werfen der CSU und der FDP Symbolpolitik vor.
Deshalb möchte ich Sie fragen, welche Politik Ihre
Kolleginnen und Kollegen in Baden-Württemberg be-
treiben. Damit will ich es an dieser Stelle bewenden
lassen.

(Beifall bei der FDP)

Für uns ist klar, dass es hier um eine wichtige Verein-
barung geht. Das ist ein Teil des Gesellschaftsver-
trags zwischen den Generationen. Deshalb muss die-
ses Thema in der Verfassung geregelt sein. Herr
Kollege Pointner hat im Übrigen schon auf die Proble-
matik hingewiesen: Sollten wir die Verfassung an die-
ser Stelle nicht ändern, haben wir ein Problem mit der
bestehenden Formulierung in der Bayerischen Verfas-
sung zum Grundgesetz. Auf diese Frage haben Sie
bisher auch noch keine Antwort gegeben. Wir sind der
Meinung, dass der aktuelle Passus so nicht stehen
bleiben kann.

Ich möchte auch etwas zum Ablauf sagen, weil Sie
darüber offensichtlich schlecht informiert sind. Die
FDP-Fraktion verfolgt dieses Anliegen und hat bereits
seit Ende 2010 einen fertigen Entwurf, der Ihrer Frak-
tion im Sommer 2011 zugegangen ist. Deshalb ist es
unfair, wenn Sie von dieser Stelle aus behaupten, wir
hätten noch nichts getan. Es hat halt mit den Kollegen
der CSU - das habe ich an dieser Stelle schon öfter
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betont - etwas länger gedauert, eineinhalb Jahre, bis
wir einen Kompromiss gefunden haben. Deshalb bin
ich dankbar dafür, dass der Ministerpräsident am
Aschermittwoch unsere und meine Meinung mitgetra-
gen hat. Deshalb sind wir jetzt zu einer Lösung ge-
kommen, die Herr Fraktionsvorsitzender Schmid und
Herr Fraktionsvorsitzender Hacker gemeinsam den
Fraktionen vorgestellt haben. Auch das soll an dieser
Stelle erwähnt werden.

Ich begrüße ausdrücklich die Gesprächsbereitschaft,
die zumindest die SPD und die FREIEN WÄHLER
signalisiert haben. Wir müssen sicher über viele The-
men diskutieren. Wir haben auch schon Vorschläge
zum Thema Kommunen gemacht. Ich bin der Mei-
nung, wir brauchen einen fairen und objektiven Um-
gang. Deshalb sollten die Kommunen mit einem fes-
ten prozentualen Anteil an unserem
Steueraufkommen beteiligt werden. Dann ist die Dis-
kussion, dass wir uns auf Kosten der Kommunen ent-
schuldeten oder eine Schuldenbremse einführten,
nach meiner Meinung vom Tisch.

Noch ein paar inhaltliche Punkte zu dem Antrag der
GRÜNEN: Herr Kollege Halbleib hat bereits auf die
gegensätzliche Beschreibung im Gesetzentwurf zu
den Notsituationen hingewiesen. Einerseits wollen Sie
keine Verfassungsänderung mit Zweidrittelmehrheit in
diesem Haus und mit Zweidrittelmehrheit in der Bevöl-
kerung, andererseits wollen Sie aber für einen Teil
Ihres Gesetzentwurfs immer wieder eine Zweidrittel-
mehrheit hier im Parlament. Das finde ich nicht be-
sonders konsequent und logisch. Bei Notsituationen
sind wir der Meinung: Wenn in der Verfassung eine
Regelung mit zwei Zweidrittelmehrheiten steht, soll
dieses Haus auch mit einfacher Mehrheit handlungs-
fähig sein.

Ein zweiter Punkt, den Sie einbringen, ist die Konto-
führung. Das ist grundsätzlich ein guter Gedanke,
aber den negativen Saldo müssen wir kritisch hinter-
fragen; denn Nordrhein-Westfalen - das kann ich
Ihnen nicht ersparen - hat bereits aktuell im laufenden
Jahr 10 bis 12 %. Hier sehe ich eine Problematik, wie
auch bei den strukturellen Ausgaben. Hier gibt es auf
Bundesebene überhaupt noch keine vereinbarte Defi-
nition. Wir sind dort noch gar nicht soweit. Wir müs-
sen uns auch folgende Frage stellen: Wenn wir in die-
sem Jahr Steuermehreinnahmen generieren, diese in
die Rücklage schieben und im nächsten Jahr, nur mit
diesen Mitteln, ein abgeschlossenes Investitionspro-
gramm finanzieren, ist das dann eine strukturelle Aus-
gabe oder nicht? Das ist noch nicht geklärt und würde
uns im Extremfall verboten werden.

Ich komme zum Schluss und möchte darauf hinwei-
sen: Der Zug fährt dank der FDP mit Volldampf. Wir

freuen uns, dass die GRÜNEN einen Waggon hinten
drangehängt haben. Vielleicht kommen Sie noch auf
den richtigen Dampfer.

(Beifall bei der FDP - Volkmar Halbleib (SPD):
Die richtige Richtung fehlt halt noch!)

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde: Ich darf noch
einmal das Wort an Claudia Stamm vom BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN geben.

Claudia Stamm (GRÜNE): Nur ganz kurz. Sehr ge-
ehrter Herr Kollege Halbleib, die Frage nach der ver-
steckten Verschuldung im Ausführungsgesetz und da-
nach, wie damit umzugehen ist, stellt sich schon bei
den PPP-Projekten, wie das Herr Kollege Pointner an-
gesprochen hat. Diese Projekte sollten den Krediten
gleichgesetzt werden.

Herr Kollege Klein, ich habe die ORH-Berichte auch
gelesen. Ich habe aber in der letzten Diskussion er-
klärt - ich sehe gleichzeitig Herrn Kollegen König an -,
dass ich ein Ausführungsgesetz für ausreichend halte,
weil auch in Bayern das Grundgesetz gilt. Auf dieses
Argument kam zustimmendes Nicken des ORH-Präsi-
denten und Unsicherheit bzw. die Aussage, dass man
sich so etwas vorstellen könnte, von der SPD.

(Volkmar Halbleib (SPD): Darüber brauchen wir
keine Belehrungen! Frau Kollegin, das haben wir
hier durchgekämpft!)

Die Diskussion mit dem Haushaltsausschuss und
dem Obersten Rechnungshof ist für mich noch nicht
abgeschlossen. Das steht im Bericht. Ich habe dann
aber dieses Argument eingeworfen. Darauf wurde
nicht gesagt, das müsse aber sein, sondern nur, dass
man darüber noch diskutieren müsste.

Sehr geehrter Herr Kollege König, es ehrt mich und
uns sehr, dass Sie glauben, dass wir, nachdem wir
einen Zettel von der CSU-Fraktion bekommen haben,
innerhalb von zwei Wochen einen Gesetzentwurf auf
die Beine stellen konnten. Diesen Zettel haben Sie
und nicht wir ins Spiel gebracht, weil er vertraulich
war. Wir sitzen schon länger an diesem Entwurf. Ich
habe sowohl im Ausschuss als auch im Plenum jedes
Mal in der Diskussion über die Schuldenbremse er-
wähnt, dass hier ein einfaches Ausführungsgesetz in
Bayern reichen würde. Wenn Sie der Meinung sind,
dass es hier einer Verfassungsänderung bedürfe,
dann frage ich mich, warum im Jahr 2000 unter Herrn
Minister Faltlhauser das Verbot einer Nettoneuver-
schuldung nicht in der Verfassung verankert, sondern
mit einem einfachen Haushaltsgesetz eingeführt
wurde. Ich frage mich, warum Sie damals anders han-
delten und uns heute Vorwürfe machen.
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(Beifall bei den GRÜNEN)

Ganz kurz zu unserem Staatsverständnis: Die Bayeri-
sche Verfassung ist wunderschön, und sie ist uns hei-
lig. In 66 Jahren wurde sie nur elf Mal verändert. Des-
halb sollte man sich genau überlegen, was man
verändern möchte. Sie haben behauptet, wir wollten
eine Symbol-Gesetzgebung. Ich lese Ihnen gerne
noch einmal das Zitat von Herrn Professor Dr. Peter
M. Huber, Verfassungsrichter, vor: "Die Verfassung ist
zu wichtig, um sie mit unnötiger Symbolgesetzgebung
zu belasten." Ich entfremde jetzt dieses Zitat minimal:
Es macht daher keinen Sinn, bundesrechtlich ent-
schiedene oder zu entscheidende Fragen auf der
Ebene der Landesverfassung zu verankern.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde: Nun darf ich das
Wort an Herrn Staatssekretär Franz Josef Pschierer
für die Bayerische Staatsregierung weitergeben.

Staatssekretär Franz Josef Pschierer (Finanzminis-
terium): Herr Präsident, liebe Kolleginnen, liebe Kolle-
gen! Ich kann mir nur schwer vorstellen, dass dieses
Parlament vor 10, 15 oder 20 Jahren eine solche Dis-
kussion quer über alle Fraktionen hinweg hätte führen
können. Damals war man noch auf einer anderen
Spur unterwegs. Damals waren die Schuldengrenze
und die Schuldenbremse kein Thema. Deshalb begrü-
ße ich es außerordentlich - das ist vielleicht die einzi-
ge positive Erscheinung, die die internationale Finanz-
marktkrise hat -, dass in allen Ländern Europas und in
allen Staaten über dieses Thema sehr kritisch und
konstruktiv diskutiert wird. Dies als erste Vorbemer-
kung.

Meine Damen und Herren, wir sind im Ziel nicht weit
auseinander. Es geht darum, wie wir das Ziel, keine
neuen Schulden aufzunehmen, erreichen wollen. Wol-
len wir es im Rahmen einer Verfassungsänderung ge-
setzlich verankern, oder wollen wir eine einzelgesetz-
liche Regelung, wie sie im Gesetzentwurf des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN vorgeschlagen wird?

Ich möchte kurz rekapitulieren. Diese ganze Diskus-
sion beginnt mit der Frage, wie dies die Bundesregie-
rung geregelt hat. Sie hat eine Regelung in das
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland aufge-
nommen. Ich erlaube mir aber schon den Hinweis,
dass die Blaupause für den Text der Änderung des
Grundgesetzes im Freistaat Bayern liegt. Der Frei-
staat Bayern war im Jahr 2000 das erste Land, das in
seine Haushaltsordnung geschrieben hat, dass künf-
tig ein ausgeglichener Haushalt vorgelegt wird. Meine
Damen und Herren, ich bitte, immer wieder anzuer-
kennen: Das hineinzuschreiben, ist blanke Theorie.
Das Schöne im Freistaat Bayern war, dass wir die

Theorie auch umgesetzt haben. Wir haben sie seit
2006 umgesetzt.

(Volkmar Halbleib (SPD): Was war beim Nach-
tragshaushalt 2008?)

Zum achten und zum neunten Mal gibt es im Freistaat
Bayern einen ausgeglichenen Haushalt.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Herr Kollege Halbleib, ich weiß, dass man das als
SPD nicht gerne hört. Von Ihnen kommt dann immer
der Satz: Wir sind hier in Bayern und müssen nicht
auf andere schauen.

(Volkmar Halbleib (SPD): Wir verlangen nur, dass
Sie bei der Wahrheit bleiben, Herr Staatssekre-
tär!)

Ich sage Ihnen dazu, Herr Halbleib: Wir sind hier zwar
in Bayern, stehen aber im Wettbewerb mit anderen
Bundesländern.

(Volkmar Halbleib (SPD): Sie haben die größte
Nettoneuverschuldung zu verantworten, die wir
hatten!)

Im Wettbewerb mit den anderen 15 Bundesländern
macht dieser Freistaat Bayern die beste und verläss-
lichste Finanzpolitik, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Seit 2006 macht der Freistaat Bayern keine neuen
Schulden.

Ich komme auf ein zweites Thema zu sprechen, das
für Sie genauso wichtig sein sollte. Wir haben nicht
nur das Thema "Keine neuen Schulden" sehr ernst
und sehr wichtig genommen, sondern auch das
Thema Schuldenabbau aufgegriffen. Ich bitte Sie:
Nennen Sie mir ein Bundesland in Deutschland, das
derzeit Schulden zurückbezahlt. - Das ist der Freistaat
Bayern mit einer Milliarde Euro in diesem Jahr und mit
einer weiteren Milliarde Euro in den Haushaltsjah-
ren 2013 und 2014. Mit den zusätzlich eingesparten
Zinsen tilgt der Freistaat Bayern in drei Jahren 10 %
der Schulden, die in 60 Jahren gemacht worden sind.
Das ist einmalig in Deutschland, meine Damen und
Herren.

(Beifall bei der CSU)

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde: Herr Staatssek-
retär, erlauben Sie eine Zwischenfrage?

Staatssekretär Franz Josef Pschierer (Finanzminis-
terium): Nein.
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Das Ergebnis dieser Politik können Sie übrigens auch
an den internationalen Ratings ablesen. Der Freistaat
Bayern hat nach wie vor das beste Rating aller Staa-
ten in ganz Europa. Wir brauchen uns nicht mit den
anderen Bundesländern zu vergleichen; wir können
den Vergleich sogar europaweit machen: Triple A,
Stable Outlook, meine Damen und Herren. Deshalb
habe ich kein Verständnis, Herr Kollege Halbleib,
dass Sie in den Ländern, in denen Sie regieren, ver-
suchen, mit dem Thema gemeinschaftliche Anleihen
von Bund und Ländern das positive Rating des Frei-
staates Bayern im Huckepack-Verfahren für die mise-
rable Finanzpolitik in ihren Ländern zu nutzen, meine
Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Frau Kollegin Stamm, jetzt zu Ihnen. Natürlich kann
man sagen: Wir machen das einzelgesetzlich.

(Volkmar Halbleib (SPD): Ich denke, wir wollen
vernünftige Gespräche im Landtag! Dann sollte
man auch so reden!)

Sie haben aber etwas vergessen, Frau Stamm: Es
gibt den Ländervergleich. Es gibt Länder, die das
schon in der Verfassung haben. Schleswig-Holstein,
Rheinland-Pfalz, Hessen und Mecklenburg-Vorpom-
mern haben das in ihren Länderverfassungen. Die
Länder Bremen, Hamburg, Niedersachsen und Sach-
sen planen die Änderung der Verfassungen und wol-
len die Schuldenbremse in ihre Länderverfassungen
aufnehmen. Es gibt nur zwei Länder, die es bei einer
anderen Regelung belassen wollen, nämlich bei der
Landeshaushaltsordnung: Derzeit sind das Sachsen-
Anhalt und Thüringen. Die überwiegende Mehrzahl
der Länder, 14 Länder, wenn der Freistaat Bayern
einbezogen wird, haben eine solche Regelung entwe-
der schon in der Verfassung oder wollen sie aufneh-
men.

Ich nenne Ihnen einen persönlichen Grund, den ich
sehr ernst nehme. Es ist schon ein Unterschied, ob
ich das in der Landeshaushaltsordnung verankert
habe oder ob ich das Thema "Keine neuen Schulden"
in einen Verfassungsrang hebe. Wir beabsichtigen
damit auch eine Bewusstseinsänderung in diesem
Land. Für eine Verfassungsänderung ist ein Volksent-
scheid erforderlich. Wir wünschen uns auch, dass die-
ses Thema in der breiten Bevölkerung des Freistaates
Bayern verankert wird, weil wir zutiefst davon über-
zeugt sind, dass keine neuen Schulden zu machen
die beste Politik für die nächste Generation ist. Wir
wollen der nächsten Generation Chancen und keine
Schulden hinterlassen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Die Verfassung ist ein hohes, hehres Gut. Sie defi-
niert aber auch immer die Werte für das Zusammenle-
ben nicht nur der jetzigen Generation, sondern auch
der künftigen Generationen. Sie soll nie bestimmte
Werte zur Disposition des Gesetzgebers stellen,
meine Damen und Herren. Deshalb sagen wir: Dieses
Gut "Keine neue Schulden" hat hohen Verfassungs-
rang. Deshalb plädieren wir dafür, es in der Baye-
rischen Verfassung zu verankern.

Letzter Punkt, Frau Kollegin Stamm. Wir brauchen
keine Nachhilfe.

(Claudia Stamm (GRÜNE): Doch!)

Ich will mich gar nicht wiederholen. Ich will auch nicht
alles das aufgreifen, was Kollege Kreuzer schon zu
Recht angemerkt hat. Etwas mehr Selbstkritik von
Ihrer Seite wäre angebracht.

(Beifall bei der CSU)

Schauen Sie einmal über die Grenze nach Baden-
Württemberg. Sie stellen sich hier her und schreien:
Schneller muss es gehen; mehr muss es werden; teu-
rer muss es werden, usw. Was passiert dort drüben,
wenige Kilometer von hier entfernt? - 3 Milliarden
neue Schulden in den Jahren 2013 und 2014, Einspa-
rungen in allen Ressorthaushalten.

(Zuruf von der CSU: Hört! Hört!)

Herr Kollege Halbleib, Sie haben angemerkt, man
könne sich mit der CSU darüber verständigen, wenn
über bestimmte Parameter nochmals diskutiert wird,
beispielsweise über das Thema, wie es denn mit den
Kommunen steht. Ihre Kollegen in Baden-Württem-
berg diskutieren derzeit über die Fortführung eines -
Zitat - Konsolidierungsbeitrages für die baden-würt-
tembergischen Kommunen.

(Volkmar Halbleib (SPD): Das steht aber ganz
woanders!)

Meine Damen und Herren, im Freistaat Bayern sieht
es anders aus: Wir haben den besten kommunalen
Finanzausgleich aller Zeiten mit 7,7 Milliarden Euro.

(Beifall bei der CSU - Zurufe von der SPD)

Deshalb sind Sie besser beraten, in Baden-Württem-
berg, wo Sie regieren, die Dinge geradezurücken.

(Beifall bei der CSU - Volkmar Halbleib (SPD):
Dort ist die kommunale Verschuldung niedriger
als in Bayern, Herr Kollege!)

Ein Weiteres. Auch ich kenne Ihre Anträge: Mehrung
der Personalkosten, Steigerung der Personalkosten
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im Freistaat Bayern. In Baden-Württemberg, Herr Kol-
lege Halbleib und Frau Stamm, sieht es anders aus.
Bayern schafft 1.309 neue Lehrerstellen. In Baden-
Württemberg gibt es die Ankündigung von bis zu
11.000 Stellenkürzungen bei den Lehrern.

(Zuruf von der CSU: Hört! Hört!)

Das fällt natürlich auf einen zurück. Das Zitat "Das
fällt auf einen zurück" stammt nicht vom Finanzstaats-
sekretär des Freistaates Bayern,

(Zahlreiche Zurufe - Unruhe - Glocke des Präsi-
denten)

sondern von Thomas Gehring, Ihrem schulpolitischen
Sprecher. Herr Kollege Halbleib, Ihr Kollege Güller hat
in der "Augsburger Allgemeinen" erklärt: Das passt
nicht in die Landschaft; wir sind darüber nicht erfreut.
Als Bürger von Baden-Württemberg kann man darü-
ber auch nicht erfreut sein, meine Damen und Herren.
Frau Kollegin Stamm, deshalb darf ich mit Entschie-
denheit zurückweisen, wenn Sie sagen, dass hier
Stellengeschacher oder Personalgeschacher betrie-
ben wird. - Nein, das ist eine verlässliche, solide Per-
sonalpolitik zugunsten der bayerischen Schülerinnen
und Schüler, meine Damen und Herren. Sie machen
in Baden-Württemberg das Gegenteil.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Abschließend nenne ich, auch wenn Ihnen das nicht
passt, die Investitionsquoten. In Baden-Württemberg
beträgt sie 9,2 % im Freistaat Bayern 12,4 %. Die
Zinslastquote in Baden-Württemberg liegt bei fast
5 %, in Bayern sinkt sie; wir werden bald eine Quote
von 2 % erreicht haben. Die Pro-Kopf-Verschuldung
bei Ihnen beträgt 5.500 Euro, bei uns 2.500 Euro.

Meine Damen und Herren, Bayern ist mit seiner
Haushalts- und Finanzpolitik vorn. Wir wollen vorne
bleiben. Wir wollen deshalb die Schuldenbremse auch
in die Bayerische Verfassung aufnehmen. Ich plädiere
dafür, den Gesetzentwurf von BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN abzulehnen, appelliere aber auch an
alle Fraktionen des Hohen Hauses, dennoch die Ge-
spräche zu führen.

Herr Halbleib, zum Abschluss: Was die Definitionen
von strukturellem Defizit und Nettokreditaufnahme an-
geht, gibt es tatsächlich viele Punkte, über die man
sich fraktionsübergreifend verständigen kann. Das
Ziel der CSU/FDP-Koalition bleibt aber: Wir wollen
das in der Bayerischen Verfassung verankert haben.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde: Herr Staatssek-
retär, bitte bleiben Sie noch. Wir haben zwei Zwi-
schenbemerkungen. Die erste stammt vom Kollegen
Halbleib seitens der SPD-Fraktion.

Volkmar Halbleib (SPD): Herr Kollege Pschierer,
vielleicht überprüfen Sie selber ihr Gewissen dahin
gehend, ob Ihr heutiger Redebeitrag eine vernünftige
Grundlage für interfraktionelle Gespräche über diesen
Punkt war. Ich glaube nicht.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN - Prof. Dr.
Georg Barfuß (FDP): Ihre Zwischenrufe auch!)

Ich glaube, manche Ihrer Kollegen schätzen das ähn-
lich ein.

Auch für einen Staatssekretär und für ein Mitglied der
Staatsregierung ist es wichtig, bei der Wahrheit zu
bleiben. Fakt ist, dass wir seit 2008 in diesem Frei-
staat Bayern eine Nettoneuverschuldung von 10 Milli-
arden Euro haben und dass dies massiv mit 350 Milli-
onen Euro Zinsen pro Haushaltsjahr zu Buche
schlägt. Das ist zunächst einmal Fakt. Nichts anderes
habe ich gesagt.

Ein weiterer Punkt. Wenn Sie von der Schuldentilgung
reden, sollten Sie schon einräumen, dass Sie das mit
einer Zerschlagung oder massiven Schädigung der
Zukunftsvorsorge finanzieren, auf die sich dieses
Haus einmal geeinigt hat; ich rede von der Zuführung
zum Versorgungsfonds und zur Versorgungsrücklage.
Nach Ihrem Vorschlag werden mindestens 3,3 Milliar-
den Euro aus der Zukunftsvorsorge herausgenom-
men. Damit lassen sich leicht Schulden tilgen. Unter
dem Strich haben Sie damit aber für die Zukunftsvor-
sorge nichts gewonnen. Das wissen Sie selber am
besten.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Ein weiterer Punkt. Sie sprechen Baden-Württemberg
an. Sehen Sie sich einmal die Verschuldungsquote
der Kommunen in Baden-Württemberg und in Bayern
an. Dann werden Ihnen die Augen aufgehen. Als Fi-
nanzstaatssekretär sollten Sie diese Zahlen im Kopf
haben. Die Verschuldungsquote der baden-württem-
bergischen Kommunen ist deutlich niedriger als jene
der bayerischen Kommunen. Das ist alles anhand
einer Auskunft aus dem Innenministerium nachzuwei-
sen. Vielleicht sollten Sie das ab und zu auch einmal
lesen. Im Übrigen wage ich darauf hinzuweisen, dass
die Verbundquote bezogen auf die Steuereinnahmen
in Baden-Württemberg bei 23 % liegt, während sie
sich bei uns von 12,5 % langsam etwas nach oben
kämpft. Das sollten wir ehrlicherweise dazusagen.
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Was die Lehrerstellen anbetrifft, so sollten wir abwar-
ten, bis Ihr Haushaltsentwurf vorliegt. Bisher mussten
wir immer sehr genau hinschauen und haben dann
die wunderbaren kw-Stellen - "künftig wegfallend" -
gefunden. Wenn man das liest, weiß man, was unter
dem Strich steht. Man weiß auch, dass die Rückfüh-
rung der 42- auf die 40-Stunden-Woche zusätzliche
Stellen notwendig macht, ohne dass jedoch draußen
ein Lehrer mehr zur Verfügung steht.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde: Herr Kollege!

Volkmar Halbleib (SPD): Das sind alles Wahlkampf-
reden, die Sie hier halten.

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde: Herr Kollege!

Volkmar Halbleib (SPD): Sie sollten hier einen ver-
nünftigen Ton anschlagen.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Fünfter Vizepräsident Jörg Rohde: Ich weise nur
darauf hin: Das waren sehr großzügig zwei Minuten.
Aber nach dem Überziehen des Staatssekretärs ste-
hen den Fraktionen zusätzliche Redezeiten zu, so-
dass ich das kulant handhabe. - Herr Staatssekretär
zur Erwiderung, bitte.

Staatssekretär Franz Josef Pschierer (Finanzminis-
terium): Herr Kollege Halbleib, ich kenne Sie schon ei-
nige Zeit. Insofern vermag ich gar nicht zu glauben,
dass Sie selber an all das glauben, was Sie soeben
gesagt haben.

(Unruhe bei der SPD und den GRÜNEN)

Erstens: Alle Zahlen, die ich genannt habe, können
Sie überprüfen; die können Sie von unserem Haus
gern auch schriftlich bekommen.

(Volkmar Halbleib (SPD): Die Aussagen dazu
waren falsch!)

Das Zweite: Sie haben die BayernLB angesprochen.
Bei diesen 10 Milliarden Euro handelt es sich um eine
Eigenkapitalunterstützung für die Bayerische Landes-
bank; das wissen auch Sie, das gehört zur Redlichkeit
der Diskussion. Der Freistaat Bayern hat diesen Be-
trag geschultert, obwohl er nur 5 Milliarden Euro hätte
schultern müssen, da ihm die Bank nur zu 50 % ge-
hört hat, meine Damen und Herren.

Deshalb können Sie diese 10 Milliarden Euro nicht
den Staatsschulden hinzurechnen, die in 60 Jahren
aufgebaut worden sind.

(Volkmar Halbleib (SPD): Sie sind im allgemeinen
Haushalt des Freistaates Bayern! - Weiterer
Zuruf von der SPD: Setzen - Sechs!)

Das Dritte: Die bayerischen Kommunen stellen sich,
was den Finanzausgleich angeht, im Vergleich zu
allen anderen Kommunen in Deutschland am besten.
Schauen Sie doch einmal in die Tabellen hinein! Es
geht hier nicht allein um den allgemeinen Steuerver-
bund - da liegen wir bei 12,5 % -, sondern um alle
Steuerverbünde zusammen, das heißt um die Ge-
samtverbundquote. Bezogen darauf liegen wir im
Freistaat Bayern bei weit über 20 %. Sie können sich
doch nicht hier hinstellen und behaupten, die baye-
rischen Kommunen würden vom Freistaat vernachläs-
sigt, wenn dieser gleichzeitig für den besten kommu-
nalen Finanzausgleich seit Jahrzehnten sorgt!
Oberbürgermeister Maly - von Ihrer Partei - und viele
anderer Ihrer kommunalpolitischen Kollegen loben
das und sagen: Das ist der beste kommunale Finanz-
ausgleich, den es in 60 Jahren je gab.

Der kommunale Finanzausgleich steigt auf 7,7 Milliar-
den Euro. Damit steht mehr Geld zur Verfügung - für
Schulen, Kindergärten, Straßen, die Krankenhausfi-
nanzierung und viele andere Dinge. Sie haben hier
einen falschen Eindruck erweckt, Herr Halbleib. Ihre
Behauptungen weise ich auf das Entschiedenste zu-
rück.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Vielen Dank. -
Die nächste Zwischenbemerkung kommt von Kollegin
Claudia Stamm, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Bitte
schön.

Claudia Stamm (GRÜNE): Sehr geehrter Herr
Staatssekretär Pschierer, Sie sagten gerade: "unser
eigenes Land Baden-Württemberg". Ich weise das zu-
rück. Es ist nicht "unser Land Baden-Württemberg".

Aber zur Situation dort: Es sind alte Schulden, die von
Ihrem Unionskollegen Mappus übernommen worden
sind. Konkret zum Stellenschlüssel: Dieser liegt in
Baden-Württemberg - die Zahl können Sie gern nach-
prüfen - bei 1 Lehrer zu 14,1 Schülern. In Bayern lie-
gen wir - auch wenn von dem, was Sie versprochen
haben, tatsächlich einiges umgesetzt wird - bei 1 Leh-
rer zu 16 Schülern. Gäbe es das bayerische Verhält-
nis in Baden-Württemberg, dann wäre auch dort der
Haushalt ausgeglichen. So viel dazu.

Wie Sie Realitäten ausblenden, hat auch Ihre Argu-
mentation zu der 10-Milliarden-Euro-Kreditaufnahme
zur Rettung der Landesbank wieder gezeigt. Sie
haben dabei leicht geschmunzelt; ich hoffe, das deu-
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tet darauf hin, dass Sie selbst nicht so richtig daran
glauben, was Sie dazu gesagt haben.

Ein weiteres Beispiel dafür, wie Sie mit Realitäten und
Wahrheiten umgehen: Der bayerische Staatshaushalt
war nicht acht Jahre in Folge ausgeglichen. Er muss
zwar formal ausgeglichen sein, aber ich meine mit
"ausgeglichen" die Übereinstimmung von Einnahmen
und Ausgaben. In drei Jahren war er tatsächlich aus-
geglichen, wenn auch zum Teil erst im Nachhinein
dafür gesorgt wurde. Es gab auch Entnahmen aus
Rücklagen. Bei der Aufstellung war man noch von
einem Finanzierungssaldo ausgegangen, aber dann
sprudelten ohne Ende Steuermehreinnahmen, sodass
der Ausgleich im Nachhinein möglich wurde. Ich bitte
Sie, hier ein bisschen weniger beim Mythos und ein
bisschen mehr bei der Wahrheit zu bleiben.

(Beifall bei den GRÜNEN)

In einem Punkt haben Sie sich in Ihrer eigenen Rede
widersprochen; da sind Sie hin und her geschlingert.
Einmal haben Sie gesagt, wie toll Bayern sei, weil
Bayern 2000 die Blaupause für die bundesgesetzliche
Schuldenregel geliefert habe.

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Kommen Sie
bitte zum Schluss.

Claudia Stamm (GRÜNE): Aber was ist denn diese
Blaupause? Sie ist ein einfaches Haushaltsgesetz
und nicht in der Bayerischen Verfassung verankert.
Ich frage mich: Wenn diese Blaupause so toll ist,
warum brauchen wir auf einmal - -

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Frau Stamm,
kommen Sie bitte zum Schluss.

Claudia Stamm (GRÜNE): Ja, ich komme gleich zum
Schluss. Ich habe gehört, dass der Herr Staatssekre-
tär so viel überzogen habe, weswegen auch ich ein
wenig überziehen dürfe.

(Heiterkeit)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Aber nicht um
zwei Minuten.

Claudia Stamm (GRÜNE): Okay. - Ich frage mich:
Warum muss jetzt die Verankerung in unserer Verfas-
sung erfolgen, wenn Bayern doch so toll ist und sogar
die Blaupause für die bundesgesetzliche Schuldenre-
gel geliefert hat?

(Beifall bei den GRÜNEN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Herr Pschierer,
bitte.

Staatssekretär Franz Josef Pschierer (Finanzminis-
terium): Frau Kollegin Stamm, ich habe vorhin ausge-
führt, dass 13 von 16 Bundesländern eine solche Re-
gelung entweder schon in ihre Landesverfassung
aufgenommen haben oder dass sie dies planen. Le-
diglich zwei Bundesländer - Sachsen-Anhalt und Thü-
ringen - wollen das nicht tun. Allein diese Tatsache
zeigt, dass sowohl die großen Flächenländer als auch
die Stadtstaaten den richtigen Weg beschreiten. Auch
der Freistaat Bayern wird ihn beschreiten.

Das Zweite, Frau Kollegin Stamm: Ich habe Sie so
verstanden, dass Sie gesagt haben: "Wir haben dort
von Herrn Mappus Schulden übernommen." Auch wir
im Freistaat Bayern haben Schulden, 22,5 Milliarden
Euro. Aber im Unterschied zu Ihrer Landesregierung
in Stuttgart machen wir keine neuen Schulden, son-
dern wir zahlen Schulden zurück! Etwas anderes ist
doch pervers, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU und der FDP - Markus
Rinderspacher (SPD): Von wem haben Sie denn
die Schulden übernommen?)

Sie greifen in Stuttgart in die Kasse und versprechen
das Blaue vom Himmel - zulasten der nächsten Gene-
ration.

Dritter Punkt, Frau Kollegin Stamm: Selbstverständ-
lich waren wir aufgrund von Rücklagen in der Lage,
den Haushalt auszugleichen. Es war übrigens einma-
lig in ganz Europa, dass ein Land in der Lage war,
während der Wirtschafts- und Finanzkrise seinen
Haushalt auszugleichen. Das ging nur mit Rücklagen.
Insofern war es aber richtig, dass sie aufgebaut wor-
den sind. Es ist auch richtig, die Rücklagen immer
wieder aufzufüllen, wenn die Konjunktur gut läuft.

Letzter Punkt, Frau Kollegin Stamm: Vielleicht lag es
an Ihrem Charme, dass ich geschmunzelt habe, oder
an sonst was. An meinen Ausführungen zur Landes-
bank kann es jedenfalls nicht gelegen haben. Noch
einmal die klare Ansage - das müssten Sie eigentlich
wissen; aber man kann es nicht oft genug wiederho-
len, weil Sie es einfach nicht kapieren, Entschuldi-
gung! -:

Erstens. Es ging um eine Eigenkapitalhilfe für eine
Landesbank.

Zweitens. Die Bayerische Landesbank gibt es noch,
während andere Landesbanken längst abgewickelt
werden mussten. Es ist richtig, dass wir diese Lan-
desbank für die bayerische Wirtschaft noch haben.

(Beifall bei der CSU)
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Drittens. Erkennen Sie doch endlich an, dass es ein
großes Verdienst der Staatsregierung war, diese Ei-
genkapitalunterstützung von 10 Milliarden Euro allein
zu schultern und nicht den 73 bayerischen Sparkas-
sen Opfer zu oktroyieren, die manche Sparkasse
schwerlich hätte bewältigen können. Das war eine
einmalige Leistung der Bayerischen Staatsregierung,
die zur Stabilität auch des Sparkassenwesens in Bay-
ern beigetragen hat.

(Beifall bei der CSU und der FDP - Zuruf von den
GRÜNEN: Wer hatte denn das versaubeutelt?)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön,
Herr Staatssekretär. Sie haben jedenfalls drei weitere
Wortmeldungen provoziert. Es gibt Wortmeldungen in
der Reihenfolge: Herr Klein, Herr Halbleib und Herr
Hallitzky. Zunächst Herr Klein, bitte schön.

Karsten Klein (FDP): Ich lasse mir noch etwas Zeit
übrig, damit ich am Schluss noch einmal etwas sagen
kann. - Ich will eigentlich nur drei kurze Anmerkungen
machen, weil ich einige Behauptungen nicht so ste-
hen lassen kann.

Die Kommunen in Bayern gehören zu den am wenigs-
ten verschuldeten in ganz Deutschland. Wenn Sie
sich an Ihre Anfrage erinnern und sich auch die Ant-
wort angeschaut hätten, dann wüssten Sie, dass in
der Studie der Bertelsmann Stiftung, die dort wieder-
gegeben ist, alle kommunalen Schulden zusammen-
gezählt werden, nicht nur die Haushaltsschulden. Die-
ser Hinweis erfolgt nur, damit es nicht immer falsch
gesagt wird.

Herr Kollege Halbleib, Sie vergleichen immer wieder
die Verbundquote in Bayern mit dem gesamten kom-
munalen Finanzausgleich. Wir in Bayern haben einen
breiter aufgestellten Finanzausgleich; insgesamt
geben wir zwischen 21 und 23 % unserer Steuerein-
nahmen an die Kommunen weiter. Das ist absolut
vergleichbar mit allen anderen Bundesländern.

Noch etwas möchte ich für uns festhalten: Aus dem
Regierungshandeln dieser Koalition aus CSU und
FDP ist kein einziger Euro an neuen Schulden ent-
standen.

(Markus Rinderspacher (SPD): Die Landesbank
war kein Regierungshandeln?)

- Das ist nicht aus dem Regierungshandeln dieser
Koalition entstanden, sondern aus dem Handeln der
Vorgängerregierung und aus dem der Sparkassen.
Da sollten Sie noch einmal nachschauen.

(Beifall bei der FDP - Unruhe bei der SPD und
den GRÜNEN - Glocke des Präsidenten)

Ganz im Gegenteil, wir tilgen mindestens 2,06 Milliar-
den Euro.

Viel wichtiger und der eigentliche Grund, warum ich
mich gemeldet habe, Herr Pfaffmann, ist doch Folgen-
des: Wir diskutieren jetzt über einen Gesetzentwurf,
aber eigentlich geht es um die Änderung der Baye-
rischen Verfassung. Uns liegt daran, dass diese Än-
derung von einer breiten Mehrheit in diesem Hause
getragen wird. Die wichtige Botschaft, die man von
hier aus nach draußen senden sollte, ist, dass wir ge-
meinsam daran arbeiten, dass die Schuldenbremse in
der Bayerischen Verfassung verankert wird, sie ein
Teil des Gesellschaftsvertrags wird und damit der Zu-
kunftsfähigkeit und der Generationengerechtigkeit
Rechnung getragen wird. Ich möchte darum bitten,
diesen Gedanken mit in die Sommerpause zu neh-
men und nach der Sommerpause die Diskussion zu
Ende zu führen. Dann sollten wir den Entwurf verab-
schieden. Ich hoffe, dass wir im nächsten Jahr nicht
nur in diesem Hause, sondern auch bei dem Volks-
entscheid eine Zweidrittelmehrheit bekommen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der CSU)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön.
Die nächste Wortmeldung ist von Herrn Kollegen
Halbleib. Bitte schön.

Volkmar Halbleib (SPD): Herr Präsident, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Geschätzter Kollege Klein,
wenn man tatsächlich daran interessiert ist, vernünfti-
ge Gespräche über dieses zentrale Thema hier im
Hause zu führen, dann sollten die Mitglieder des Kabi-
netts andere Reden als solche Bierzeltreden oder
Wahlkampfreden halten, wie sie Herr Staatssekretär
Pschierer gerade gehalten hat. Diese Rede war keine
Grundlage für vernünftige Gespräche.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN - Hans-
Ulrich Pfaffmann (SPD): Die können nichts ande-
res!)

Drei Punkte dazu. Erstens: das Thema Blaupause.
Die Schuldenbremse im Grundgesetz ist ganz anders
strukturiert als die, die wir im Augenblick in der Baye-
rischen Haushaltsordnung haben. Auch das sollte
man zur Kenntnis nehmen. Der diesbezügliche Vor-
schlag ist sehr ausdifferenziert. Er berücksichtigt die
konjunkturelle Lage und Sondersituationen, was die
Bayerische Haushaltsordnung nicht tut. Die ganzen
Regularien, die damit zusammenhängen, sind ganz
anders aufgebaut. Sparen Sie sich deswegen Aussa-
gen wie die, Sie hätten die Blaupause. Nichts davon
ist wahr. Die Schuldenbremse ist eine Regelung sui
generis, die umgesetzt werden muss.
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Zweiter Punkt. Zur Klarstellung: Gerade die Ausfüh-
rungen, die Sie, Herr Kollege Klein, selbst zitiert
haben, belegen eindeutig, dass, wenn man auf
Baden-Württemberg Bezug nimmt - das hat Herr Kol-
lege Pschierer gemacht -, die Verschuldung der Kom-
munen in Baden-Württemberg halb so groß wie die
der Kommunen in Bayern ist. Das sollte man zu-
nächst einmal zur Kenntnis nehmen. Wenn man
schon so großsprecherisch auftritt, dann sollte man
wissen, dass die Kommunen im Referenzland Bayern
doppelt so viele Schulden haben wie die in Baden-
Württemberg. Das spricht nicht für den kommunalen
Finanzausgleich, der in den Reden hier so gelobt
wurde.

(Beifall bei der SPD)

Dritter Punkt. Diese Koalition hat keine Schulden von
der SPD, den GRÜNEN oder den FREIEN WÄH-
LERN übernommen, sondern von der CSU. Sie hat
10 Milliarden Euro zusätzliche Schulden aufnehmen
müssen, weil sich die Fehlsteuerung der CSU bei der
Bayerischen Landesbank so desaströs ausgewirkt
hat. Deshalb haben wir jetzt 10 Milliarden Euro mehr
Schulden als vor drei Jahren. Das ist die Wahrheit,
die man hier aussprechen muss.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Mir wird angst und bange, wenn Herr Staatssekretär
Pschierer von Triple A und Stable Outlook spricht.
Diese Formulierung ist mir noch im Ohr, als sie von
Herrn Kollegen Professor Dr. Faltlhauser, ehedem Fi-
nanzminister, gebraucht wurde. Nachdem diese Wun-
derworte kamen, kam es zu dem Desaster bei der
Landesbank. Ich empfehle Ihnen, hier nicht so groß-
sprecherisch aufzutreten, sondern eine vernünftige
Grundlage für das Gespräch mit den Fraktionen zu
schaffen. Die Rede, die Sie, Herr Pschierer, hier ge-
halten haben, war nicht dazu geeignet, eine vernünfti-
ge Grundlage zu schaffen.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der GRÜ-
NEN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön.
Die nächste Wortmeldung kommt von Herrn Kollegen
Hallitzky. Bitte sehr.

Eike Hallitzky (GRÜNE): Geschätzter Herr Präsident,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich will zu drei Punk-
ten kurz etwas sagen. Zunächst zum Thema Wahr-
heit: Herr Pschierer, Sie wissen ganz genau, dass
Tausende von Lehrerstellen in Baden-Württemberg
von der Regierung Mappus aus Rücklagen finanziert
wurden. Das war völlig unsolide und muss jetzt von
Grün-Rot abgearbeitet werden. Es wäre doch völlig
absurd, wenn ich Ihnen vorhalten würde, dass Map-

pus eine unsolide Politik gemacht hat. Es gibt keine
Haftung der Parteien, die hier in Bayern agieren, für
andere Bundesländer. Das sollten Sie begreifen.
Sonst könnten wir Ihnen vorwerfen, was die Vorgän-
gerregierung in Baden-Württemberg gemacht hat.
Aber es wäre absurd, wenn wir das täten. Also: Wir
sind hier nicht in Bremen, sondern in München. Neh-
men Sie das zur Kenntnis. Auch die GRÜNEN sind
hier in Bayern.

(Beifall bei den GRÜNEN und Abgeordneten der
SPD)

Es gibt bei dem Thema Wahrheit noch einen zweiten
Aspekt. Uns geht es nicht darum, dass Sie die Verur-
sacher der Schulden von zehn Milliarden Euro waren
- das wissen sowieso alle -, sondern es geht uns
darum, wie Sie mit der Wahrheit hier im Parlament
umgehen. Sie betreiben Geschichtsklitterung und be-
haupten, dieses Haus habe seit sechs, sieben, acht
oder zehn Jahren - es ist völlig egal, jedenfalls sind
die zehn Milliarden Euro in dieser Zeitspanne enthal-
ten - nur Haushalte ohne Neuverschuldung beschlos-
sen. Das stimmt nicht. Das zeigt, wie Sie mit Wahrheit
umgehen und wes Geistes Kind Sie sind. Das werfen
wir Ihnen vor. Wir werfen Ihnen nicht vor, dass die
Schulden von fünf Milliarden Euro oder zehn Milliar-
den Euro von den Problemen der Sparkassen herrüh-
ren - vieles davon ist richtig -, aber Sie gehen mit der
Wahrheit falsch um. Das ist Ihr Problem.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Zweitens. Zum Thema Schnelligkeit: Wenn die CSU,
angeblich getrieben von dem Zwei-bis-Vier-PS-Motor
FDP - das ist unterschiedlich je nach Umfrage -, nicht
in die Pötte kommt, während fast alle anderen Bun-
desländer bereits eine gesetzliche Regelung geschaf-
fen haben, dann können Sie doch weiß Gott nicht
einer Fraktion, die einen Vorschlag vorlegt, wie dieses
Gesetz zu ändern ist, Schnellschüsse vorwerfen. Das
hat Herr Kollege König, der sich mit Recht relativ
schnell nach seiner Rede verzogen hat, behauptet.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Fassen Sie sich doch bitte schön an Ihre eigene Nase
und fragen Sie sich, warum Sie nicht in die Gänge
kommen. Das wäre eigentlich Ihre Aufgabe.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Drittens. Wir können über all das reden, und wir
GRÜNE wollen auch über all das reden, was in die
Verfassung gehört, aber haben deutlich gesagt, dass
wir die Schuldenbremse nicht in der neuen Verfas-
sung haben wollen. Deswegen ist es völlig klar, dass
wir hierzu getrennt von dieser Verfassungsdebatte
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einen Gesetzentwurf vorlegen werden. Dass Sie an-
dere Positionen als die bayerischen Verfassungsrich-
ter haben, ist Ihnen unbenommen. Die können Sie
gerne haben. Aber uns vorzuwerfen, wir würden
schräg handeln, ist nun wirklich nicht korrekt.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir wollen keine Schaumschlägerei um Verfassungs-
artikel. Sie wissen, dass wir uns auch kritisch zu dem
Vorhaben äußern, Klimaschutzziele in die Verfassung
aufzunehmen. Wie kann das ein GRÜNER tun? Nun,
Klimaschutzziele sind mit den Bestimmungen über die
Umwelt und andere Bestimmungen abgedeckt.
Warum sollten wir die Verfassung mit Klimaschutzzie-
len überfrachten? Das bringt null zusätzlichen Ge-
winn. Wir wollen keine substanzlose Show. Sie sind
aber nun einmal Spezialisten für Symbolpolitik. Das
müssen wir Ihnen lassen. Aber Sie sollten uns nicht
vorwerfen, dass wir dieses Spiel nicht mitmachen.

(Beifall bei den GRÜNEN und Abgeordneten der
SPD)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Vielen Dank,
Herr Kollege Hallitzky. Die Aussprache ist geschlos-
sen. Ich schlage vor, den Gesetzentwurf dem Aus-
schuss für Staatshaushalt und Finanzfragen als feder-
führendem Ausschuss zu überweisen. Besteht damit
Einverständnis? - Ich sehe keinen Widerspruch.
Damit so beschlossen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 3 auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung
über die Errichtung der "Stiftung Opferhilfe
Bayern" (Drs. 16/11626)
- Zweite Lesung -

und

Bestimmung
der Vertreter des Landtags im Stiftungsrat

Ich eröffne die Aussprache. Im Ältestenrat wurde hier-
zu eine Redezeit von fünf Minuten pro Fraktion ver-
einbart. Erster Redner ist Herr Kollege Heike für die
Fraktion der CSU. Bitte schön, Sie haben das Wort.

Jürgen W. Heike (CSU): Herr Präsident, meine
Damen und Herren Kollegen! Ich hoffe, dass wir jetzt
etwas zügiger zum Ziele kommen. Der Zweck des
Opferhilfegesetzes, das wir schon in verschiedenen
Ausschüssen besprochen haben, ist hauptsächlich
die finanzielle Unterstützung von Opfern, denen
schnell und unbürokratisch geholfen werden soll. Es
handelt sich um eine Unterstützung für diejenigen, die
sonst häufig aus wirklich tragischen Gründen leer
ausgegangen sind. Ich sage dazu: Es ist eine Unter-

stützung, aber auf keinen Fall ein voller Ersatz für
Schäden, die eintreten. Es handelt sich um eine erste
Hilfe, die wir brauchen, die notwendig ist und auf die
es bisher keinen Rechtsanspruch gab.

Für uns ist es wichtig, dass wir ein Signal setzen. Der
Aufbau dieser Opferhilfe wird begrüßt. Im Übrigen
sehen auch die Verbände weitestgehend positiv, dass
wir diese Initiative ergriffen haben. Wir dürfen nicht
vergessen, dass die Verbände selbst als Empfänger
dieser Leistungen infrage kommen werden. Es geht
also nicht nur um einzelne Personen.

Natürlich hat es auch Kritik an den Mittelzuweisungen
gegeben. Man sagt, dadurch werde die eine oder an-
dere NGO weniger Mittel bekommen. Das ist aber
nicht der Fall. Es ist ausdrücklich verankert, dass die
Mittel des Staates aus den Bußgeldern sowie aus den
Einstellungsverfügungen kommen, die sonst der
Staatskasse zuflössen, und somit die NGOs selbst
nicht direkt betroffen sind. Der Grundstock soll und
kann aufgefüllt werden; das ist selbstverständlich. Im
Moment ist das nur ein Zeichen, und ich gehe davon
aus, dass dieses Zeichen notwendig und richtig war
und dass es deshalb - ich betone, wie es der Kollege
Arnold im Ausschuss auch gesagt hat - nur ein erster
Schritt sein kann. In diesem Punkt stimme ich dem
Kollegen Arnold zu. Es ist aber kein Placebo, sondern
es ist der Versuch, zu einer vernünftigen Lösung für
die Zukunft zu kommen, um den Opfern, die sonst
leer ausgingen, eine Unterstützung zukommen zu las-
sen.

Es gab noch eine Diskussion über die Größe des Stif-
tungsrates. Für mich ist selbstverständlich, da oft ge-
klagt wird, es seien nicht alle und nicht genügend be-
teiligt, dass jede Fraktion in diesem Stiftungsrat
vertreten sein soll. Ich sehe das als Zeichen der Ach-
tung vor dem Parlament und halte es daher für richtig
und notwendig. Alle Fraktionen sind dabei, und des-
halb stimmen wir dem Vorschlag des Rechtsaus-
schusses und der anderen mitberatenden Ausschüs-
se zu. Die Änderungen sind zu Protokoll gegeben.
Diese werden von uns so akzeptiert. Ich halte es für
richtig, dass wir die Präsenz - wie wir das schon dis-
kutiert haben, Herr Kollege Arnold - nicht nur in Ober-
bayern und im Süden Bayerns stärken; es gehört
auch der Norden dazu. Dem wird Rechnung getragen,
und deswegen bitte ich um Zustimmung.

(Beifall bei der CSU)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Für die SPD-
Fraktion hat Herr Kollege Arnold das Wort.

Horst Arnold (SPD): Herr Präsident, Kolleginnen und
Kollegen! Die SPD stimmt diesem Entwurf zu. Es ist
die Spätzeugung eines vor Zeiten angekündigten
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Embryos. 2010 haben Sie erklärt, die Opferhilfe in
Gang setzen zu wollen. Jetzt, im Jahr 2012, sind wir
tatsächlich dabei, das auf den Weg zu bringen. Dieser
Embryo ist gezeugt aus dem Gedanken, dass die
bundesrechtlichen Regelungen bei Weitem nicht aus-
reichen, um das Leid und das Elend der Geschädig-
ten adäquat ausgleichen zu können. Der Gedanke,
das unbürokratisch zu regeln, und ein Blick auf die
Homepage der Bundesbeauftragten zum Opferent-
schädigungsgesetz zeigen, wie erschreckend die der-
zeitige Gesetzeslage empfunden wird. Es wird ausge-
führt, dass das Opferentschädigungsgesetz doch
wohl eher ein Opferbeschädigungsgesetz sei, weil die
Prüfverfahren heftig sind und man Täter insoweit be-
fragen muss, ob Beschädigungen tatsächlich adäquat
entstanden sind. Wörtlich: Es kann doch nicht sein,
dass das Versorgungsamt den Täter als Zeugen dafür
lädt, um seine Aussage dazu zu verwenden, finanziel-
le Ansprüche zurückzuweisen.

Es besteht in der Tat ein Bedürfnis, die Angelegenheit
zu regeln. Hierzu ist die Opferhilfe ein embryonaler
Ansatz. Der Freistaat Bayern hat - ich habe es schon
zitiert - in Bezug auf Leistungen nach dem Opferent-
schädigungsgesetz im Jahre 2005  10,4 Millionen ge-
zahlt hat, im Jahre 2009 16,3 Millionen. Wir reden von
Millionenbeträgen in einem zunehmend schmäler
werdenden Korridor an Finanzleistungen. Wenn die-
ser Embryo Opferentschädigung hoffentlich zum
Säugling erstanden ist, stehen ihm gerade einmal
70.000 Euro als Basis, als Unterhaltsgeld zur Verfü-
gung. Bei diesem geringen Satz muss man befürch-
ten, dass die Zukunft des Säuglings nicht gesichert
ist. Deswegen weisen wir von vornherein darauf hin,
dass diese Speisung aus Bußgeldern nicht allein ge-
nügt, sondern regen an, dass auch aus dem Haushalt
Mittel bereitgestellt werden.

Wie sieht es mit der Kinderstube des Säuglings aus?
Ein Blick in den Haushaltsvermerk im Nachtragshaus-
halt 2012 zum Kapitel 04 01 Titel 124 01 der Justiz
genügt. Dort steht: "Der Stiftung Opferhilfe können
Räume des Staatsministeriums der Justiz und für Ver-
braucherschutz zur unentgeltlichen Nutzung überlas-
sen werden. Sie kann ferner im bescheidenen Um-
fang auf sonstige Infrastruktur … des Ministeriums
unentgeltlich zugreifen." Was heißt das? Wer zahlt die
Mittel? Wahrscheinlich wiederum nicht das Ministeri-
um. Das ist doch ein Placebo, was wir so nicht dulden
können und entsprechend kritisieren müssen. Auch
wenn wir dafür sind, ist es das Recht der Opposition,
die Mangelhaftigkeit dieses Entwurfes entsprechend
zu geißeln. Wir werden im Rahmen unserer Tätigkeit
dafür Sorge tragen, dass die Angelegenheit in geord-
nete Bahnen kommt.

Wenn Sie sagen, die Opferhilfe werde entsprechend
von Bußgeldern gespeist: Ich war neun Jahre lang
Richter und habe Bußgelder verteilt - an die Lebens-
hilfe, den Stadtjugendring, Resozialisationshilfe usw.
Diese Gelder müssten entsprechend umgeleitet wer-
den. Es handelt sich um ein Hütchenspiel. Wir müss-
ten sicherstellen, dass im Staatshaushalt festgelegt
wird, dass Bußgelder direkt dieser Opferhilfe zur Ver-
fügung gestellt werden.

Dass wir die regionale Südlastigkeit insoweit beseitigt
haben, ist dankenswerterweise der Disziplin des Par-
laments geschuldet. Tatsächlich wird die Opferhilfe
nicht definiert oder bestimmt von entsprechenden Er-
ziehungsberechtigten zwischen Lech und Isar. Sogar
die Leute am Main haben die Chance, daran mitzuar-
beiten. Wir können sagen, dass es sich um einen
Schritt in die richtige Richtung handelt, es ist aber
nicht einmal ein kleiner Schritt, sondern nur eine Mini-
malbewegung. Deswegen ist dies auch als embryona-
le Geburtshilfe zu bezeichnen. Wir werden dabei hel-
fen, weil der Gedanke gut ist.

Es darf aber nicht sein, dass dieses Opferhilfegesetz
ein Alibi ist, das die Beteiligten gewissensbezogen
schützt, und dass die wirklich Geschundenen in den
Stürmen ihres Unwohlseins und ihrer Not alleine ge-
lassen werden. Ich habe die große Sorge, dass gera-
de dies geschieht. Wir werden konstruktiv mitarbeiten,
aber wir fordern bereits jetzt abstrakt und konkret, die
Mittel zu erhöhen. Die Zuschüsse, die der Freistaat
Bayern zum Juristentag gezahlt hat, beliefen sich auf
160.000 Euro. 70.000 Euro Opferhilfe, aber
160.000 Euro für den Juristentag - das ist das Verhält-
nis, das uns nicht passt.

(Beifall bei der SPD)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Es hat sich Herr
Kollege Streibl zu Wort gemeldet.

Florian Streibl (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter
Herr Präsident, verehrte Kolleginnen und Kollegen! Es
ist sicher ein löblicher Ansatz, den Opfern von Verbre-
chen zu helfen. Es besteht sicher Konsens, dass dies
getan werden muss. Ob dies durch ein Opferhilfege-
setz oder eine Stiftung besser geregelt werden kann,
sei dahingestellt. Ich kann sehr vieles von dem, was
Kollege Arnold gerade gesagt hat, nur unterstreichen.
Es ist eigentlich nur ein Placebo, wenn wir 20.000 Eu-
ro für diese Stiftung zur Verfügung stellen. Der Sinn
und Zweck einer Stiftung ist, aus dem Stiftungsvermö-
gen heraus zu handeln und zu arbeiten. Wenn diese
20.000 Euro pro Jahr mit 3 % verzinst werden, haben
wir gerade einmal 600 Euro, die wir für ein Opfer im
Jahr ausschütten können. Das ist nach meiner Mei-
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nung lächerlich. Es müsste wesentlich mehr Geld ein-
gestellt werden.

Es ist trügerisch zu meinen, man könne diese Summe
aus Bußgeldern aufstocken. Die Vergabe von Bußgel-
dern an wohltätige Organisationen und gemeinnützige
Einrichtungen liegt allein in der Entscheidungskompe-
tenz des Richters, der in dieser Frage unabhängig ist.
Wir können den Richtern nicht vorschreiben, an wel-
che Einrichtungen sie die Gelder zu vergeben haben.
Insoweit denke ich, dass dieser Weg vielleicht in die
Irre geht. Man müsste daher das Vermögen enorm
aufstocken.

Ansonsten verschlingt der Stiftungsrat, der über die
Vergabe beschließen soll, der mit Abgeordneten, Ge-
neralstaatsanwälten und hohen Beamten besetzt ist,
ein Vielfaches an Geld, das anderweitig ausgegeben
werden könnte. Deshalb denken wir, dass wir diesen
Weg nicht beschreiten sollten. Es wäre wesentlich
sinnvoller, das Opferentschädigungsgesetz praktika-
bel aufzustocken, damit es den Opfern wirklich hilft.

Der beste Opferschutz ist immer noch, Verbrechen zu
verhindern, um Opfer zu vermeiden. Bei diesem
Punkt müsste man viel stärker ansetzen. Wir müssten
bei der Polizei mehr Stellen schaffen und die Folgen
der Überalterung abmildern. Dazu gehört auch der
zielführende Ausbau des Behördenfunks. Dazu gehört
auch, dass die Stellenpläne bei der Polizei nicht mehr
so anmuten, als wenn sie aus dem frühen Neolithikum
stammen würden, sondern dass sie der heutigen Zeit
und Situation angepasst werden. Hier muss man an-
setzen, damit die Sicherheit in Bayern erhöht wird;
und wenn man das alles getan hat, um Verbrechen
und Opfer zu verhindern, dann kann man auch weiter
über einen Opferschutz sprechen, aber erst einmal
sollte man die grundlegenden Baustellen schließen,
bevor man ein Feigenblatt um die Justitia bindet, um
zu sagen, hier tue man etwas, was bei näherem Hin-
sehen eigentlich nur lächerlich ist. Deswegen werden
wir diesen Gesetzentwurf ablehnen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön. -
Die nächste Wortmeldung kommt von Frau Kollegin
Stahl; bitte schön.

Christine Stahl (GRÜNE): Herr Präsident, meine
Herren und Damen! Wir lehnen den Gesetzentwurf
ab. Die Gründung einer Stiftung ist überflüssig, vor
allem, wenn sie, wie im vorliegenden Fall, im Grund-
stockvermögen derart wenig Geld erhält. Sie hat den
falschen Ansatz, weil sie Konkurrenzen zu bestehen-
der Opferhilfe schafft. Sie schafft Parallelstrukturen
und bindet außerdem Kräfte, die wir woanders
bräuchten. Effektivität sieht anders aus.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Es wäre einmal grundsätzlich wert, sich hier im Hause
über das Stiftungswesen in Bayern zu unterhalten,
beispielsweise über Vermögen, das teilweise aus
Steuergeldern aus dem Bayerischen Roten Kreuz mit
der angegliederten Bergwacht gebildet und in eine
Stiftung Bergwacht verschoben worden ist. Bei der
Landesstiftung werden mal eben 150 Millionen Euro
verpulvert, und außer der Opposition kümmert es nie-
manden. Und dann sprechen wir über Stiftungsneu-
gründungen, die aus meiner Sicht erst einmal nur Pla-
cebos sind.

Es wird viel und zu Recht über Opferhilfe gesprochen.
Wir hatten erst kürzlich die Debatte zu den Opfern
von Naziübergriffen. Dankenswerterweise haben sich
Bund und Land bereit erklärt, den Angehörigen der
vom NSU Ermordeten Hilfe zukommen zu lassen.
Aber es gab und gibt eine ganze Reihe von Opfern
rechtsextremistischer Übergriffe, die bis heute kein
Geld erhalten haben, und ich frage mich: Würden sie
beispielsweise Geld aus der Stiftung bekommen,
wenn es um existenzielle Fragen, zum Beispiel Be-
rufsausübung, ginge, für die ich ein Auto oder ande-
res brauche?

Die Kategorien des Opferentschädigungsgesetzes
sind so angelegt, dass tatsächlich eine Lücke besteht;
darin sind wir uns einig. Nur würde ich dafür plädieren
- und Sie sind immerhin auf der Bundesebene mit in
der Regierungsverantwortung -: Schließen Sie diese
Lücke und überlegen Sie sich einmal, wie man bun-
desweit für mehr Gerechtigkeit sorgen kann.

Außerdem kann diese Stiftung nur sinnvoll arbeiten,
wenn zumindest neben den Geldern für den Aufbau
und dem - Pardon! - lächerlichen Stiftungsvermögen -
- Wir sehen bei der Stiftung Datenschutz, dass es
überhaupt nichts bringt, wenn keine ordentlichen
Haushaltsmittel zur Verfügung gestellt werden. Über-
legen Sie einmal, ob Sie - vielleicht sagen Sie später
noch einen Satz dazu, Frau Justizministerin - denn
nicht im nächsten Haushalt eine Haushaltsstelle dafür
einrichten, mit der festgelegt wird, wie viel Geld aus
dem Haushalt des Justizministeriums in diese Stiftung
übergeht; denn tatsächlich sind aus Geldbußen und -
strafen sowie Verwarnungsgeldern Mittel vorhanden,
die von fünf Millionen über 2,72 Millionen bis zu an-
gedachten drei Millionen Euro reichen. Hier wäre
noch Luft.

Der Spendenkuchen - auch das ist einer unserer Kri-
tikpunkte an dieser Stiftung; das haben Sie angespro-
chen, und es wird von Ihnen vermutlich auch nicht be-
stritten werden - wird nicht größer, davon bin ich
überzeugt. Er ist nicht beliebig vermehrbar, deshalb
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muss natürlich darauf geachtet werden, bei der Ent-
schädigung und Hilfe für Opfer nicht noch zusätzliche
Konkurrenzen zu schaffen. Dies wird jedoch mit einer
solchen Stiftung getan, in der im Übrigen im Stiftungs-
rat lediglich eine Vertreterin bzw. ein Vertreter anderer
Opferorganisationen vorgesehen ist, dafür aber viele
aus der Justiz, und natürlich alle fünf aus den Fraktio-
nen. Ich wäre ebenfalls dafür gewesen, dass man
sich überlegt, ob man die Organisationen sehr viel
besser einbindet. Auch das ist ein weiterer Kritikpunkt.

Außerdem werden mit einer solchen Stiftung Parallel-
strukturen geschaffen; denn Geld wird zukünftig auch
weiterhin aus den Verwarnungen und Bußgeldern an
das Justizministerium fließen, da die Richterinnen und
Richter unabhängig sind. Gleichzeitig wird vielleicht
ein Teil an die Stiftung gehen, das möchte ich über-
haupt nicht in Abrede stellen, aber ich frage mich,
wieso man dann hier doppelt arbeitet und nicht alles
im Ministerium zusammenführen kann.

Eine Reform des Opferentschädigungsgesetzes bei
Stärkung der vorhandenen Strukturen und eine trans-
parent organisierte Ausschüttung der Gelder sollte an-
gedacht werden, die bereits am Justizministerium vor-
handen sind. Außerdem ist zu überlegen, wie man die
verschiedenen bereits existierenden Opferhilfen
stärkt. Dazu gehören auch die Frauennotrufe, auch
wenn sie per se erst einmal nichts mit Entschädigung
zu tun haben.

Dass Sie selbst etwas tun könnten, zeigt die offizielle
Evaluierung der Arbeit der Justiz. Hierzu haben die
Opferzeugen zu 38 % beklagt, dass ihre Bedürfnisse
von Richtern und Richterinnen eher schlecht bzw.
sehr schlecht berücksichtigt würden. Dort sollten Sie
beginnen, bevor Sie irgendwelche Scheinwelten auf-
bauen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön. -
Für die FDP-Fraktion spricht Kollege Dr. Fischer; bitte
sehr.

Dr. Andreas Fischer (FDP): Herr Präsident, liebe
Kolleginnen und Kollegen! Wir haben jetzt viele unter-
schiedliche Gedanken zum Thema Opferschutz ge-
hört, aber ich denke, in einem sind wir uns einig:
Opfer von Straftaten leiden erheblich an den körperli-
chen, seelischen sowie den wirtschaftlichen Folgen
der Tat; und sie erhalten die Folgen bzw. Schäden
überhaupt nicht oder nur teilweise ausgeglichen.

Ja, es gibt ein Opferentschädigungsgesetz, dessen
Leistungen einiges abdecken - aber eben nicht alles.
Über die gesundheitlichen Folgen der Tat hinaus sind
beispielsweise hohe Sach- und Vermögensschäden

überhaupt nicht erfasst, für die es keine Versicherung
gibt. Über das Ziel des Gesetzentwurfes sind wir uns
einig: Wir wollen die Opfer von Straftaten in den vom
Opferentschädigungsgesetz nicht abgedeckten Fällen
nicht allein lassen. Dass es dort eine Lücke gibt, darin
sind wir uns ebenfalls einig. Wir wollen und dürfen die
Opfer von Straftaten nicht vergessen, und wir dürfen
sie nach dem Leid auch am Ende eines Strafprozes-
ses nicht im Regen stehen lassen. Wenn wir ihr erlit-
tenes Unrecht auch nicht ungeschehen machen kön-
nen, so ist es doch zu begrüßen, wenn eine gewisse
finanzielle Entschädigung geschaffen wird. Das ist na-
türlich kein allzu großer Trost, aber besser, als wenn
die Opfer leer ausgehen.

Nun haben wir einige Kritikpunkte am Gesetzentwurf
gehört, und im Wesentlichen sind es drei Aspekte, die
kritisiert werden:

Zum Ersten steht der Vorwurf im Raum, es würden
Doppelstrukturen geschaffen. Das Opferentschädi-
gungsgesetz ist ein Bundesgesetz, und ich muss
schon sagen: Wenn wir hier im Bayerischen Landtag
die Verantwortung haben, dann ist es zunächst unse-
re Sache, eine Lücke zu schließen, und nicht zu
sagen: Berlin soll handeln. Das ist unsere Aufgabe,
und diese nehmen wir ernst.

(Zuruf der Abgeordneten Christine Stahl (GRÜ-
NE))

Zum Zweiten: Ich bin Vertreter im Bayerischen Land-
tag und nicht Vertreter der Bundesregierung. Sie
waren vorhin als Vertreterin sehr stark darauf be-
dacht, liebe Kollegin von den GRÜNEN, dass Sie
nicht die Verantwortung für Baden-Württemberg über-
nehmen, und ich übernehme nicht die Verantwortung
außerhalb meines Bereiches. Ich stehe hier in Verant-
wortung für den Freistaat Bayern.

(Beifall bei der FDP - Zuruf der Abgeordneten
Christine Stahl (GRÜNE) - Zuruf des Abgeordne-
ten Florian Streibl (FREIE WÄHLER))

Der dritte Gesichtspunkt: Sie sagen, es seien aufwen-
dige Strukturen vorhanden. Der Stiftungsrat kostet
Geld und Zeit, Kollege Streibl. Jetzt sage ich einmal:
Zeit - mag sein, Geld - eher weniger; denn er wird eh-
renamtlich tätig sein.

In den Stiftungsräten sind keine Vertreterinnen und
Vertreter, die etwas dafür bekommen, sondern sie tun
das, um den Opfern zu helfen, und ich denke, diese
Zeit sollten wir uns im Interesse der Opfer nehmen.

Damit bin ich beim vierten Punkt, der Frage der Fi-
nanzausstattung. Ich gebe offen zu: Ich hätte mir per-
sönlich ebenfalls eine größere Finanzausstattung ge-
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wünscht. Es wäre nicht ehrlich, wenn ich etwas
anderes sagen würde. Ich hätte hier ein höheres Ka-
pital lieber gesehen. Aber mir ist ein kleiner Schritt in
die richtige Richtung lieber als überhaupt kein Schritt,

(Zuruf des Abgeordneten Horst Arnold (SPD))

und mir ist der Spatz in der Hand - wie das alte
Sprichwort sagt - lieber als die Taube auf dem Dach.

Was Ihr schönes Bild vom Embryo anbetrifft, Kollege
Arnold: Wir alle - auch Sie - haben einmal als Embryo
angefangen. Aus manchem von uns ist auch durch-
aus etwas geworden. Deswegen bin ich absolut si-
cher, dass auch dieses Baby "Stiftung Opferhilfe" sich
hervorragend entwickeln und daraus ein kräftiger und
gesunder Säugling werden wird.

(Beifall bei der FDP und der CSU)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Vielen Dank,
Herr Kollege Dr. Fischer. - Als Nächste bekommt Frau
Staatsministerin Dr. Merk für die Stellungnahme der
Staatsregierung das Wort.

Staatsministerin Dr. Beate Merk (Justizministerium):
Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen! Manchmal
kann man einfach nur den Kopf schütteln und sich
wundern, dass man dazu von der Opposition nur Ne-
gatives hört, wenn man einen solchen Gesetzentwurf
einbringt.

Wir beginnen mit der Entschädigung von Opfern, die
ihre Entschädigung nicht aus dem Opferentschädi-
gungsgesetz und auch nicht von den Tätern bekom-
men, weil bei denen nichts zu holen ist, und damit in
eine Lücke fallen. Für diese Opfer tun wir etwas, und
das nicht zum ersten Mal, sondern wir haben bereits
im Jahre 2010 etwas für die Opfer getan, Herr Arnold,
das wissen Sie. Das waren zwar nur 110.000 €, die
wir aus unserem eigenen Haushalt eingebracht
haben, aber wir haben durchaus festgestellt, dass wir
damit eine Menge haben bewirken können.

Sie sprechen die Finanzierung dieser Stiftung an. Da
verstehe ich nicht, wenn gesagt wird, dass wir das
aus den Zinsen eines Grundstockvermögens errei-
chen sollten. Herr Streibl, Sie wissen, dass wir dafür
einen zweistelligen Millionenbetrag benötigen würden,
den es in einem Entschädigungsfonds in keinem ein-
zigen Bundesland gibt. Wenn wir aber die Bußgelder
nehmen, die an den Staat gehen - das sind, wenn ich
mir das Jahr 2010 anschaue, rund 30 % oder umge-
rechnet 5,5 Millionen Euro -, dann ist das doch etwas.
Ich meine, es ist ein sehr guter Anfang, um damit gut
arbeiten zu können. Dann müssen wir abwarten, ob
wir aufstocken müssen oder nicht. Damit ist ein guter
Anfang gemacht.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Wenn wir im Gesetz die Möglichkeit schaffen, dass
die Stiftung kein Personal bezahlen oder Räume und
Ähnliches mehr anmieten muss, sondern dafür die
Möglichkeit bieten, Overheads aus dem Justizministe-
rium zur Verfügung zu stellen, dann ist das der richti-
ge Weg, um sparsam und gezielt im Sinne der Opfer
zu arbeiten.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, insofern
sind Äußerungen wie "lächerlich" und Ähnliches nicht
in Ordnung. Ich denke mir: Wenn man nichts hören
und sehen will und immer nur meckert, dann ist das
nicht der richtige Weg, um den Opfern entgegenzu-
kommen. Mit irrationalen Forderungen schaffen wir
das auch nicht.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Deshalb sage ich es noch einmal: Wir bekommen
diese Finanzierung hin. Sie haben auf die Unabhän-
gigkeit der Richter verwiesen. Es sind nicht nur die
Richter, sondern es sind auch die Staatsanwälte, von
denen wir Bußgelder bekommen. Nachdem wir genau
diesen Weg einschlagen, wird das nicht dazu führen,
dass andere Opferverbände darunter leiden müssen,
weil wir ganz klar aus den Zuweisungen für den Staat
genug haben könnten. Die Politik ist hierbei die Kunst
des Möglichen und nichts anderes. Wir sind auf einer
Zielgeraden, um Gutes zu bewerkstelligen. Im Herbst
könnten wir beginnen. Man kann das Ganze natürlich
auch wieder vertagen, aber ich glaube nicht, dass wir
dann im Interesse der Opfer arbeiten werden.

Deswegen, meine sehr geehrten Damen und Herren,
bitte ich Sie sehr herzlich, diesem Beschluss zu fol-
gen, sodass wir im Herbst an die Opfer die ersten
Zahlungen ausweisen können.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Vielen Dank für
Ihren Beitrag. Frau Staatsministerin, einen Moment
bitte. Wir haben noch eine Zwischenbemerkung von
Frau Kollegin Stahl.

Christine Stahl (GRÜNE): Es ist nur eine Frage. Frau
Justizministerin, wenn Sie davon sprechen, dass circa
fünf Millionen Euro an Geldbußen und Verwarnungs-
geldern eingehen, dann ist das ein Betrag, den es
2008 gab. Dann gab es 272 Millionen Euro, und jetzt
ist von 319 Millionen Euro im Haushalt die Rede, die
an das Justizministerium gehen. Darf ich Sie so ver-
stehen, dass Sie bereit sind, im nächsten Doppel-
haushalt eine Haushaltsstelle einzurichten? Und wenn
ja: Welchen Betrag wird diese Haushaltsstelle umfas-
sen?
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Ist Ihnen bekannt, wie hoch diese Schäden teilweise
sind? Wenn ich zum Beispiel an das demolierte Auto
der Opfer aus rechtsextremistischen Übergriffen in
Fürth denke, dann war das ein Schaden von
8.000 Euro, der nur zu einem Bruchteil von der Versi-
cherung übernommen wurde. Sehen Sie eine Chan-
ce, dass zukünftig Beträge in dieser Höhe fließen?
Bei einem Grundstockvermögen von 20.000 Euro?

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Frau Ministerin,
bitte.

Staatsministerin Dr. Beate Merk (Justizministerium):
Es gibt besonders für die Schäden aus rechtsextre-
mistischen Taten einen Fonds beim Bund. Das wis-
sen Sie wahrscheinlich, Frau Stahl. Ich gehe nicht von
dem Grundstockvermögen aus, sondern ich gehe von
dem Vermögen aus, das wir durch die Geldbußen be-
kommen werden. Ich werde im Moment natürlich
keine Stellung dazu nehmen, ob es einen weiteren
Haushaltsansatz, in welcher Höhe auch immer, geben
wird. Das ist der Unterschied: Wir sind in der Verant-
wortung. Wir machen Haushaltspolitik nach den Be-
dürfnissen, die dann da sind, und warten jetzt ab, was
wir mit diesem Gesetz erreichen können. Wir warten
auch ab, wie sich die Haushaltssituation dann gestal-
ten wird, und ich werde deswegen dazu jetzt nichts
sagen.

Ich bin überzeugt davon, dass wir mit diesem Stif-
tungsgesetz das erreichen können, was wir Ihnen dar-
gestellt haben. Wenn das nicht der Fall sein sollte,
dann - das ist richtig - werden wir uns darum bemü-
hen, anderweitig mehr Geld zu bekommen. Aber jetzt
gehe ich erst einmal davon aus, nachdem die Zahl
der Verfahren auch ansteigt, dass wir die entsprech-
enden Geldbußen requirieren können.

(Beifall bei der CSU und der FDP)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Vielen Dank,
Frau Staatsministerin. - Die Aussprache ist damit ge-
schlossen. Wir kommen zur Abstimmung. Der Abstim-
mung liegen der Gesetzentwurf, Drucksa-
che 16/11626, und die Beschlussempfehlung des
federführenden Ausschusses für Verfassung, Recht,
Parlamentsfragen und Verbraucherschutz, Drucksa-
che 16/13145, zugrunde. Der endberatende Aus-
schuss empfiehlt Zustimmung mit der Maßgabe ver-
schiedener Änderungen. Ich verweise insoweit auf die
Drucksache 16/13145. 

Wer dem Gesetzentwurf in der Fassung des endbera-
tenden Ausschusses zustimmen will, den bitte ich um
das Handzeichen. - Das sind die CSU, die FDP und
die SPD. Gegenstimmen? - Das sind die FREIEN
WÄHLER und die GRÜNEN. Stimmenthaltungen? -

Stimmenthaltungen sehe ich keine. Damit ist der Ge-
setzentwurf angenommen und so beschlossen. 

Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde,
führen wir gemäß § 56 der Geschäftsordnung sofort
die Schlussabstimmung durch. Ich schlage vor, sie in
einfacher Form durchzuführen. - Ich sehe keinen Wi-
derspruch. Wer dem Gesetzentwurf in der Fassung
des endberatenden Ausschusses seine Zustimmung
geben will, den bitte ich, sich vom Platz zu erheben. -
Das sind wieder die CSU, die FDP und die SPD. Ge-
genstimmen? - FREIE WÄHLER und GRÜNE. Stimm-
enthaltungen? - Diese sehe ich nicht. Das Gesetz ist
damit angenommen. Es trägt den Titel: "Gesetz über
die Errichtung der ‚Stiftung Opferhilfe Bayern’".

Nach Artikel 7 Absatz 1 des soeben beschlossenen
Gesetzentwurfs besteht der künftige Stiftungsrat aus
mindestens 15 Mitgliedern. Davon kann der Landtag
in dieser Wahlperiode fünf Mitglieder bestimmen,
wobei jede Fraktion ein Mitglied benennen kann.

Um die erste Stiftungsratssitzung rechtzeitig vorberei-
ten zu können, hat die Staatsministerin der Justiz und
für Verbraucherschutz gebeten, die fünf Mitglieder
des Bayerischen Landtags noch vor der Sommerpau-
se zu bestimmen. Hierüber soll heute bereits im Vor-
griff Beschluss gefasst werden. Hinsichtlich der von
den Fraktionen benannten Mitglieder verweise ich auf
die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage)

Ich gehe davon aus, dass wir hierüber nicht einzeln
abstimmen müssen, sondern über alle Vorschläge ge-
meinsam abstimmen können. - Widerspruch erhebt
sich nicht. Dann lasse ich darüber abstimmen. 

Wer damit einverstanden ist, dass der Landtag die
von den Fraktionen benannten Mitglieder des Land-
tags zu Mitgliedern des Stiftungsrates bestimmt, den
bitte ich um das Handzeichen. - Das scheint einstim-
mig zu sein. Gegenstimmen? - Keine. Stimmenthal-
tungen? - Auch keine. Dann ist das einstimmig so be-
schlossen.

Damit bestimmt der Landtag die von den Fraktionen
benannten Mitglieder des Landtags zu Mitgliedern des
künftigen Stiftungsrats der "Stiftung Opferhilfe Bay-
ern".

Meine Damen und Herren, mit Ihrem Einverständnis
rufe ich noch die Tagesordnungspunkte 16 und 17
auf, zunächst Tagesordnungspunkt 16:

Bestätigung

9800 Bayerischer Landtag - 16. Wahlperiode Plenarprotokoll 16/106 v. 17.07.2012

http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000354.html
http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000300.html
http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000354.html


eines neuen Mitglieds des Landessportbeirats

Der Staatsminister für Unterricht und Kultus hat mitge-
teilt, dass der Vorstand des Bayerischen Jugendrings
beschlossen hat, dass Herr Michael Voss die Vertre-
tung für den Bayerischen Jugendring im Landessport-
beirat als Nachfolger von Herrn Eduard Schäffler
übernimmt. Herr Staatsminister Dr. Spaenle hat gebe-
ten, die hierfür gesetzlich vorgesehene Bestätigung
durch Beschluss des Landtags herbeizuführen.

Eine Aussprache findet hierzu nicht statt. Wir kommen
deshalb sofort zur Abstimmung. Wer dem vorgenann-
ten Vorschlag seine Zustimmung erteilen will, den
bitte ich um das Handzeichen. - Das sind alle Fraktio-
nen. Gegenstimmen? - Keine. Enthaltungen? - Auch
keine. 

Dem Vorschlag ist zugestimmt worden. Der Landtag
bestätigt damit gemäß Artikel 2 Absatz 3 des Geset-
zes über den Bayerischen Landessportbeirat Herrn
Michael Voss als neues Mitglied des Landessportbei-
rats.

Nun rufe ich Tagesordnungspunkt 17 auf:

Benennung
eines Mitglieds und eines stellvertretenden
Mitglieds für den Kongress der Gemeinden und
Regionen des Europarats (KGRE)

Der Ministerrat hat am 17. Juli 2012 beschlossen, so-
wohl den Sitz als auch den stellvertretenden Sitz im

Kongress der Gemeinden und Regionen des Europa-
rats, die Bayern in der kommenden Sitzungsperiode
von 2012 bis 2016 zustehen, dem Landtag anzubie-
ten. Nach § 48 Absatz 1 Satz 2 der Geschäftsordnung
besitzt die CSU-Fraktion das Vorschlagsrecht für das
offizielle Mitglied. Das Vorschlagsrecht für das stell-
vertretende Mitglied steht nach dem Sainte-Laguë/
Schepers-Verfahren der SPD-Fraktion zu.

Die CSU-Fraktion hat als ordentliches Mitglied die
Kollegin Angelika Schorer benannt. Vonseiten der
SPD-Fraktion wurde als stellvertretendes Mitglied der
Kollege Dr. Linus Förster vorgeschlagen. Wird hierzu
das Wort gewünscht? - Das ist nicht der Fall. 

Ich gehe davon aus, dass über beide Vorschläge ge-
meinsam Beschluss gefasst werden kann. - Auch
dazu erhebt sich kein Widerspruch. Dann lasse ich so
abstimmen. Wer mit der Benennung von Frau Schorer
als Mitglied und von Herrn Dr. Förster als stellvertre-
tendes Mitglied des Kongresses der Gemeinden und
Regionen des Europarats einverstanden ist, den bitte
ich um das Handzeichen. - Das sind alle Fraktionen.
Gegenstimmen? - Keine. Enthaltungen? - Auch keine.
Den Vorschlägen ist damit zugestimmt worden.

Ich darf die Sitzung für heute beenden. Ich gebe aber
noch den Hinweis: Die Busse fahren ab 18.30 Uhr.

Ich wünsche uns einen angenehmen Abend. 

(Schluss: 17.22 Uhr)
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Mitteilung 
 

Vorgeschlagene Mitglieder für den Stiftungsrat der Stiftung Opferhilfe 
Bayern (Tagesordnungspunkt 3) 

Die Fraktionen haben die nachstehenden Abgeordneten als Mitglieder für den 
Stiftungsrat der „Opferhilfe Bayern“ vorgeschlagen: 

 

 

CSU: Frau Petra Guttenberger 

SPD: Herrn Horst Arnold 

FREIE WÄHLER: Herrn Prof. Dr. Peter Bauer 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Frau Anne Franke 

FDP: Herrn Dr. Andreas Fischer 
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